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Hartmut Brocke, Stiftung SPI,  
Regiestelle E&C

Begrüßung und Einführung

Wenn es um die Anpassung an veränderte 
Bedingungen, die Sicherung der Standards in 
der Kinder- und Jugendhilfe und ihre Weiter-
entwicklung geht, konzentrieren sich die Qua-
litäts- und Strukturdebatten zumeist auf den 
städtischen Raum. Doch die Rahmenbedingun-
gen für die Kinder- und Jugendhilfe, die Ange-
botsstrukturen und Mobilitätserfordernisse auf 
dem Land sind andere.

Das Selbstverständnis und die professionel-
len Anforderungen an die Kinder- und Jugend-
arbeit befinden sich auch auf dem Land im Um-
bruch. Zum einen wandeln sich Formen und 
das Verhältnis von ehrenamtlicher und haupt-
amtlicher Arbeit und damit das Zusammen-
spiel der beteiligten Akteure, Profis und Laien. 
Auf der anderen Seite geht der Kinder- und Ju-
gendhilfe insbesondere in strukturschwachen 
ländlichen Räumen, und hier dramatisch in 
den ostdeutschen Bundesländern, ihr Klientel 
verloren. Eingebettet sind diese Entwicklungen 
in tiefgreifende Veränderungen, mit denen die 
Landkreise und Gemeinden konfrontiert sind 
und Reformen, die auf der Tagesordnung 
stehen (Gemeindefinanzen, Hartz-Reformen, 
Ganztagsbetreuung etc.).

Das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend hat unterschiedliche 
Bundesprogramme initiiert, in denen die Kin-
der- und Jugendhilfe im ländlichen Raum wei-
terentwickelt werden soll. Zum einen sollen mit 
diesem Werkstattgespräch die dort gesammel-
ten Erfahrungen zusammengeführt werden. 
Zum anderen sollen die zentralen Bereiche der 
Kinder- und Jugendarbeit im ländlichen Raum 
näher beleuchtet und diskutiert werden.

Zunächst werden die Angebotsstrukturen 
der Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land, 
die formellen (Jugendamt und Gemeinde) wie 
die informellen (Vereine, Verbände, Initiativen) 
dargestellt und wichtige Einflussfaktoren wie 
Mobilitätserfordernisse für Kinder- und Ju-
gendliche, die demografische Entwicklung und 
unterschiedliche jugendspezifische Milieus in 
Ost und West betrachtet. Hierbei ist wichtig, 
dass zivilgesellschaftliche, ehrenamtliche oder 
nachbarschaftliche Initiativen im ländlichen 
Raum einen sehr hohen Stellenwert einneh-
men.

Im zweiten Themenschwerpunkt Bildung 
und Beschäftigung sollen die Bereiche disku-
tiert werden, die von zentraler Bedeutung sind 
für die Zukunftschancen der Jugendlichen im 
ländlichen Raum. Bildung soll dabei nicht als 
reines kognitives Konzept verstanden werden, 

sondern als Bildungsraum, der die Aneignung 
kognitiver, sozialer und emotionaler Kompe-
tenzen ermöglicht und fördert.

Der dritte Themenschwerpunkt ist Netzwer-
ke bürgerschaftlichen Engagements und neue 
Formen des Ehrenamts und die Stärkung von 
Selbsthilfe und Eigeninitiativen, die wie schon 
erwähnt von besonderer Bedeutung für das 
ländliche Gemeinwesen sind (bei allen Unter-
schieden zwischen Ost und West). Insgesamt 
denke ich, ist die Kinder- und Jugendhilfe im 
ländlichen Raum damit gegenüber den Städ-
ten im Vorteil, weil die Zukunft der Kinder- und 
Jugendhilfe ganz sicher darin bestehen wird, 
dass die gesamten Konzepte – ob das Bera-
tungs- oder Angebotskonzepte sind – zukünftig 
alle einen zivilgesellschaftlichen Aspekt haben 
werden und Beteiligung organisieren müssen. 
Ehrenamt oder Nachbarschaftshilfe haben auf 
dem Land schon immer eine größere Rolle in 
den Angebotsstrukturen der Kinder- und Ju-
gendhilfe gespielt und werden dies auch in 
Zukunft.

Zuletzt soll der Themenschwerpunkt Loka-
le Bündnisse und Netzwerkarbeit beleuchtet 
werden. Lokale Netzwerke sind wesentlich 
für die Stärkung der Zivilgesellschaft und sie 
funktionieren im ländlichen Raum anders als 
in städtischen Gebieten. Hier wurden und wer-
den insbesondere mit den Bundesprogram-
men Erfahrungen gesammelt, wie im Bereich 
der Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit 
und Gewalt oder im Bereich lokaler Beschäf-
tigungsförderung. Den Schwerpunkt bilden 
hier Instrumente und Methoden, die die Eta-
blierung bzw. Steuerung von lokalen Netzwer-
ken unterstützen sowie die Frage, wie lokale 
Entscheidungsstrukturen unter Beteiligung der 
Bürger/innen aussehen können.

Nachdem das Programm des Werkstattge-
sprächs kurz umrissen wurde, soll neben den 
anderen hier vertretenen Programmen des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zunächst die Programm-
plattform E&C kurz vorgestellt werden, um 
mit der Darstellung der Philosophie von E&C 
auch die Fragestellungen des E&C-Werkstatt-
gesprächs stärker zu verdeutlichen.

Die Programmplattform „Entwicklung 
und Chancen junger Menschen in so-
zialen Brennpunkten“ (E&C)

Die Intention und Zielsetzung der Programm-
plattform E&C verweist auf die besondere Not-
wendigkeit einer Koproduktion in der Sozialen 
Arbeit, die an die Akteure der Kinder- und Ju-
gendhilfe besondere Anforderungen stellt: Zum 
einen die Orientierung auf soziale Gestaltungs- 
und Partizipationsprozesse für die Erlangung 
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von Zukunftskompetenzen für die Zielgruppe 
der Kinder- und Jugendhilfe, verbunden mit ei-
ner Spezifizierung auf den Bildungsbegriff und 
einer grundsätzlichen Ausrichtung auf Moder-
nisierungsgrundsätze öffentlichen Handelns 
sowie zum anderen auf die dazu notwendige 
– aber revisionsbedürftige – Netzwerk- und 
Programmarbeit im nationalen, lokalen und 
europäischen Zusammenhang.

Das Partnerprogramm „Entwicklung und 
Chancen junger Menschen in sozialen Brenn-
punkten“ (E&C) des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ)1 ist im Sinne einer ressortübergrei-
fenden Bündelung der Ressourcen und Aktivi-
täten in jenen Stadtteilen angesiedelt, die im 
Rahmen des Bund-/ Länderprogramms „Die 
Soziale Stadt“ - Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf“ des BMVBW2 von den Län-
dern in Abstimmung mit den Gebietskörper-
schaften ermittelt wurden. Im Gegensatz und 
in Abgrenzung zu den städtebaulichen Investi-
tionsprogrammen ist das Programm „E&C“ als 
nationale Programmplattform kein Förderpro-
gramm im klassischen Sinne, sondern der Ver-
such, den Akteuren auf den unterschiedlichen 
Ebenen Bund, Land, Kommunen und Stadtteil 
die Möglichkeiten eines Erfahrungsaustau-
sches und fachlichen Diskurses anzubieten. 

Im Zentrum der vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in-
itiierten Programmplattform „E&C“ stehen 
benachteiligte Kinder und Jugendliche in so-
zialen Brennpunkten und strukturschwachen 
ländlichen Regionen. E&C fügt deshalb den 
städtischen Quartieren des Programms „Die 
Soziale Stadt“ als einen besonderen Pro-
grammschwerpunkt „strukturschwache länd-
liche Gebiete“ hinzu. 

Ziel des Programms „E&C“ ist es zum einen, 
über die im Rahmen des Kinder- und Jugend-
plans des Bundes geförderte Infrastruktur der 
Kinder- und Jugendhilfe, Ressourcen und Maß-
nahmen für diese Sozialräume zu mobilisieren, 
die Arbeit im Rahmen der Kinder- und Jugend-
hilfe in diesen Sozialräumen qualifizieren und 
weiterentwickeln zu helfen sowie den Blick in 
der Kinder- und Jugendhilfe stärker als bisher 
auf die Probleme und Schwierigkeiten junger 
Menschen in diesen Sozialräumen zu richten. 
Zum anderen sollen neue Maßnahmen entwi-
ckelt und erprobt werden, die zur Förderung 
der sozialen, beruflichen und gesellschaftli-
chen Integration junger Menschen aus diesen 
Sozialräumen beitragen.

Die Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung, 
der Erwerb von Zukunftskompetenzen für Kin-
der und Jugendliche, die Stärkung von Eigen-
verantwortung und sozialem Engagement sind, 
so die Überzeugung des Programms, nicht in 

den einzelnen Hilfesystemen allein zu realisie-
ren, sondern nur durch die Mobilisierung von 
Querschnittskompetenzen der Ämter und Trä-
ger wie des demokratischen Gemeinwesens 
sowie durch die Stärkung der Handlungskom-
petenzen aller Akteure vor Ort im Stadtteil. 

Vor diesem Hintergrund betont das „E&C“-
Programm das Prinzip der sozialräumlichen 
Vernetzung. So strebt die Programmplattform 
„E&C“ weniger die schlichte Übertragung be-
währter Arbeitsformen in soziale Brennpunk-
te an, sondern zielt auf die Berücksichtigung 
der sozialräumlichen Rahmenbedingungen 
der Adressatinnen und Adressaten und ihren 
Umgang damit, die Einbeziehung und die Ko-
operation mit den vorhandenen bzw. in der 
Entwicklung befindlichen Institutionen und 
Einrichtungen und die Entwicklung eines auf 
die jeweiligen Probleme und Bedarfslagen be-
zogenen Unterstützungsangebotes.
Kernpunkte dieser Gemeinschaftsanstrengung 
sind:
< die Verbesserung der sozialen Infrastruk-

tur;
< die Verbesserung der Sozialisationsbedin-

gungen für ein gelingendes Aufwachsen; 
< die Teilhabe (materiell, sozial, kulturell und 

politisch) der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner, der Kinder und Jugendlichen;

< die Neuausformung einer Angebotsstruktur 
individueller Hilfen, einer modernen Kinder- 
und Jugendhilfe im Sinne einer Lebensla-
genpolitik, die nur als Gemeinschaftswerk 
gelingen kann.

Die Essentials der fachlichen Standards beider 
Programme „Die Soziale Stadt“ und „E&C“ 
orientieren sich auf den Sozialraum, die Ent-
wicklung neuer Steuerungsinstrumente, die 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger; das 
Ausrichten aller lokalen Akteure auf die Umset-
zung gemeinsamer sozialer Ziele.

Die Sozialraumorientierung wird dabei über-
setzt als die Gestaltung von Strukturen und Be-
ziehungen in der Lebenswelt der Kinder und 
Jugendlichen und ihrer Eltern, der Aktivierung 
von materiellen und sozialen Ressourcen, dem 
Aufbau von Netzwerken, der Quartiersarbeit 
und der Gemeinwesenarbeit.

Die Beteiligung als Teil einer Demokratisie-
rung meint die Gestaltung der materiellen und 
sozialen Teilhabe der Adressaten/innen durch 
Teilhabe in der Quartierspolitik, in der Gestal-
tung sozialer Angebote, in der Umsetzung von 
individuellen Rechtsansprüchen, Hilfeplanung 
im weitesten Sinne.

Daraus ergeben sich neue Anforderungen an 
die „Dienstleistungsarbeit“ der professionellen 
Akteure im Feld. Hierzu gehört insbesondere 
die Realisierung von Bedürfnissen und Bedar-
fen der Nutzer/innen, d. h. Nachfrageorientie-
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rung, Ergebnisüberprüfung, Beteiligung der 
Nutzerinnen und Nutzer, Koproduktion mit 
Schule, Sozialamt, Arbeitsamt, Polizei, Stadt-
planungsamt, Gesundheitsamt.3

Um in diesem Spannungsfeld handlungs-
fähig zu bleiben, schlagen beide Programme 
integrierte Handlungskonzepte im Sinne von 
lokalen Aktions- und Sozialplänen vor. Sie ha-
ben deshalb eine herausgehobene strategische 
und qualitätssichernde Bedeutung und setzen 
eine intensive Auseinandersetzung, wie ein ab-
gestimmtes methodisches Vorgehen voraus. 
Sie verlangen insbesondere:
< eine differenzierte Problembeschreibung 

(Wer hat welche Probleme mit dem Ge-
biet?);

< die Entwicklung von strategischen Entwick-
lungszielen (Leitzielen);

< die Umsetzung dieser strategischen Ziele in 
operative;

< die Ermittlung der betroffenen Ämter/Res-
sorts;

< die Auflistung der bestehenden Fördermög-
lichkeiten der Städte und Gemeinden des 
Landes und des Bundes;

< die Feststellung, wie bestehende Förder-
möglichkeiten für die Stadtteilentwicklung 
neu ausgerichtet werden können;

< die Feststellung von zusätzlichen Bedar-
fen;

< Welche Akteure stehen für welche Aufgabe 
zur Verfügung? Wer macht was?

Diese Handlungskonzepte umfassen damit - 
idealtypisch - die wichtigsten Arbeitsschwer-
punkte sozialräumlicher Orientierung:
< soziale und ethnische Integration;
< öffentlicher Raum und Sicherheit;
< Wohnen und Wohnumfeld;
< soziale Infrastruktur, Schule, Kinder, Ju-

gendliche und Familienförderung;
< Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftsförde-

rung;
< besondere soziale Lebenslagen, Gesund-

heitsförderung;
< neue Steuerungsinstrumente und Ressour-

ceneinsatz.
Die Aufgabe der freien Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe in dieser Gemeinschaftsanstren-
gung liegt darin, spezifische Strategien zu 
entwickeln und deren Umsetzung zu fördern, 
damit auch die jungen Menschen in sozial be-
nachteiligten Sozialräumen maßgeschneiderte 
Hilfen angeboten bekommen. 

Der nationalen Programmplattform „E&C“ 
sind Programmschwerpunkte/Programmmo-
dule zugeordnet. Gestartet wurde „E&C“ im 
Herbst 1999 mit einer Reihe von insgesamt 12 
Diskussions- und Fachforen. Im Jahr 2000 wur-
de eine Regiestelle E&C eingerichtet. Darüber 
hinaus gab/gibt es im Rahmen der Programm-

plattform „E&C“ inhaltliche Programmschwer-
punkte und sog. Teilprogramme:
< Wettbewerb „Fit für Leben und Arbeit/neue 

Praxismodelle zur beruflichen und sozialen 
Integration von Jugendlichen“;

< Freiwilliges Soziales Trainingsjahr;
< Ressourcenorientierung/gezielte Einbezie-

hung von sozial benachteiligten Jugendli-
chen in Sport, Kultur und Politik;

< Anlaufstellen und Interessenvertretungen 
für junge Migrantinnen und Migranten;

< Förderung von ehrenamtlichem Engage-
ment in strukturschwachen ländlichen Ge-
bieten;

< lokale Aktionspläne für Toleranz und Demo-
kratie;

< KuQ – Kompetenz und Qualifikation für jun-
ge Menschen in sozialen Brennpunkten

< Kompetenzagenturen, Arbeitsweltbezoge-
ne Jugendsozialarbeit.

< Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS), 
ESF-Bundesprogramm.

Die Programmplattform E&C organisiert auf 
den Ebenen Bund, Land, Kommunen und 
Stadtteilen einen ressortübergreifenden Erfah-
rungsaustausch und bietet einen bundeswei-
ten fachlichen Diskurs zur Weiterentwicklung/
Reform der sozialen Dienste in der Bundesre-
publik Deutschland an. Es ist das Ziel der Pro-
grammplattform E&C, die im Rahmen des Kin-
der- und Jugendplanes des Bundes geförderte 
Infrastruktur der Kinder- und Jugendhilfe für 
diese Sozialräume zu mobilisieren, die Arbeit 
der öffentlichen und privaten Träger der Kin-
der- und Jugendhilfe in diesen Sozialräumen 
zu qualifizieren, weiter zu entwickeln und den 
Erwerb von Zukunftskompetenzen für Kinder 
und Jugendliche in den Mittelpunkt der entwi-
ckelten Leitlinien zur Verbesserung der infra-
strukturellen und sozialen Situation in benach-
teiligten Stadtteilen / sozialen Brennpunkten zu 
stellen.

Die Programmplattform „E&C“ wird vom 
Deutschen Jugendinstitut in der Abteilung Ju-
gend und Jugendhilfe wissenschaftlich beglei-
tet. Vor dem Hintergrund der oben skizzierten 
Programmatik stehen dabei zwei Fragenkomp-
lexe im Zentrum: 
< Mit Hilfe welcher Konzepte und Strategien 

und unter welchen Rahmenbedingungen 
gelingt es, das Prinzip der Ressourcenopti-
mierung in Bezug auf Kinder und Jugendli-
che in den Stadtteilen umzusetzen?

< Mit Hilfe welcher Konzepte und Strategien 
und unter welchen Rahmenbedingungen 
gelingt es, die sozialräumliche Vernetzung 
in den Stadtteilen zu verbessern?

Die wissenschaftliche Begleitung erfolgt in en-
ger Kooperation mit der Projektgruppe „Sozia-
le Stadt“ des Deutschen Instituts für Urbanistik 
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(difu) (www.sozialestadt.de). Das Konzept der 
wissenschaftlichen Begleitung ist auf der Ho-
mepage des DJI (www.dji.de) einsehbar. Die 
Regiestelle E&C der Stiftung SPI informiert 
über das Internetportal www.eundc.de.

Der bei E&C reklamierte Paradigmenwechsel 
kann wie folgt zusammengefasst werden: 
„Da im Dienstleistungsparadigma die Interak-
tion zwischen Produzent und Konsument im 
Mittelpunkt steht und folglich die Dienstleis-
tung als ein Koproduktionsprozess zu begrei-
fen ist, in dem nicht nur der Klient/Konsument 
aktiviert werden muss, sondern in gleichem 
Maße formelle und informelle Netzwerkstruk-
turen im Wohnumfeld, Stadtteil oder Quartier, 
ist soziale Arbeit als Dienstleistung keineswegs 
ausschließlich einzelfallorientiert; die Sozial-
raumorientierung ist wesentlicher Bestandteil 
der Dienstleistung. Damit sind im Kern drei 
Einzelfallorientierung sprengende Zielsetzun-
gen verbunden:
< soziale Hilfen und soziale Dienste müssen 

noch stärker präventiv und ursachenbezo-
gen sein;

< das Bedürfnisgefüge sozialer Problemlagen 
hat neben individuellen Aspekten immer 
auch die spezifischen Lebensbedingungen 
als Grundlage, die kommunal gesehen als 
Faktor des sozialen Raums beschrieben 
werden können und

< soziale Hilfen sind als flexible, möglichst le-
bensweltnahe Angebote zu organisieren.“4

1) BMFSFJ „Entwicklung und Chancen junger Menschen in 

sozialen Brennpunkten“ (E&C), Programmpapiere 1999, 2001, 

2002, www.bmfsfj.de, www.eundc.de

2) Krautzberger/Richter, Die Soziale Stadt – Neuorientierung in 

der Stadtentwicklungspolitik und in der Sozialarbeit, in: Theorie 

und Praxis der Sozialen Arbeit 1/2002

3) „… und raus bist Du?“, Angebot Stiftung SPI, KuQ – Kom-

petenz und Qualifikation für junge Menschen in sozialen Brenn-

punkten, 2002, www.kundq.eundc.de

4) Holtkamp/Bogumil, Die Bürgerkommune und die Interessen-

slagen der kommunalen Entscheidungsstruktur, Expertise der 

Regiestelle E&C, 2001, www.eundc.de
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I. 

Angebotsstrukturen der  
Kinder- und Jugendarbeit  
auf dem Land
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Ute Opitz-Karig

Das Bundesmodellprogramm 
„Jugendarbeit im ostdeut-
schen ländlichen Raum“–  
Erfahrungen, Erkenntnisse, 
Ergebnisse1

Um es gleich vorwegzunehmen – das Positive 
zuerst: Das Bundesmodellprogramm „Jugend-
arbeit im ostdeutschen ländlichen Raum“ war 
insgesamt ein Erfolg – bei allen Einschränkun-
gen und Relativierungen, die gemacht werden 
müssen und auf die ich im Laufe meines Vor-
trages kommen werde.

Es war ein Erfolg für die beteiligten Praxispro-
jekte, es war ein Geschenk an die ausgewähl-
ten Projektregionen und vor allen Dingen war 
es ein Gewinn für die Jugendlichen auf dem 
Land. In ihren Köpfen und in den Herzen ist et-
was bewegt worden, schlecht messbar zwar, 
aber für den, der genauer hinsieht, durchaus 
festzustellen.

Das grundsätzliche Ziel, verschiedene Ar-
beitsformen der Offenen Jugendarbeit experi-
mentell in der Praxis zu erproben, ist erreicht 
worden. Zwischen den Praxisprojekten gab es 
dabei bemerkenswerte Synergieeffekte – es 
wurden neben den von der wissenschaftlichen 
Begleitung organisierten Tagungen gegensei-
tig die Projektstandorte besucht, gemeinsame 
Aktionen mit den Jugendlichen geplant und 
durchgeführt, und Kontakte der Projektmitar-
beiter/innen bestehen teilweise heute noch. 
Dieser Zusammenhalt der Projekte fand ge-
wissermaßen seinen krönenden Abschluss in 
der Tatsache, dass von fünf Projektteams ein 
gemeinsamer Projektantrag initiiert und einge-
reicht, jedoch leider nicht bewilligt wurde.

„Leuchttürme in der Landschaft“ sollten 
nicht errichtet werden – so die klare Maßgabe 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zum Start des Modellpro-
gramms. Das ist auch nicht geschehen. Nach-
haltigkeit und Langfristigkeit war angestrebt 
und die Projektteams hatten von Beginn an 
darauf hingearbeitet, in ihrer jeweiligen Pro-
jektregion „einen Fuß in die Tür zu bekom-
men“. Es ist – wie nach bisherigen Erfahrun-
gen in Modellprogrammen leider zu erwarten 
war – auch uns nicht in ausreichendem Maß 
gelungen, Länder und Kommunen „ins Boot zu 
holen“ und sie zu bewegen, die Projektansätze 
zu übernehmen und in Eigenregie fortzusetzen. 
Über die Gründe wird zu reden sein, auch wenn 
einige davon wohl auf der Hand liegen.

Eine Ausnahme – nach meinem Wissens-
stand – gibt es dennoch, und das in einer der 

strukturschwächsten Projektregionen des Pro-
gramms überhaupt: in Nordvorpommern. Aber 
wahrscheinlich lassen sich an der Küste, auf 
dem flachen Land Leuchttürme nicht nur bes-
ser errichten, sie bleiben auch eher stehen … 
Man könnte auch sagen: Dort hätten sie es am 
nötigsten gehabt.

Besagtes Projekt hatte zunächst den Nach-
teil, dass es während der gesamten Projekt-
laufzeit keinen eigenen Raum bzw. ein Gebäu-
de zur Verfügung hatte, nachdem es sich kurz 
nach Beginn massiv mit Eigentumsstreitig-
keiten konfrontiert sah und dadurch ungleich 
schlechtere Startbedingungen hatte als andere 
Projekte. Ein kleiner Büroraum war in einem 
Jugendclub untergebracht, ansonsten wurde 
„getingelt“. Das Projekt hatte jedoch den ent-
scheidenden Vorteil, dass von Beginn an nicht 
nur der Träger, sondern auch Bürgermeister 
und Gemeinderat dahinter standen und Ju-
gendarbeit zu „ihrer Sache“ erklärten. Und 
nicht nur das, sie wurden aktiv und kümmer-
ten sich um den Fortgang der Dinge (bereits 
bei der Auftakttagung im Dezember 1998 hier 
in Berlin war besagter Bürgermeister selbst an-
wesend!). Am Ende der Projektlaufzeit wurde 
dann erklärt, alles zu versuchen, um die Finan-
zierung weiterhin abzusichern. Und auch da-
mit nicht genug: Das Projektteam bekam eine 
ausgediente Baubaracke zugesagt, die es ge-
meinsam mit den Jugendlichen als ihr Domizil 
ausbauen durfte.

Das Beispiel macht klar: Die Bedeutung von 
Jugendarbeit auf dem Land war von den Ver-
antwortlichen erkannt worden und das Pro-
jektteam hatte damit für die Umsetzung seiner 
Idee ein Pfund, mit dem es wuchern konnte 
– nämlich die volle Unterstützung der Gemein-
de. Es reicht eben bei Weitem nicht aus, das 
Zugpferd vor den Karren zu spannen, es muss 
auch gefüttert werden.

Die Rahmenbedingungen sind das A und O 
jeglicher Projektarbeit. Für die beteiligten Pro-
jektteams gab es hier durchaus Unterschiede. 
Zwar wurden alle Praxisprojekte vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend finanziert, in einigen Fällen beteiligten 
sich zusätzlich die Kommune oder das Land, 
und natürlich konnte von allen Projektteams 
auf die vorhandenen materiellen und finanzi-
ellen Ressourcen ihrer Träger zurückgegriffen 
werden. Das war von vornherein intendiert, 
aber die realen Möglichkeiten der einzelnen 
Projektträger variierten sehr stark.

Angesiedelt waren die – zwölf in der ersten 
und acht in der zweiten Förderphase – betei-
ligten Praxisprojekte in den fünf ostdeutschen 
Bundesländern. Die für das Modellprogramm 
ausgewählten Untersuchungsregionen (Nord-
vorpommern, Uecker-Randow, Ostprignitz-
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Ruppin, Spree-Neiße, Bördekreis, Landkreis 
Gotha, Landkreis Meißen, Nossen-Heynitz) sind 
durchgängig von Strukturschwäche2 geprägt.

Die Trägerlandschaft der beteiligten Pra-
xisprojekte zeichnete sich durch eine außeror-
dentliche Vielfalt aus. Das Spektrum umfasste 
dabei sowohl größere bundesweit tätige Ver-
bände als auch kleinere regionale bzw. lokale 
Vereine.

Träger und Vereinigungen auf Landesebene 
sind im Vergleich zu lokalen Trägern zwar meist 
stabiler und verfügen über bessere materielle 
und personelle Ressourcen. Dennoch ist die 
Größe nicht immer ein Garant für Erfolg. So 
musste ein Projekt in Sachsen-Anhalt wegen 
trägerinterner Unstimmigkeiten bezüglich der 
Verortung bzw. Verantwortung des Projektes 
seine Arbeit noch vor Abschluss der ersten 
Förderphase einstellen. In einem anderen Fall 
in Sachsen wurde bei einem auf Landesebene 
niedergelassenen, bundesweit agierenden Trä-
ger ein Insolvenzverfahren eingeleitet; in der 
Folge musste dieses Projekt seine Arbeit eben-
falls einstellen. Schade – verschenkte Bundes-
mittel, die nicht an ihre Adressaten kamen.

Festzustellen war, dass die Motivation und 
Bereitschaft der Träger, sich in die Arbeit des 
Modellprogramms einzubringen, in Abhän-
gigkeit von ihrer Größe und Tradition sehr 
differierte. Größere bundesweite Träger mit 
längerer Tradition sind etablierter und nutzen 
im Wesentlichen die finanziellen Vorteile eines 
Bundesmodellprogramms. Kleinere Vereine, 
die erst nach der Wende gegründet wurden, 
brachten demgegenüber deutlich mehr Inno-
vation und neue Ideen in das Programm ein 
und waren aktiver in Bezug auf die geforderte 
regionale Verankerung der Projekte. Dazu ge-
hörte die Suche nach Kooperationspartnern 
genauso wie die Gründung von Gremien, in 
denen Jugendfragen verhandelt und entschie-
den wurden. Mangelnde Erfahrung wurde hier 
kompensiert durch den Willen sich zu profilie-
ren und zu etablieren. Dafür bot das Modellpro-
gramm das ideale „Experimentierfeld“.

Die personelle Situation in den Projektteams 
war gekennzeichnet durch eine paritätische Be-
setzung der Stellen, d.h. es wurde angestrebt, 
jeweils gemischtgeschlechtliche Teams zusam-
menzustellen. Mit Ausnahme von zwei Projek-
ten waren jeweils zwei Fachkräfte im Projekt 
angestellt. Damit war zumindest von der Pla-
nung her eine gewisse personelle Kontinuität 
gesichert. In drei Projekten gab es jeweils nur 
eine Personalstelle. Die Besetzung von nur ei-
ner Personalstelle erwies sich allerdings als 
unzureichend, um einerseits Überforderungen 
zu vermeiden, die aus der Größe der Unter-
suchungsregionen resultierten. Andererseits 
lieferte die Praxis der Projekte eine Fülle von 

Hinweisen, dass eine Ausstattung mit zwei Per-
sonen, die unterschiedliche Erfahrungen und 
Kompetenzen in die Projektarbeit einbringen 
können und als Ansprechpartner für die Ju-
gendlichen zur Verfügung stehen, angesichts 
der Vielfalt der Aufgaben sachlich sinnvoll ist.

In einem der Praxisprojekte war keine Person 
fest angestellt; alle im Team waren auf Hono-
rarbasis tätig: Aber auch hier gab es zwei feste 
Ansprechpartner/innen, von denen die Pro-
jektarbeit koordiniert wurde. Es handelte sich 
hier um einen Versuch, die finanziellen Mittel 
in anderer Form zu binden als traditionell in 
der Jugendarbeit üblich. Die eingestellten Per-
sonalmittel wurden auf etwa acht bis zehn Be-
reichsreferenten/innen umgelegt. Diese waren 
jeweils zuständig für bestimmte Themenberei-
che. Alle Beteiligten arbeiteten freiberuflich. 
Für ihren Bereich waren sie eigenverantwort-
lich, mussten sich um die Finanzierung ihrer 
Aktivitäten selbst kümmern und die dafür 
notwendigen Mittel einwerben. Durch ihren 
Einsatz gelang es dem Projekt, an zusätzliche 
Mittel heranzukommen, die sonst nicht verfüg-
bar gewesen wären. War ein solches Projekt 
erfolgreich abgeschlossen, wurde nach einem 
anderen, neuen Träger gesucht, der Interesse 
daran hatte. Diesem wurde das Know-how der 
Maßnahme weitervermittelt. Das Projektteam 
half dann nur noch bei der Beschaffung von 
Fördermitteln. Neben dem inhaltlichen und 
methodischen Know-how wurde auch das Fi-
nanzwissen an den jeweiligen lokalen Träger 
weitergegeben. (Scharf/Schütz 2001, S. 114) 
Dieses Modell war für das Projekt sehr tragfä-
hig und ließ Aktionen zu, die in anderen betei-
ligten Praxisprojekten nicht möglich, weil nicht 
finanzierbar gewesen wären.

Beim Übergang in die zweite Förderpha-
se des Modellprogramms ergaben sich vor 
allem aufgrund der Personalsituation in den 
Praxisprojekten einige Schwierigkeiten. Die 
Projektteams mussten neu motiviert werden. 
Weniger problematisch wäre das gewesen, 
wären sie in ihrer Zusammensetzung erhalten 
geblieben. Für den Fortgang des Programms 
kam jedoch erschwerend hinzu, dass das Ende 
der ersten Förderphase für einen Teil der bis-
herigen Mitarbeiter/innen den freiwilligen und 
geplanten Ausstieg bedeutete. Das führte zum 
teilweisen Wegbrechen der Arbeitsbasis zu Be-
ginn der zweiten Förderphase.

In zwei Fällen war das Projektteam komplett 
ausgetauscht worden, in einem Projekt wurde 
das Personal insgesamt sogar drei Mal ausge-
tauscht. Der gehäufte Personalwechsel machte 
immer wieder die Neuorientierung und Moti-
vation der hinzu gekommenen Projektmitar-
beiter/innen notwendig. Von ursprünglich 23 
Mitarbeitern/innen in der ersten Förderphase 
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waren es am Ende der zweiten noch neun Per-
sonen, die über die gesamte Programmlaufzeit 
beteiligt gewesen waren. Es gab praktisch kein 
Projektteam, in dem nicht mindestens ein Per-
sonalwechsel vonstatten gegangen war.

Dadurch wurde die kontinuierliche methodi-
sche Weiterarbeit behindert. Erfahrungen aus 
der ersten Förderphase flossen nur bedingt in 
die zweite Phase ein und konnten teilweise gar 
nicht mehr genutzt werden, da zum einen die 
Projektübergabe teilweise nicht funktioniert 
hatte und zum anderen festgestellt werden 
musste, dass die neuen Mitarbeiter/innen mit-
unter gar nicht bereit (oder in der Lage) waren, 
sich auf die ursprünglichen Zielstellungen des 
Programms einzulassen.

Hinzu kam, dass einige der neuen Mitarbei-
ter/innen Berufsneueinsteiger waren. Für sie 
war es eine Chance, vom Studium direkt in die 
Berufspraxis einsteigen zu können. Für die Um-
setzung von Modellprogrammen jedoch sind 
Berufsneueinsteiger nicht unbedingt als güns-
tig einzuschätzen, zumal in einer Verlänge-
rungsphase von zwei Jahren weder Zeit noch 
Personal ausreichend vorhanden sind, um sich 
hier längere Einarbeitungsphasen zu leisten. 
In der Umsetzung von Modellprogrammen 
ist man auf engagierte, qualifizierte und kon-
tinuierliche Zusammenarbeit mit motiviertem 
Personal angewiesen, d.h. dass professionelles 
Herangehen an die Aufgaben eines Bundesmo-
dellprogramms von den Teams sogar erwartet 
werden muss.

Damit einher gingen zunehmend Schwie-
rigkeiten bei der Durchführung der regelmä-
ßig stattfindenden Gesamtmodelltagungen. 
Ein nicht unerheblicher Teil der Projektmitar-
beiter/innen war trotz ihrer Verpflichtung zu 
Beginn des Modellprogramms dazu auf der 
ersten Modelltagung der neuen Förderphase 
nicht anwesend, so dass von Seiten der wis-
senschaftlichen Begleitung es kaum möglich 
war, methodische Orientierungen für den 
Fortgang des Programms weiterzugeben. Hier 
wäre mehr Unterstützung von ministerieller 
Seite sehr hilfreich gewesen.

Überhaupt war – insbesondere in der zweiten 
Förderphase – des Öfteren spürbar, dass auch 
Modellprogramme leider nicht im „luftleeren 
Raum“ stattfinden. 

Einen Großteil der Projektarbeit nahm ins-
gesamt die Basisarbeit vor Ort ein. Dabei war 
wichtigstes Anliegen der Arbeit der Praxispro-
jekte vor Ort, Jugendliche zu erreichen, die 
bisher in noch keine Strukturen eingebunden 
waren bzw. an Angeboten teilnahmen. An die-
se Jugendlichen heranzukommen erwies sich 
– nicht nur aufgrund der Größe der Projektre-
gionen – als aufwändig und zum Teil schwierig. 
Vor allem die Isoliertheit der ohnehin wenigen 

Jugendlichen und ihre Verstreutheit machten 
den Projekten zu schaffen. Und in gewisser 
Weise kann man sogar die Einstellung mancher 
Bürgermeister nachvollziehen – wenn auch 
nicht akzeptieren – wenn sie sagen: „Wozu 
brauch’ ich Jugendarbeit in meinem Dorf? Ich 
hab’ ja nur einen Jugendlichen.“

Die Hindernisse, die bei der Umsetzung der 
Konzepte auftraten, lagen nicht selten in den 
örtlichen Gemeindestrukturen begründet, d.h. 
nicht in allen Gemeinden gleichermaßen war 
man zur Zusammenarbeit bereit. Zum einen 
hing das mit traditionellen Denkmustern zu-
sammen, die nur schwer oder gar nicht über-
wunden werden konnten, da die Strukturen 
und personellen Bezüge innerhalb mancher 
Ortschaften äußerst undurchlässig und verfes-
tigt waren.

Nicht zuletzt auch aufgrund dieser Gegeben-
heiten war es mitunter problematisch, Jugend-
liche für die Projektarbeit zu gewinnen. Um sie 
dennoch motivieren zu können, Verantwortung 
zu übernehmen, müssen sie sich in ihrer Re-
gion, ihrem Ort zuallererst heimisch fühlen 
und von den Erwachsenen akzeptiert werden. 
Ein Projektteam brachte es auf den Punkt mit 
dem Satz „Verantwortung braucht Identifikati-
on“ und meinte: „Diese Verantwortung kann 
nur entstehen, wenn Jugendliche des Dorfes 
nicht als Randgruppe verstanden werden, für 
die man einen ‚Randgruppenbetreuer’ braucht. 
Sie entsteht, wenn die Gemeinde Jugendliche 
als eine wesentlichen Bestandteil der Gemein-
schaft begreift und sie in diesem Verständnis 
unterstützt.“ (Wigrim/Hub 1999, S. 4)

Es stellt sich die Frage nach der künftigen 
Entwicklung in diesem Bereich, wenn man be-
denkt, dass Prognosen besagen, neben dem 
deutlichen Geburtenrückgang würden zudem 
„selektive Abwanderungen, vor allem der jün-
geren und qualifizierten Personen, zumeist aus 
den nordöstlichen Regionen erwartet. Hier wird 
mit der Abnahme der Zahl Jugendlicher unter 
20 Jahren um 40 bis 50% bis zum Jahre 2010 
gerechnet.“ (Irmen 1997). Dabei gibt es z.B. in 
Nordvorpommern schon jetzt fast Jugend ent-
leerte Dörfer (Winter 1993, S. 108), und man 
findet vor allem in den neuen Bundesländern 
Gebiete mit weniger als 60 EW/qkm (mit Trend 
nach unten), also „einer extrem niedrigen 
Bevölkerungsdichte, die eher mit peripheren 
Lagen in der Europäischen Union als mit den 
alten Bundesländern vergleichbar ist.“ – so zu 
finden in den Mitteilungen und Informationen 
der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung. (Mitteilungen und Informa-
tionen der BfLR 1996, 1997) 

Hinzu kommt – und möglicherweise ist dies 
ein Resultat des Mangels an Jugendlichen, 
aber die „Henne-Ei“-Diskussion, welches Di-
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lemma vorher da war, bringt hier wohl auch 
nicht viel –, dass im ostdeutschen Raum ins-
gesamt eher von einem Fachlichkeitsdefizit im 
Kinder- und Jugendhilfebereich gesprochen 
werden muss. Dies hatte für die Projektteams 
insofern Auswirkung, da es aufgrund des sehr 
hohen Anteils von ABM-Stellen und anderer 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen nicht 
ganz einfach war, qualifizierte und interessier-
te Kooperationspartner zu finden, die auch tat-
sächlich für eine längere Zusammenarbeit mo-
tiviert waren. Das Problem, dass nahezu jede 
Person auf eine ABM-Stelle gelangen kann, ist 
bekannt, ich verweise hier nur auf den Elften 
Kinder- und Jugendbericht. (Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
2002, S. 91)

Die Zielsetzung des Programms wurde in 
der zweiten Förderphase spezifiziert. Anknüp-
fend an die Erkenntnisse und Erfahrungen der 
ersten Förderphase, in der sich neue Formen 
der Offenen Jugendarbeit im ländlichen Raum 
erfolgreich etablieren konnten, wurde in der 
zweiten Phase eine inhaltliche Neuakzentuie-
rung vorgenommen, d.h. es wurde kein neuer 
Schwerpunkt in die Arbeit der Praxisprojekte 
aufgenommen, sondern die bisherigen Me-
thoden und Arbeitsformen sollten in Bezug auf 
eine spezifische Zielgruppe weiterentwickelt 
werden. Ausgegangen wurde von der Annah-
me, dass die Offene Jugendarbeit in der Lage 
ist, mit ihrem breiten Spektrum an Arbeitsfor-
men gegenüber der rechten Szene eine Alter-
native für Jugendliche darzustellen.

Damit standen die Projektteams am Beginn 
der neuen Förderphase vor der Frage, welchen 
Beitrag sie dabei zu leisten vermögen, welche 
Jugendlichen sie überhaupt ansprechen und 
an der Arbeit beteiligen können (und auch 
wollen) und wo ihre Grenzen angesichts der 
gegebenen Rahmenbedingungen und ihrer 
Aufgaben liegen, nämlich ein Angebot für alle 
Jugendlichen zu ermöglichen.

Zielgruppe des Programms waren die 14- 
bis 18-Jährigen – und das galt ebenso für die 
zweite Förderphase – , es mussten also wieder 
„neue“ Jugendliche aktiviert werden. Es han-
delt sich hier um eine Altersgruppe, die in viel-
facher Hinsicht noch ungefestigt sind in ihren 
Weltsichten, daher aber auch besonders „an-
fällig“ ist für Angebote, die ihnen versprechen, 
in Gruppen integriert zu werden. Gleichzeitig 
sind die Jugendlichen auf dem Land benachtei-
ligt, in dem Sinne, dass sie von Angeboten aus-
geschlossen sind, die für sie nicht verfügbar, 
in großstädtischen Räumen jedoch zahlreich 
vorhanden sind.

Das Problem, mit dem es die Projektteams 
zu tun hatten, ist, dass ostdeutsche ländliche 
Regionen zwar zunehmend ein Betätigungsfeld 

für rechts orientierte Jugendliche bzw. Grup-
pierungen darstellen, die Szene jedoch weitge-
hend unsichtbar ist und zudem äußerst schwer 
zu klassifizieren. Dieser Umstand erschwerte 
zum einen den Zugang zu den Jugendlichen, 
barg jedoch für die Projektteams gleichzeitig 
auch die Chance in sich, mit den bewährten Ar-
beitsformen der Offenen Jugendarbeit auf sich 
aufmerksam zu machen.

Cliquen oder einzelne Anhänger der Szene 
waren in ausnahmslos allen Projektgebieten 
vorhanden. Die Ausdrucks- und Erscheinungs-
formen sind mittlerweile jedoch äußerst facet-
tenreich und reichen von der Präsentation der 
herkömmlichen, hinlänglich bekannten Sym-
bolik bis dahin, dass eine Vermischung ver-
schiedener Merkmale vonstatten geht, die dazu 
führt, dass visuell keine Unterscheidung, ge-
schweige denn eindeutige „Zuordnung“, mehr 
getroffen werden kann. Die Uniformierung der 
Jugendlichen ist deutlich zurückgegangen, die 
Strategie geht eher zum Agieren im Hinter-
grund. Zudem nehmen sich viele Jugendliche 
selbst gar nicht als „rechts“ wahr.
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A. Ländliche Jugendarbeit
(Storchennest e.V. / Mecklenburg-Vorpommern)

B. KreuzKurs
(Verein zur Förderung bewegungs- und sportorientierter Jugendsozialarbeit Marburg
e.V. / Mecklenburg-Vorpommern)

C. Frei-Drehn
(Verein zur Jugendförderung des DGB / Brandenburg)

D. LÄNJA - Neue Angebotsformen der Jugendarbeit
(Internationale Jugendgemeinschaftsdienste / Brandenburg)

E. NEXUS - Mobile Jugendarbeit auf dem Land
(CAMINO Werkstatt für Fortbildung, Praxisbegleitung und Forschung im sozialen Be-
reich gGmbH / Brandenburg)

F. 2T3 – Einmischen im Grenzraum
(Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung Sachsen-Anhalt e.V.)

      Frischer Wind auf dem Lande
(NaturFreundeJugend Gotha / Thüringen)

K. Young Beat
(Hafenstraße Meißen e.V. / Sachsen)

Bundesmodellprogramm

„Jugendarbeit im ostdeutschen ländlichen Raum“
(Struktur)
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1 mobile Arbeit
2 geschlechtsbewusste Arbeit
3 Partizipation
4 Kooperation / Koordination / Vernetzung
5 Förderung von freiwilligem Engagement /

       Ehrenamt
6 Abenteuer- und Erlebnispädagogik
7 Kulturelle / politische Bildungsarbeit /

       Medienpädagogik
8 Jugendarbeit für Demokratie und Toleranz

Abenteuer -, Erlebnis orientierte Frei-
zeiten
aufsuchende Jugendarbeit
Bandbetreuung, -förderung Begeg-
nungsfreizeiten, Workcamps
Fahrten/Exkursionen/Expeditionen
Videoarbeit
Geländespiele
Gremienarbeit
Jugendgruppenleiterschulungen
Kinder- und Jugendparlamente
Kulturelle Events
mobile Angebote
Naturerlebnisspiele
Arbeit mit den Neuen Medien
Open-air- / Indoor-Konzerte
Organisation von Dorffesten
Planspiele
Problemlösungsaktivitäten
Rollenspiele
Sportangebote
Theaterarbeit
vertrauensbildende Übungen
Wanderungen
Workshops
Seminare, Schulungen
Zukunftswerkstätten
etc.
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Der Arbeitsschwerpunkt „Jugendarbeit für 
Demokratie und Toleranz“ stellte eine zentrale 
Herausforderung für die zweite Förderphase 
dar. Aus diesem Grund – und auch aus Zeit-
gründen – möchte ich mich auch auf diesen 
Arbeitsschwerpunkt konzentrieren.3

Auf den in der Zeit von 1998 bis 2001 gesam-
melten Erfahrungen aufbauend wurden in der 
zweiten Förderphase die folgenden Zielsetzun-
gen relevant:
< die Schaffung einer öffentlichen Plattform 

gegen Rechts und Stärkung einer Gegenöf-
fentlichkeit zur rechten „Jugendkultur“,

< die Aufwertung von tolerantem, demokrati-
schem und ausländerfreundlichem Verhal-
ten bei den Jugendlichen;

< die Auseinandersetzung mit dem Thema 
„Rechtsextremismus“, Wissensvermitt-
lung;

< die Förderung des Austauschs der Jugend-
lichen untereinander und stärkerer Zusam-
menarbeit bzw. Vernetzung;

< die Sensibilisierung der Teilnehmer/innen 
für einen offenen, antirassistischen und 
nichtsexistischen Umgang miteinander.

Um die gestellten Ziele umsetzen zu können, 
bedurfte es einer konzertierten Aktion aller 
Gleichgesinnten und Interessierten gemeinsam 
mit den Fachkräften der Jugendarbeit. Diese 
müssen ihrerseits für diese verantwortungs-
volle Aufgabe kontinuierlich und konsequent 
fit gemacht werden. Prof. Christel Hopf dazu: 
„Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
müssen imstande sein, die rechts orientierten 
Jugendlichen als Personen zu achten und zu 
stützen und ihnen auf politischer Ebene den-
noch Grenzen zu setzen und sie mit anderen 
Sichtweisen und Normen zu konfrontieren. 
Dies ist für alle sozialpädagogisch Tätigen 
eine schwierige Gratwanderung und setzt vo-
raus, dass sozialpädagogische Arbeit in ihrer 
Professionalität geachtet wird und dass man 
erkennt, dass es mit gutem Willen allein nicht 
getan ist.“ (Hopf 2000, S. 59)

Dies macht vor allem deutlich, so Benedikt 
Sturzenhecker, „dass Jugendarbeit nicht allei-
ne bleiben darf und kann in der Auseinander-
setzung mit rechtslastigen Jugendlichen, son-
dern das Gemeinwesen mit seinen einzelnen 
Personen und Institutionen einbezogen werden 
muss. Besser noch: Das soziale Gemeinwesen 
wird gemeinsam aktiv gegen Menschenfeind-
lichkeit und bezieht Jugendarbeit mit ein. Denn 
der Kampf um die Praxis von Demokratie und 
Menschenrechten muss für die Jugendlichen 
konkret in ihrem gesamten Alltag erfahrbar 
werden. Diese Aufgabe kann nicht an einige 
wenige pädagogische Institutionen und Pro-
fessionelle abgeschoben werden.“ (Sturzen-
hecker 2000, S. 7)

Zu Maßnahmen und Arbeitsformen
Von Beginn der zweiten Förderphase an war 
klar, dass es weder um – die viel umstrittene 
– akzeptierende Jugendarbeit gehen kann, 
noch um Interventions- und Präventionsansät-
ze im engen Sinne. Hingegen sollte mit Hilfe 
der bereits in den ersten drei Jahren Projek-
tarbeit erprobten Arbeitsformen das Problem 
angegangen werden, d.h. Ausgangspunkt für 
die Arbeit war eine erneute Situations- und 
Zielgruppenanalyse, um die Schwerpunkte der 
Arbeit setzen zu können.

Recht schnell wurde den Projektteams klar, 
dass der Arbeitsschwerpunkt in der politisch-
kulturellen Bildungsarbeit, in der Etablierung 
von Alternativkulturen liegen musste, und dass 
es weniger um die Arbeit mit Jugendlichen mit 
deutlich rechter Gesinnung gehen konnte.

Grundsätzlich hat die Offene Jugendarbeit in 
ländlichen Regionen – wie schon erwähnt – mit 
dem Problem zu tun, dass die Jugendlichen 
sehr verstreut und aufgrund der geringen Be-
völkerungsdichte auch nicht sehr zahlreich vor-
handen sind. Es galt demnach wie in der ersten 
Förderphase auch, prinzipiell alle Jugendlichen 
in die Arbeit zu integrieren und Stigmatisierun-
gen von vornherein zu vermeiden.

Hinzu kam die Schwierigkeit, dass viele die-
ser Jugendlichen „unsichtbar“ bleiben, da sie 
sich kaum in öffentlichen Räumen aufhalten 
oder aber in Cliquen integriert sind, die bereits 
feste Treffpunkte haben. An diese Jugendli-
chen heranzukommen, um sie in die Arbeit ein-
zubeziehen, war deshalb wiederum das erste 
wichtige Anliegen der Projektteams.

Rechte Jugendliche wurden nicht gezielt an-
gesprochen. Kamen sie von sich aus zu den 
Veranstaltungen (meist waren das sport- und 
bewegungsbezogene Aktivitäten), dann rea-
gierten die Projektteams darauf, indem sie Re-
geln mit ihnen vereinbarten, die sie zu akzep-
tieren hatten. Taten sie dies nicht, mussten sie 
die Veranstaltung wieder verlassen. Die Teams 
bezogen in solchen Fällen klare Positionen, 
machten diese auch deutlich und gaben den 
Jugendlichen damit immer die Möglichkeit, 
sich selbst zu positionieren und zu reagieren. 
Ansonsten galt das Prinzip der Gleichbehand-
lung.

Schwierig bzw. unmöglich war es für die 
Projektteams, auf Jugendliche Einfluss zu 
nehmen, die bereits in Gruppenstrukturen in-
tegriert waren und Einrichtungen „okkupiert“ 
hatten. Gute Chancen für die Arbeit bargen hin-
gegen gemischte Gruppen von Jugendlichen, 
in denen verschiedene Ansichten vertreten 
wurden. Ein wichtiges Prinzip der Arbeit war 
dabei, dass bei offenen Angeboten darauf ge-
achtet wurde, den Anteil der beteiligten rechts 
orientierten Jugendlichen immer in der Min-
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derzahl zu halten.
In der Arbeit mit gemischten Jugendgruppen 

hat es sich als ausgesprochener Vorteil erwie-
sen, dass innerhalb dieser Gruppen Lernpro-
zesse einsetzen, die quasi ohne direktes Ein-
greifen der Projektbetreuer/innen ablaufen. 
Die Teams gaben lediglich den Rahmen und 
die Grundregeln vor, die Jugendlichen setz-
ten selbstständig ihre Akzente. Nicht zuletzt 
ist diese Tatsache auch interessant unter dem 
Aspekt geschlechtsbewusster Jugendarbeit, 
da die Mädchen mitunter in den Gruppen eine 
besondere Rolle gegenüber den Jungen ein-
nahmen.

Stärker als in der ersten Förderphase wurde 
versucht, die personellen Zusammenhänge und 
verschiedenen Schattierungen rechter Orien-
tierungen kennen zu lernen. Zu diesem Zweck 
wurden die vorhandenen persönlichen Kontak-
te der Projektteams zu den Jugendlichen ge-
zielt genutzt und häufiger als zuvor Gespräche 
mit einzelnen Jugendlichen geführt, da diese 
in der Regel allein zugänglicher sind, als wenn 
sie in Gruppen auftreten. Doch stellten sich die 
Teams dabei auch die Frage, wieviel Zeit und 
Aufmerksamkeit den Rechten im Verhältnis zu 
den anderen Jugendlichen gewidmet werden 
sollte, denn schnell wird es als eine erfolgrei-
che Strategie der Rechten gewertet, wenn sich 
(die wenigen vorhandenen) Kräfte speziell um 
sie kümmern.

Das Prinzip, auf dem die Arbeit der Projekt-
teams grundsätzlich beruhte, war so einfach 
wie wirksam. An die Interessen und Bedürf-
nisse der Jugendlichen anknüpfend wurden 
Angebote vorgehalten, die im Wesentlichen 
drei Bereiche berührten: Musik, Sport, Aben-
teuer und Erlebnis. Damit sind die jugendli-
chen Interessenlagen erfasst, mit deren Hilfe 
der Einstieg am besten gelingen kann und bei 
dem man unabhängig von jeglicher politischer 
Anschauung Zuspruch findet.

Dabei kam es zum einen darauf an, dass die 
Projektmitarbeiter/innen für die Jugendlichen 
authentisch waren, d.h. als eine Person mit 
eigenen Erfahrungen, Vorstellungen, Über-
zeugungen, Vorlieben, Gefühlen, Ängsten etc. 
auftraten. Zum anderen knüpften die Projekt-
teams mit der Thematik „Rechtsextremismus“ 
an der konkreten Lebenswelt der Jugendlichen 
an. Weniger sachbezogene Überzeugungsar-
beit als vielmehr persönliche Begegnung und 
Kommunikation standen in der Arbeit mit den 
Jugendlichen im Vordergrund. Durch den Auf-
bau einer Vertrauensbasis wurde pädagogi-
sche Arbeit erst möglich.

Es kam in der Projektarbeit sehr darauf an, 
eine gemeinsame Kommunikationskultur zu 
schaffen. Die Einhaltung sozialer Regeln hing 
sehr eng mit Kommunikationsfähigkeit zu-

sammen. Innerhalb der Aktionen passierte es 
zwangsläufig, dass eine Interaktion zwischen 
den verschiedenen Beteiligten – den Jugendli-
chen, dem Projektteam und auch dem sozialen 
Umfeld – hergestellt werden musste. Hier sam-
melten die Jugendlichen Erfahrungen, worauf 
es ankommt, dass ein Projekt erfolgreich prak-
tiziert werden kann. Das Projektteam war dabei 
permanent als Ansprechpartner verfügbar und 
leistete begleitende Unterstützung.

Dabei wurde das Ziel verfolgt, bei den Ju-
gendlichen soziale Kompetenzen zu entwi-
ckeln. Dazu gehörten vor allem Team- und 
Kommunikationsfähigkeit, die Akzeptanz der 
Meinung des anderen, Empathie, Kreativität, 
Eigeninitiative, die Fähigkeit zur Einschätzung 
persönlicher Stärken und Schwächen, Konflikt-
bereitschaft bzw. Konfliktfähigkeit, aber auch 
die Fähigkeit zur Verarbeitung von Misserfol-
gen und die Bereitschaft zur Übernahme von 
Verantwortung. In Wochenendseminaren bei-
spielsweise waren gute Möglichkeiten gege-
ben, soziales Lernen zu praktizieren.

Grundsätzlich sollten alle Jugendlichen in 
die Projektarbeit einbezogen werden. Dennoch 
war es notwendig, dass die Projektteams sich 
klarmachten, wo hier möglicherweise Grenzen 
gezogen werden müssen, also welche Jugend-
lichen man in die Arbeit einbeziehen kann und 
will und wann mit ihnen nicht gearbeitet wird 
oder werden kann. Dazu wurden klare Aussa-
gen getroffen. Es wurde abgelehnt, mit den 
Jugendlichen zu arbeiten, wenn in irgendei-
ner Form erkennbar war, dass es sich um 
organisierten Rechtsextremismus mit einer 
Parteiorganisation im Hintergrund handelt, in 
Verbindung mit Straftaten, bei erkennbar gut 
strukturierter und zementierter Ideologie und 
wenn manifeste, homogene Gruppenstruktu-
ren vorhanden waren.

In diesem Zusammenhang wurde deutlich, 
dass es eine unbedingte Voraussetzung für die 
Arbeit mit homogenen Gruppen ist, die Mög-
lichkeit des kontinuierlichen Aufsuchens und 
intensiven Arbeitens zu sichern. Hier liegen 
Grenzen der Offenen Jugendarbeit, vor allem 
dann, wenn die Projektregionen groß und die 
Jugendlichen sehr vereinzelt sind und die 
Anzahl der verschiedenen Gruppen doch be-
trächtlich ist.

Die meisten der in der ersten Förderphase 
des Modellprogramms erprobten Methoden 
und Arbeitsformen der Praxisprojekte fanden 
Anwendung bei der Umsetzung des Arbeits-
schwerpunktes „Jugendarbeit für Demokratie 
und Toleranz“. Insbesondere haben sich Ar-
beitsformen bewährt, bei denen – vermittelt 
über die Interessen- und Bedürfnislage der 
Jugendlichen – Kenntnisse und soziale Fä-
higkeiten bzw. Fertigkeiten vermittelt werden 
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konnten, ohne dabei vordergründig „dem 
Rechtsextremismus den Kampf anzusagen“. 
Zentrale Bedeutung hatte dabei die Etablierung 
und Stärkung von alternativen Gegenkulturen 
zur „rechten Alltagskultur“. Hierin liegt die ein-
zige Chance der Offenen Jugendarbeit, um in 
diesem Feld mitzumischen.

Zusammenfassende Erkenntnisse
1.  Die Forderung nach mehr personeller Kon-

tinuität in der Jugendarbeit bestätigend hat 
sich gezeigt, dass Mitarbeiter/innen, die 
über die gesamte Laufzeit des Programms 
an der Arbeit beteiligt waren, fachlich qua-
lifizierter, kompetenter und urteilsfähiger 
waren als zu Projektbeginn, vor allem aber 
auch als einige Mitarbeiter/innen, die erst 
zu einem späteren Zeitpunkt eingestiegen 
waren und sich zum Teil mit dem ursprüng-
lichen Anliegen des Programms nicht mehr 
auseinandergesetzt hatten. Bei der Konzep-
tualisierung von Projekten und bei der Aus-
wahl des Personals sollte demnach neben 
der fachlichen Qualifikation im Interesse 
des Erfolgs auch die Frage eine Rolle spie-
len, inwieweit kontinuierliche Arbeit perso-
nell abgesichert werden kann.

2.  Die rechtzeitige, konsequente und kontinu-
ierliche Einbeziehung von Vertretern/innen 
des regionalen Umfeldes, der Gemeinde, 
des Bundeslandes und auch des Projektträ-
gers in die Arbeit des Modellprogramms ist 
zu kurz gekommen und aus verschiedenen 
Gründen nicht so gelungen, wie es angezielt 
war. Im Nachhinein hätte es sich als günstig 
erwiesen, dies noch mehr zu forcieren, zum 
einen um die Sichtweise auf Projekt und 
Programm aus einer anderen Perspektive 
zu bekommen und – was noch wichtiger ist 
–, um die vielbesprochene und immer wie-
der geforderte Nachhaltigkeit der Projekt-
arbeit zu sichern, denn ohne Unterstützung 
aus der Region bzw. der Kommune ist dies 
nicht machbar. Unterstützungspotenzial in 
dieser Frage müsste freigelegt und Steue-
rungsmechanismen entwickelt werden, die 
die Motivation (und auch die Möglichkeiten) 
der regionalen Partner verbessern helfen.

3.  Kontinuität und Zuverlässigkeit in der (Of-
fenen) Jugendarbeit sind wichtige Grund-
voraussetzungen für die Einbeziehung aller 
Jugendlichen, nicht nur der (latent) rechts 
orientierten, auch wenn insbesondere diese 
Jugendlichen besonderen Bedarf mitbrin-
gen. Alle Jugendlichen, die an Aktionen 
teilnehmen und denen es zumeist an ver-
lässlichen sozialen Beziehungen mangelt, 
sind auf stabile, tragfähige Beziehungen, in 
denen Selbstfindungsprozesse stattfinden 
können, besonders angewiesen. Unter den 

derzeitigen personellen und finanziellen 
Rahmenbedingungen ist diese Bedingung 
leider nur schwer zu erfüllen. Dabei richten 
punktuelle und sporadische Angebote, die 
nicht auf Beteiligung zielen, letzten Endes 
mehr Schaden an, als sie nützen.

4.  In den Projektregionen stehen zu wenig pä-
dagogische Fachkräfte zur Verfügung. Die 
Projektteams standen mitunter mit ihrem 
guten konzeptionellen Ansatz allein und 
ohne Unterstützung da. Dabei empfand so 
manche/r Projektmitarbeiter/in das Modell-
programm als den berühmten „Tropfen auf 
den heißen Stein“. 

 Hinzu kommt die Schwierigkeit, geeigne-
te Fachkräfte überhaupt zu finden, denn 
„Jugendarbeiter und Jugendarbeiterinnen 
stehen einerseits einer Fülle von Anforde-
rungen gegenüber. Andererseits erleben 
sie einen anstrengenden, nur noch begrenzt 
aushaltbaren pädagogischen Alltag und 
Rahmenbedingungen, welche geprägt sind 
von niedrigen Einkommen, ungünstigen 
Arbeitszeiten und fehlender Anerkennung.“ 
(Böhme 2002, S. 5).

 Schlussfolgerung kann hier nur sein, die 
Lobbyarbeit zu verbessern, regionale Part-
ner für Jugendarbeit zu sensibilisieren und 
bei ihnen ein Bewusstsein zu entwickeln, 
dass die Arbeit, die von den Projektteams 
in guter Qualität geleistet wird, als Chance 
zu begreifen ist.

5.  Ehrenamtlich Arbeitende bzw. Erwachsene, 
die dazu bereit sind, ehrenamtlich zu arbei-
ten, müssen an Institutionen angebunden 
sein (z.B. Vereine oder Verbände). Ein ge-
meinsames Interesse allein reicht nicht aus, 
um längerfristig Ehrenamtlichen-Strukturen 
zu etablieren. Daraus resultiert die Notwen-
digkeit der Entwicklung einer pluralen Ver-
eins- und Verbandsstruktur in ostdeutschen 
ländlichen Regionen, die bereit und in der 
Lage ist, Ehrenamtlichkeit zu fördern. Dies 
ist keine leichte Aufgabe, zumal die vergan-
genen fünf Jahre gezeigt haben, dass gera-
de neue Vereine, die nach der Wende ent-
standen sind und die auf dem Lande eine 
Chance darstellten, wieder zuerst aufgelöst 
werden.

6.  Die in großstädtischen Räumen ganz klar 
vorhandene Konkurrenz von freien Trägern 
und damit einhergehender Leistungsdruck 
existiert so im ländlichen Raum nicht. Die 
mangelnde Pluralität an Angeboten und 
Trägern und eben auch an Verbänden führt 
dazu, dass die wenigen vorhandenen Trä-
ger frei agieren können und starke Hierar-
chien das Feld bestimmen. Damit gehen in 
den Kommunen mitunter auch die Maßstä-
be dafür verloren (oder sind gar nicht vor-
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handen), was gute Jugendarbeit sein kann. 
Auch hier wäre die notwendige Konsequenz 
die Entwicklung einer pluralen Trägerstruk-
tur, die Jugendarbeit qualitativ hochwertig 
zu leisten vermag.

7.  Die Chance für rechte Kräfte liegt im Mangel 
an alternativen kulturellen Angeboten, die 
Etablierung von Alternativen ist die Chance 
für die Offene Jugendarbeit. Solange diese 
Chance nicht wirklich genutzt wird und die 
„rechte Kultur“ den Alltag dominiert, wird 
es sich kaum zum Besseren wenden. Dass 
es gute Ansätze gibt, die auch funktionie-
ren, haben die Projektteams im Modellpro-
gramm gezeigt. Eine Gefahr für die Jugend-
arbeit besteht jedoch dort, wo sie sich nicht 
mehr aus eigenen fachlichen Zielsetzungen 
und inhaltlichen Zusammenhängen heraus 
definiert, sondern sich einer „Verhinde-
rungspädagogik“ verschreibt. (vgl. Lindner 
1999, S. 153ff.) Die konzeptionellen Zielset-
zungen – ebenso wie die Zielgruppe – der 
Offenen Jugendarbeit müssen also klar 
definiert und möglichst adäquat umgesetzt 
werden, ohne auf den „Zug aktueller gesell-
schaftlicher Entwicklungen aufzuspringen“, 
um sich Legitimation zu verschaffen.

1) Siehe dazu: Opitz-Karig 2002 und 2003.

2) Der Raumordnungsbericht 2000 (Bundesamt für Bauwesen 

und Raumordnung. Bonn 2000, S. 64) beschreibt für Struktur-

schwäche die folgenden Kriterien: extrem niedrige Bevölke-

rungsdichte, häufig unzureichende Versorgung mit techni-

scher und sozialer Infrastruktur, eingeschränktes Angebot an 

öffentlichen Verkehrs-mitteln; die im Agrarsektor arbeitslos 

gewordene Bevölkerung kann nicht im industriellen oder 

Dienst-leistungssektor aufgefangen werden; die Investitionstä-

tigkeit bewegt sich auf geringem Niveau; anhaltende Bevölke-

rungsverluste, v.a. der jungen und qualifizierten Bevölkerung 

sowie geringe Geburtenzahlen gefähr-den mittel- bis langfristig 

den Fortbestand dieser Räume als funktionsfähige Siedlungs-

räume und Kulturland-schaften. Im europäischen Integrations-

prozess drohen sie weiter aus dem Blickfeld zu geraten, denn 

für den Anschluss an die transeuropäischen Netze liegen sie 

zu peripher. Ihre größten Vorteile liegen in dem hohen Wert 

der Kulturlandschaft und dem hohen Leistungspotenzial der 

natürlichen 

3) Zu weiteren Arbeitsschwerpunkten des Programms siehe: 

Opitz-Karig 2002, S. 61ff. und 2003, S. 27ff.
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Jörg Freese, Landkreistag Mecklenburg-Vor-
pommern

Angebotsstrukturen der  
Kinder- und Jugendarbeit auf 
dem Land

1. Historische Entwicklung

Mecklenburg-Vorpommern war einmal ein 
junges Bundesland, mit der deutschen Einheit 
am 3. Oktober 1990 sogar das im Durchschnitt 
jüngste Bundesland der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein niedriges Durchschnittsalter 
war in allen neuen Bundesländern festzustel-
len, doch in Mecklenburg-Vorpommern war 
man insoweit noch erfreulich aktiver gewe-
sen. 

Das geringe Durchschnittsalter in Meck-
lenburg-Vorpommern im Jahr 1990 hat seine 
Gründe nicht nur in der sog. „Einheit von Wirt-
schafts- und Sozialpolitik“ und den „sozialpoli-
tischen Maßnahmen“ zu Beginn der Honecker-
Ära in der DDR. Es liegt auch in dem bereits 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts nachweis-
baren Kinderreichtum sowohl in Mecklenburg 
als auch in Pommern. Dies dürfte nicht zuletzt 
auf die gerade in den früheren gesellschaftli-
chen Verhältnissen entscheidende wirtschaft-
liche Situation in den einzelnen Landstrichen 
zurückzuführen sein. Sowohl die preußische 
Provinz Pommern als auch die beiden Herzog-
tümer Mecklenburg-Schwerin und Mecklen-
burg-Strelitz waren im Vergleich innerhalb des 
Deutschen Reichs eine rückständige Region, 
die wirtschaftlich immer deutlich dem Durch-
schnitt hinterherhinkte. Obwohl zwischen 
den beiden größten deutschen Städten Berlin 
und Hamburg gelegen, ist schon zu früherer 
Zeit die wirtschaftliche Entwicklung in diesem 
Landstrich immer später und langsamer in 
Gang gekommen als anderswo. Dazu kommt, 
dass im Durchschnitt sehr junge Frauen Mütter 
werden; eine Tradition, die bis heute von den 
Demographen festgestellt wird.

Auch dieser traditionelle Kinderreichtum hat 
aber nicht verhindern können, dass binnen 
etwa eines Jahrzehnts das Land Mecklenburg-
Vorpommern deutlich gealtert ist. Wir sind 
nunmehr ein im Durchschnitt tendenziell altes 
Bundesland, das den zweiten großen demogra-
phischen Schock sogar noch vor sich hat. Die 
Geburtenzahlen haben sich nach einem abso-
luten Tief von ca. 8.000 in den Jahren 1994 und 
1995 auf ca. 14.000 jährlich stabilisiert. Dies 
ist aber immer noch nur die Hälfte der Gebur-
tenraten, die zu den Höchstzeiten in der ehem. 
DDR geherrscht haben. Allerdings ist darauf zu 
verweisen, dass ein kontinuierlicher Rückgang 

auch bereits in der ehem. DDR zu verzeich-
nen gewesen ist. Aus diesem kontinuierlichen 
Rückgang in der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
ist allerdings zu Beginn der 90er Jahre ein mas-
siver Abfall der Geburtenraten geworden. 

Dieser Einbruch bei den Geburten gepaart 
mit einer ebenso massiven Abwanderung 
gerade junger Menschen vor der schulischen 
oder akademischen Ausbildung bzw. nach 
Absolvierung dieser Ausbildung, führt jetzt 
zu einem erheblichen Rückgang der Zahl von 
Jugendlichen in Mecklenburg-Vorpommern. 
Dieses Problem trifft auch die dichter besiedel-
ten Räume der Städte, z. B. Rostock, Schwe-
rin oder Neubrandenburg. Besonders trifft es 
allerdings den ländlichen Raum, der auch nur 
mit wenigen anderen Regionen in Deutschland 
in seiner Besiedlungsdichte verglichen werden 
kann. Man spricht dann gern von „peripheren 
ländlichen Räumen“. Wir haben es in Meck-
lenburg-Vorpommern im Extremfall mit einer 
Besiedelung zu tun, die – auf einen Landkreis 
bezogen – bei bis zu 40 EW/km2 liegt. Selbst 
in dichter besiedelten Landkreisen steigt die 
durchschnittliche Besiedlungsdichte nur knapp 
auf eine dreistellige Einwohnerzahl je km2. 
Dass ein so geringer „Besatz“ erhebliche Aus-
wirkungen auf die Möglichkeiten und vor allem 
die Grenzen von freier wie auch öffentlicher 
Betätigung auf dem Feld der Jugendarbeit ha-
ben muss, ist klar. Dennoch ist gerade in diesen 
Gegenden Jugendarbeit umso wichtiger. Zwar 
wäre es nicht falsch, darauf zu verweisen, dass 
soziale Strukturen im ländlichen Raum tenden-
ziell noch etwas stabiler sind als in städtischen 
Räumen. Dennoch ist gerade in den nicht ent-
wickelten kleinen Dörfern und Gemeinden in 
den weiter östlich gelegenen Landesteilen 
auch bei den Erwachsenen ein hohes Maß an 
Resignation und Rückzug zu spüren. Dies wirkt 
sich natürlich unmittelbar auch auf die noch 
anwesenden Kinder und Jugendlichen aus, 
die sich selbst als eher arm an Chancen und an 
Entwicklungsmöglichkeiten sehen. 

Daneben schlägt die Demographie naturge-
mäß auch bei den Einrichtungen, die Kinder 
und Jugendliche traditionell nutzen, zu. Die 
hohe Inanspruchnahme von Kinderbetreuungs-
einrichtungen, die im Kindergarten bei deutlich 
über 90 % liegt, hat dazu geführt, dass der bei 
den Einrichtungen notwendige Strukturabbau 
erträglich gestaltet werden konnte. Bislang ist 
es möglich, dass eine Kinderbetreuungsein-
richtung für alle Kinder in erreichbarer Nähe 
eingerichtet bleiben kann. Wo dies gar nicht 
mehr gelingt, hilft Tagespflege häufig aus. Ta-
gespflege ist von den Jugendämtern intensiv 
ausgebaut worden, u.a. weil sie in der DDR 
eine – vorsichtig formuliert – wenig geförderte 
Form der Kindertagesbetreuung gewesen ist, 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

20

gerade im ländlichen Raum aber große Vorteile 
besitzt.

Bei den Grundschulen hat ebenfalls ein de-
mographischer Wandel schon vor einiger Zeit 
voll zugeschlagen. Der „Tiefpunkt“ ist derzeit 
erreicht, von nun an werden tendenziell wie-
der etwas mehr Schüler die Grundschulen 
besuchen. Leider wird der Anstieg aber nicht 
so hoch sein, wie die deutlich gestiegenen Ge-
burtenzahlen vermuten ließen, da zahlreiche 
im Lande geborene Kinder inzwischen mit ih-
ren Eltern bereits in anderen Bundesländern 
ihr Glück versucht haben. Bei den Schulen der 
Sekundarstufe steht eine weitere Bereinigung 
der Strukturen unmittelbar bevor und ist in Ein-
zelfällen auch bereits erfolgt.

2. Angebotssituation
Neben der freien Jugendarbeit in festen Institu-
tionen wie Sport, Kirche, Feuerwehr etc. findet 
Jugendarbeit in starkem Maße in den Jugend-
clubs statt. Insgesamt gibt es ca. 820 solcher 
Einrichtungen, rechnerisch also fast ein Ju-
gendclub o.ä. je politischer Gemeinde. Zumeist 
sind diese Einrichtungen in gemeindlicher Trä-
gerschaft oder an einen frei gemeinnützigen 
Träger übergeben. Ein offenes Angebot mit 
reiner Selbstverwaltung durch Jugendliche ist 
eher die Ausnahme. 

Entsprechend haben die Landesjugendver-
bände landespolitisch in M-V durchaus Bedeu-
tung, sie sind im Bewusstsein der Jugendli-
chen aber nicht sehr stark verankert.

Die Einrichtungen leiden auch darunter, dass 
sie in den „Boomjahren“ von ABM und SAM 
häufig auf Basis der Arbeitsmarktpolitik aufge-
baut worden sind. Allen Beteiligten war klar, 
dass dies nicht nur eine fachlich wenig sinn-
volle, sondern auch keine dauerhafte Lösung 
sein würde. Dennoch traf viele Einrichtungen 
und ihre Träger, aber auch die Gemeinden der 
massive Rückgang von ABM und SAM seit 
2000 überraschend unvorbereitet. Die verstärk-
te Einbindung des Ehrenamts ist zwar sinnvoll, 
aber in vielen Jugendclubs und ihren Trägern 
nicht ausreichend vorbereitet worden. Auch 
fehlen hierfür häufig die Interessenten; ältere 
Jugendliche, die Interesse hätten, müssen oft 
außer Landes ihrer Ausbildung oder Arbeit 
nachgehen, oder ihre Arbeitsstelle im Lande ist 
ebenfalls weit entfernt, so dass ein großer Teil 
der Freizeit im Auto verbracht werden muss.

3. Konsequenzen aus der Situation
Die Folgerungen einer solchen Situation 
müssen im Land erst noch konkret erarbeitet 
werden. Aber wie immer ist natürlich in den 
praktisch mit den Problemen befassten Insti-
tutionen, insb. bei den freien Träger der Ju-
gendarbeit wie auch in den Jugendämtern der 

Landkreise und den entsprechenden Einrich-
tungen der Gemeinden bereits ein hohes Maß 
an Aktivität zu erkennen, um ohne großen wis-
senschaftlichen oder politischen Überbau Ju-
gendarbeit im ländlichen Raum auch unter den 
noch schwieriger gewordenen Bedingungen zu 
ermöglichen. Es ist aber leider noch nicht zu 
erkennen, dass dieser Zustand zu konzertier-
ten Aktionen oder zusammen hängenden Pro-
grammen o.ä. führen wird.

Diese eher technokratischen Anmerkungen 
sagen natürlich nichts darüber aus, welche Fol-
gen diese Veränderungen für die betroffenen 
Kinder und Jugendlichen haben. In erster Linie 
bedeutet dies zunächst weite Schulwege, die 
für deutlich mehr als die Hälfte aller Kinder im 
Wege einer öffentlichen Schülerbeförderung 
organisiert werden muss. Nach dem Schul-
gesetz Mecklenburg-Vorpommern führen nur 
die Landkreise eine öffentliche Schülerbeför-
derung durch, die bis einschließlich Klassen-
stufe 10 kostenfrei ist. Angesichts zahlreicher 
geschlossener Schulen ist es dennoch nicht 
zu vermeiden, dass selbst für Grundschüler/
innen Fahrzeiten von einer Stunde und ggf. 
mehr (einfache Fahrt) nicht immer zu vermei-
den sind. Dies ist nicht zuletzt eine erhebliche 
Belastung für die betroffenen Kinder und Ju-
gendlichen. 

Daneben haben solche Situationen den Ef-
fekt, dass Kinder und Jugendliche häufig von 
morgens um 7.00 Uhr bis nachmittags um 
15.00 oder 16.00 Uhr nicht in ihrer Heimatge-
meinde sind, selbst dann nicht, wenn sie kei-
nen Hort besuchen. Ältere Schüler kommen 
auch häufig nicht vor 17.00 oder 18.00 Uhr 
nach Hause. Wie ist unter solchen Umständen 
Jugendarbeit noch zu organisieren, da wir da-
von ausgehen müssen, dass Jugendarbeit in 
der Regel gruppenbezogen ist? Wie ist die Ar-
beit in Sportvereinen, der Jugendfeuerwehr, 
Spielmannszügen, kirchlichen Jugendgruppen 
und den vielen anderen Anbietern überhaupt 
noch zu organisieren? Die Antwort hierauf wird 
nicht nur die Theorie, sondern vor allem auch 
die Praxis finden müssen. 

Es wird nach meiner Auffassung kein Weg 
daran vorbeiführen, dass die Jugendarbeit sich 
weiter wird konzentrieren müssen. Dort wo die 
Jugendlichen zur Schule gehen, werden auch 
verstärkt Angebote vorhanden sein müssen. 
Das bedeutet aber für den ländlichen Raum, 
dass weitere Infrastruktur und noch mehr Ange-
bote verschwinden und ein weiterer Anreiz zur 
Ansiedlung gerade für junge Familien entfällt. 
Allerdings ist es kaum zu erwarten, dass man 
einer solchen Entwicklung tatsächlich Einhalt 
gebieten kann. Es ist weder rechtlich noch poli-
tisch möglich, Menschen daran zu hindern, ihre 
Heimatgemeinde zu verlassen, wenn es ihnen 
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woanders besser gefällt oder woanders besse-
re Lebenschancen bestehen. Wüstungen sind 
auch nach meiner Auffassung in den nächsten 
Jahrzehnten in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht zu vermeiden. Schon jetzt kann man in 
einigen Landesteilen Dörfer durchfahren, ohne 
den Eindruck zu haben, dass es sich tatsächlich 
um bewohnte Gemeinden handelt.

4. Folgen für die Förderung
Aus meiner Sicht erscheint es wenig sinnvoll, 
durch überproportionale Förderung der derzei-
tigen Struktur der Jugendarbeit flächendeckend 
den Versuch zu machen, alles Vorhandene zu 
erhalten. Stattdessen muss in Bestehendes 
und Zukunftsfähiges „investiert“ werden. Da-
bei kann aber bspw. der Schulstandort nur ein 
wesentlicher Faktor für eine solche Zukunfts-
fähigkeit sein. Ein Sportverein mit einer erfolg-
reichen und weithin ausstrahlenden Jugend-
arbeit, egal ob Segeln, Fußball, Handball oder 
eher exotische Sportarten, sollte nicht deshalb 
aus der intensiveren Förderung herausfallen, 
weil er zufällig in einem Ort beheimatet ist, der 
nicht mehr Standort einer Schule ist. Solche 
tatsächlich ausstrahlungskräftigen Strukturen 
wie auch die Frage sonstiger weicher und har-
ter Standortfaktoren sollten bei der Förderung 
von Jugendarbeit zukünftig eine Rolle spielen. 
Die Kreistage und die Vertretungen der kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden müssen hier 
auch vor ggf. harten Entscheidungen nicht zu-
rückschrecken. 

Ein solches Fördersystem setzt aber voraus, 
dass überhaupt hinreichend finanzielle Mittel 
vorhanden sind, um auch wirklich gezielte För-
derung wirksam werden zu lassen. Es hat we-
nig Sinn, viel zu geringe finanzielle Mittel dann 
auch noch exakt einsetzen zu wollen. Um sinn-
volle Jugendarbeit erhalten zu können, müssen 
Mittel bspw. auch für die Berufsvorbereitung u. 
ä. hierfür mit klassischen Jugendarbeitsmitteln 
kombiniert und gebündelt eingesetzt werden. 
Dies ist gerade in Deutschland mit seiner viel-
schichtigen Behörden- und Trägerschaftsstruk-
tur schwierig. 

In Mecklenburg-Vorpommern versuchen wir 
seit kurzem, durch die Zusammenführung der 
Verantwortung für Schule auf kommunaler 
Ebene entsprechend zahlreicher skandinavi-
scher Modelle voranzukommen. Dies ist bis-
lang von nur begrenztem Erfolg gewesen, da 
sich leider die Diskussion im Wesentlichen an 
der Zahl der dann noch notwendigen Landkrei-
se in Mecklenburg-Vorpommern verfasert hat. 
Außerdem ist natürlich die Lehrerlobby wenig 
interessiert daran, womöglich in kommunale 
Strukturen überführt zu werden. Eine Zusam-
menfassung der Verantwortung für Kinder und 
Jugendliche in die Hand der vor Ort mit einem 

unmittelbaren Votum der Menschen in ihrem 
Gebiet ausgestatteten Verantwortungsträger 
erscheint jedoch als zwingende Voraussetzung 
für eine sinnvolle Zusammenarbeit.

Der Landesjugendring Mecklenburg-Vorpom-
mern hat im Rahmen seiner Vollversammlung 
des Jahres 2002 die Initiative für ein Landes-
jugendprogramm für die Jahre 2002 bis 2006 
vorgelegt. Der ländliche Raum nimmt hierin 
angesichts der Bedeutung gerade in Mecklen-
burg-Vorpommern einen wichtigen Teil ein. Ich 
möchte hieraus kurz zitieren: 

„ ... Weiterhin muss der ländliche Raum für 
junge Menschen interessant sein, damit unse-
re vielen dörflichen Gemeinden nicht veralten. 
Wichtig ist auch, dass Intelligenz im ländli-
chen Raum bleibt, damit neue Ideen und In-
novationen entstehen können. Die allgemeine 
Landflucht kann nur durch Vorhalten an dem 
Gemeinwesen orientierter Angebote gestoppt 
werden, wozu auch attraktive Kultur- und Frei-
zeitangebote nicht nur für junge Menschen 
gehören.

Hierzu gehört auch, dass die gerade in den 
Speckgürteln der größeren Städte des Landes 
neu zugezogenen Menschen integriert werden 
und das Sozialgefüge der Gemeinden als Gan-
zes stabilisiert wird.

Auch muss es Ziel sein, dass eine freie Trä-
gerstruktur im Bereich der Jugendarbeit unter-
stützt und gestärkt wird. Nicht die Gemeinde 
selbst muss Träger von Jugendclubs sein, son-
dern freie Träger, die sich zum Beispiel auch 
um die inhaltliche Ausgestaltung im Bereich 
der Öffnung von Schule kümmern und Ju-
gendhilfe und Schule miteinander verbinden. 
In dieser Trägerstruktur kann Gemeinschaft 
von dörflicher Bevölkerung gelebt werden, Ver-
antwortung kann gemeinsam getragen werden 
und Fähigkeiten und Kompetenzen können im 
Team zusammengeführt werden.“

Wie Sie sehen, mangelt es nicht an sinnvol-
len Gedanken für eine Weiterentwicklung der 
Jugendarbeit im ländlichen Raum des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern. Allerdings er-
scheint es mir keineswegs sicher, dass jeder 
dieser Gedanken auch tatsächlich zielführend 
ist.

Daneben (vor allem?) braucht es auch eine 
Landesregierung, die den politischen Willen 
besitzt, bei Kindern und Jugendlichen ins-
gesamt, aber besonders auch im ländlichen 
Raum einen Schwerpunkt ihrer Arbeit zu set-
zen, und diesen Willen auch finanzpolitisch 
durchhält. Bei einem Land, das entsprechen-
de Schwerpunkte setzt und damit auch Anrei-
ze bietet, sich in der Jugendarbeit und für die 
Jugend zu engagieren, werden die Landkreise 
und Gemeinden ganz sicher nicht untätig bei 
Seite stehen. 
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Jörg Kuhl, Deutsche Sportjugend NRW

Angebote für Kinder und  
Jugendliche im Sport

Daten & Fakten 

Die Sportjugend NRW ist die Jugendorgani-
sation des LandesSportBundes Nordrhein-
Westfalen e.V. und hat als Jugendverband die 
Anerkennung als Träger der freien Jugendhil-
fe (KJHG). Die Sportjugend ist vor allem ein 
Sportverband und versteht sich als Lobbyist 
für alle Kinder und Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen.
Sie vertritt mehr als
< zwei Millionen Kinder und Jugendliche bis 

27 Jahre
< in über 20.000 nordrhein-westfälischen 

Sportvereinen mit 200.000 ehrenamtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der 
Jugendarbeit der Sportvereine, der Fach-
verbände und der Stadt- und Kreissport-
bünde.

Zielsetzungen der Arbeit der Sportjugend NRW 
sind:
< die Förderung des Sports,
< die Erziehung zur kritischen Auseinander-

setzung mit der Situation der Gesellschaft 
und Anregung zum gesellschaftlichen En-
gagement,

< die Förderung von Mitgestaltung, Mitbe-
stimmung und Mitverantwortung,

< die Entwicklung neuer Formen des Sports 
und der Bildung,

< die Förderung von ehrenamtlichem Enga-
gement,

< Zusammenarbeit mit anderen Jugendorga-
nisationen und -institutionen und

< die Förderung der internationalen Verstän-
digung.

Jugendarbeit im Sport
Ziel der Jugendarbeit im Sport ist die Förde-
rung der ganzheitlichen Persönlichkeitsent-
wicklung im Sport. Die Sportjugend NRW 
nimmt die politische Interessensvertretung 
von Kindern und Jugendlichen gegenüber 
Politik und Verwaltung wahr. Die Sportjugend 
NRW übernimmt aber auch Verantwortung für 
alle Kinder und Jugendlichen in NRW und en-
gagiert sich in vielen sozialen Arbeitsfeldern.

Einstellungen und Verhaltensweisen der 
Jugendlichen zu Freizeit und sportlichen Ak-
tivitäten haben sich entscheidend geändert. 
Training, Wettkampf und Auslese stehen nicht 
mehr allein im Mittelpunkt des Interesses. Ju-
gendliche wünschen über den Sport Kontakt, 
Geselligkeit, Spaß und Spiel. Die Sportjugend 

NRW greift diese Wünsche auf und orientiert 
daran ihre Angebote.

Aufgabenschwerpunkte
< Bewegung, Spiel und Sport für Kinder und 

Jugendliche.,
< Jugendbildung,
< Kulturelle Arbeit,
< Jugend-, Sport-, und Gesellschaftspolitik,
<  Internationale Jugendbegegnungen,
< Soziale Arbeit,
< Integration von Zuwandern/innen,
< Geschlechtsspezifische Kinder- und Ju-

gendarbeit,
< Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern in der Jugendarbeit.

Kinderalltag in der Stadt und auf dem 
Land
In der Stadt fehlen kindgerechte Bewegungs-
räume, Gärten und Wiesen sind selten und 
vorhandene Spielplätze sind häufig ungepflegt 
oder sogar mit gefährlichen Gegenständen 
(Glas, Spritzen) verschmutzt. Um diesem feh-
lenden Bewegungsangebot entgegenzuwirken, 
schaffen viele Eltern Bewegungsinseln, indem 
sie mit ihren Kindern gemeinsame Veranstal-
tungen besuchen wie „Eltern-Kind-Turnen“ 
oder Schwimmkurse.1

Ab der zweiten Hälfte der Grundschule wer-
den die Stadtkinder selbst mobiler. Sie kön-
nen zu Fuß, mit dem Rad oder mit dem ÖPNV 
Freunde, Veranstaltungen und Vereine errei-
chen. Im Weiteren können sie ihre Freizeitge-
staltung selbst planen und durchführen.

Auf dem Land sind Bewegungsräume in 
großem Umfang vorhanden, es gibt mehr 
Gärten, Wiesen, Felder und auch Innenhöfe 
von Bauernhöfen. Diese vorhandenen Bewe-
gungsräume können jedoch von den Kindern 
nicht genutzt werden, da die beide Elternteile 
beispielsweise arbeiten und die Kinder nicht 
beaufsichtigen können. Außerdem sind die El-
tern häufig ängstlich, ihre kleinen Kinder allein 
draußen spielen zu lassen, da sie aufgrund des 
Verkehrsaufkommens auf den Landstraßen mit 
hohen Geschwindigkeiten zu große Gefahren 
für ihre Kinder sehen.

Im Vergleich zur Stadt bleiben die Kinder und 
Jugendlichen länger unselbstständig. Die zum 
Teil erheblichen Entfernungen zu Freunden/
Gleichaltrigen sind für die Kinder und Jugend-
lichen zu Fuß oder mit dem Rad und aufgrund 
des fehlenden ÖPNV nicht zu überwinden. So-
mit sind die Kinder bei der Freizeitgestaltung 
auf die „Taxi“-Dienste der Eltern angewiesen. 
Ohne Auto sind Freunde, Musikschulen und 
Sportvereine kaum erreichbar2.
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Kinder und Jugendliche im Sport
Die Medien spielen bei Kindern und Jugendli-
chen eine große Rolle in der Freizeitgestaltung. 
Dazu kommen die fehlenden Bewegungsräume 
in der Stadt bzw. die nicht genutzten auf dem 
Land. Trotzdem oder gerade deswegen spielt 
der Sport bei Kindern und Jugendlichen eine 
große Rolle (~ 96 % treiben Sport). Sport spielt 
als Freizeitbeschäftigung die Hauptrolle. Dazu 
gehören Radfahren, Schwimmen, Bewegungs-
spiele etc.3

Der organisierte Sport hat dabei jedoch auf 
dem Land mehr Zulauf als in der Stadt. Warum 
ist dies so?:
 1. Die soziale Bindung an den Verein ist in 

den Dörfern viel größer.
 2. In der Stadt gibt es mehr „konkurrieren-

de“ Angebote, die genutzt werden können 
wie z.B. auf musisch kultureller Ebene.

Bei der Nutzung dieser Angebote gibt es ge-
schlechtspezifische Unterschiede. So zeigt sich 
beispielsweise, dass Mädchen sowohl weniger 
häufig am organisierten Sport teilnehmen, als 
auch weniger Stunden aktiv Sport treiben. Statt 
dessen nutzen die Mädchen eher andere Ange-
bote, wie musische und kulturelle.

Vereine auf dem Land /  
Besonderheiten
Auf dem Land gibt es zwei verschiedene Ver-
einstypen, zum einen den Dorfverein und zum 
anderen den Gemeindeverein. Die Dorfverei-
ne sind älter, Mitglieder kommen nur aus dem 
Dorf. Dieser Verein stellt nach außen die dörf-
liche Identität dar, die Vereinsmitglieder ver-
stehen sich als verschworene Gemeinschaft. 
Der Gemeindeverein ist erst in jüngerer Zeit 
entstanden, ist offen für die ganze Gemeinde 
oder auch die weitere Umgebung. Bei einem 
Gemeindeverein handelt es sich eher um eine 
Interessengemeinschaft, die organisatorisch 
nötig ist, um gemeinsam Sport treiben zu kön-
nen.4

In der Stadt gibt es viele Sportvereine auf 
engem Raum, dazu noch weitere Angebote für 
die Kinder und Jugendlichen. Dagegen gibt es 
auf dem Land das Problem der weiten Entfer-
nungen bei geringen Wahlmöglichkeiten der 
Sportart. Andere Aktivitäten werden kaum an-
geboten.

Den Vereinen fehlt der Nachwuchs, daher 
werden besonders in den Jugendabteilun-
gen Spielgemeinschaften gegründet, um am 
Wettkampfbetrieb teilnehmen zu können. Auf 
dem Land nimmt reine Ehrenamtlichkeit einen 
größeren Stellenwert ein als in der Stadt, wo 
die Übungsleiter eine Aufwandentschädigung 
erhalten.

1) Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit 

des Landes Nordrhein-Westfalen (2002): Gesundheitsberichte 

NRW, Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Nordrhein-

Westfalen. Bielefeld

2) Ritter S., Adolph, H. (1995): Stadt-Land-Unterschiede im 

Freizeitsport bei Kindern. Kassel 

3) Baur J., Bauermann U. (2000): Unerforschtes Land: Jugend-

sport in ländlichen Regionen. Aachen

4) Höhn W., Steinert J., Vogel C. (1991). Sport auf dem Land, 

Abschlussbericht des Projektes: „Freizeitsport für Jugendliche 

in ländlichen Regionen“. Frankfurt am Main 
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II. 

Bildung und Beschäftigung
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Vorstellung der  
Bundesinitiative  
„wir… hier und jetzt!“

Dr. Heike Kahl, Deutsche Kinder- und Jugend-
stiftung
Die Bundesinitiative „wir... hier und jetzt!“ ist 
am 1. Oktober 2003 gestartet. Sie setzt sich mit 
den Problemen der Abwanderung von Jugend-
lichen aus den neuen Bundesländern auseinan-
der und entwickelt Möglichkeiten, Antworten 
und Ansätze des Umgangs mit diesen Proble-
men. Die Stiftung Demokratische Jugend und 
die Deutsche Kinder- und Jugendstiftung ha-
ben sich gemeinsam für dieses Programm be-
worben. Dafür gibt es viele Gründe. Zunächst 
sind die beiden Stiftungen in den neuen Bun-
desländern seit über zehn Jahren aktiv und in-
teressieren sich sehr für das Thema. Darüber 
hinaus verfügen beide Stiftungen in den neuen 
Bundesländern über wichtige Infrastrukturen, 
um das Programm gut umsetzen zu können. 

Anhand eines Projektes, das die Deutsche 
Kinder- und Jugendstiftung schon seit 1994 
fördert, möchte ich den konzeptionellen An-
satz der Bundesinitiative „wir... hier und jetzt!“ 
verdeutlichen. Saßnitz auf Rügen, eine Regi-
on mit vielen Arbeitslosen und Jugendlichen 
ohne Perspektive. Eine engagierte Pfarrerin, 
ein Landtagsabgeordneter der CDU und ein 
Landtagsabgeordneter der PDS starteten eine 
gemeinsame Initiative, um zusammen mit 
Arbeitsämtern, Kirche und Schule diesen Ju-
gendlichen vor Ort eine Perspektive zu bieten. 
Im Ergebnis wird den Jugendlichen das unter 
Denkmalschutz stehende E-Werk in Saßnitz 
angeboten – eine Ruine – und man fordert die 
Jugendlichen auf, ihr eigenes Unternehmen 
daraus zu machen. Damit werden die Jugend-
lichen zum ersten Mal in die Lage versetzt, 
ihre Fähigkeiten unter Beweis zu stellen. Die 
Jugendlichen, von denen viele keinen Schul-
abschuss haben, trauen sich diese Aufgabe 
zunächst nicht zu. Doch mit Unterstützung und 
Ermutigung von allen Seiten – Kirche, Schule, 
Staat, private Stiftung etc. – beginnen diese Ju-
gendlichen, das E-Werk auszubauen. Heute ist 
dieses E-Werk in Saßnitz der größte Arbeitge-
ber der Insel Rügen und beschäftigt inzwischen 
200 junge Leute.

In dieser Geschichte steckt alles, was bei-
de Stiftungen an Ansätzen sehen, um dieses 
Programm „wir, hier und jetzt!“ umzusetzen: 
Ermutigung, Anerkennung, Unterstützung, 
Vernetzung und das Zusammenwirken aller 
politischen, aller staatlichen und aller zivilen 
Kräfte an einem Ort. Durch dieses Programm 
werden gute Modelle gefördert, von denen 
wichtige Impulse ausgehen können. Aber vor 

allem erwarten wir uns mit dem Programm ei-
nen Mentalitätswechsel weg von der negativen 
Sicht auf die Dinge hin zu den Möglichkeiten, 
die es gibt. Wir können keine Arbeitsplätze en 
masse schaffen. Aber wenn man die vielen 
vorhandenen Angebote betrachtet, kann dar-
aus etwas erwachsen. Das bedeutet, dass wir 
neue Bilder produzieren müssen und denjeni-
gen neue Inspirationen geben, die an dem Pro-
gramm beteiligt sind. Dabei kommen uns auch 
die Erfahrungen beider Stiftungen zugute, weil 
beide Stiftungen einen partizipativen Ansatz in 
ihrer Arbeit verfolgen, der immer schon auf der 
Teilhabe der Jugendlichen und der Stärkung 
der Zivilgesellschaft beruht.

Aus dem Programm, das in vier Teile geteilt 
ist, wird deutlich, dass die Stiftungen nicht nur 
auf die Frage der Schaffung von Arbeitsplät-
zen und Verbesserung von Ausbildungsbedin-
gungen setzen, sondern vor allem auch auf die 
weichen Faktoren, die das Bleiben-Können der 
Jugendlichen in der Region fördern. Im Teil 
„Perspektive“ gibt es das Segment Berufs-
frühorientierung, weil z. B. in Mecklenburg-
Vorpommern 14 % der Jugendlichen ihre Aus-
bildung vorzeitig abbrechen.

Ein ganz wichtiger Teil, der insbesondere 
durch die Stiftung Demokratische Jugend ver-
treten wird, ist das Thema Heimatverbunden-
heit, weil die Bindung an Heimat, an Familie, 
an die Orte, an die Schönheit der Natur auch 
bei Jugendlichen eine wichtige Rolle spielt. 
Unter dem Motto „Was wir wollen, bekommen 
wir auch hin“ widmet sich ein weiteres Pro-
grammsegment der Partizipation, weil wir jun-
gen Leuten die Möglichkeit geben wollen, in ih-
rem regionalen Kontext Dinge anzupacken und 
auch Anerkennung dafür zu bekommen. Darü-
ber hinaus betreiben wir eine Praktikumsbörse 
und setzen den Teil „Lokales Handeln“ um, bei 
dem es um die Förderung von Mikroprojekten 
geht, weil wir wissen, dass eine „sozial gesun-
de“ Kommune mit einer Vielzahl von lebendi-
gen Initiativen eine wichtige Voraussetzung ist, 
auch eine „wirtschaftlich gesunde“ Kommune 
zu werden.

Man könnte einwenden, dass dies doch alles 
keine neuen Ideen sind. Richtig, das Problem 
ist ja nicht, dass wir in Deutschland ein Defizit 
an Wissen haben über die Dinge, die zu tun wä-
ren, sondern dass es ein Kontinuitäts- und ein 
Transferproblem gibt; nämlich das, was man 
über erfolgreiche Projektarbeit weiß, über Ge-
lingensbedingungen und –behinderungen re-
gional beschränktes Wissen bleibt, das nicht 
transferiert und in die Breite getragen wird. 
Dies ein Stück weit zu ändern, haben wir uns 
zur Aufgabe gemacht.

Bei der Programmumsetzung gibt es natür-
lich auch hin und wieder Probleme. Zum einen 
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übersteigen die Bewerberzahlen bei weitem die 
vorhandenen Kapazitäten. Zum anderen sind 
die Akteure vor Ort oft mit widerstreitenden 
Interessen bzw. mangelndem Kooperationswil-
len konfrontiert, so z.B. zwischen Kultus- und 
Sozialministerium oder zwischen Schule und 
Jugendhilfe. Aber es gibt auch viele positive 
Beispiele.

Wir haben dem Ganzen ein Motto gege-
ben. Dieses Motto stößt auf großen Zuspruch, 
aber auch auf Widerstand: Glück ist auch die 
Erfahrung eigener Wirksamkeit. Es hat die 
Einschränkung: Es ist auch. Es gibt natürlich 
andere wichtige Komponenten, aber dies ist 
etwas, was den Jugendlichen insbesondere 
in den ostdeutschen Bundesländern mangelt, 
und dagegen wollen wir etwas tun.

Andreas Pautzke, Stiftung Demokratische Ju-
gend

Es ist von beiden Stiftungen mit Aufmerk-
samkeit gesehen worden, dass die Bundes-
regierung sich des Themas der verheerenden 
demographischen Entwicklung in den neuen 
Bundesländern mit der massenweisen Ab-
wanderung junger Menschen angenommen 
hat. Die Ausschreibung, die dann im März 2003 
erfolgt ist, war allerdings auf eine zeitlich eher 
sehr kurz befristete Kampagne bis Dezember 
2004 gerichtet. 

Unsere beiden Stiftungen sind schon seit 
vielen Jahren in den neuen Bundesländern auf 
unterschiedlichen Arbeitsfeldern tätig. Wir ha-
ben uns gedacht, eine Kampagne allein wird 
dem Problemfeld der Jugendabwanderung 
in den neuen Bundesländern nicht gerecht, 
zumal es dabei auch um Stimmung und Ge-
fühlslage geht. Man kann mit so einer kleinen 
Bundesinitiative natürlich nicht die Defizite im 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktbereich lösen. 
Aber man kann die Stimmungslage, den Main-
stream verändern. Und der Mainstream ist in 
vielen Teilen einfach: Schule aus und ab nach 
Westen.

An vielen Stellen ist deutlich zu bemerken, 
dass die Chancen, die vor Ort vorhanden sind, 
einfach überhaupt nicht mehr in den Blick ge-
nommen werden. Und deswegen haben wir 
ein Konzept mit vier ganz unterschiedlichen 
Handlungsbereichen entwickelt, um von ver-
schiedener Seite und mit der Aktivierung ganz 
unterschiedlicher Akteure an diesem Problem 
der Stimmung und des Wahrnehmens der eige-
nen Chancen anzusetzen. Wir hoffen, dass wir 
dadurch einerseits gute Beispiele entwickeln 
und andererseits dann mit diesen Beispielen 
in den Ländern Ansprechpartner in der Politik, 
aber auch vor Ort, in den unterschiedlichsten 
Bereichen finden, die im Ergebnis der Bun-
desinitiative genau an diesen Punkten weiter 

ansetzen, um Stimmungen zu verändern und 
Aktivitäten hervorzurufen.

Die Bundesinitiative ist keine ausschließliche 
Jugendinitiative. Sie ist auch keine Erwachse-
neninitiative, sondern sie ist eine Initiative, die 
versucht, mit den unterschiedlichsten Akteuren 
zu arbeiten. 

Wir haben uns mit dem Thema Heimatver-
bundenheit entschlossen, ein Jugendpro-
gramm aufzulegen, das versucht, möglichst 
viele Jugendliche im lokalen Rahmen dazu 
zu bringen, sich für die eigene Geschichte zu 
interessieren, weil in den Neuen Bundeslän-
dern ein Geschichtsumbruch zu konstatieren 
ist, der damit zusammenhängt, dass auch die 
Erwachsenenwelt um die Jugendlichen herum 
Geschichte tabuisiert bzw. scheinbar nicht hat. 
Und Jugendliche ohne Geschichte sind auch 
Jugendliche ohne Heimat und deswegen sind 
sie auch Jugendliche, die ganz schnell diese 
Heimat loslassen und dann weggehen. Wir ha-
ben hier eine sehr große Resonanz erfahren, 
was uns hoffnungsvoll stimmt. Unser Ziel ist 
es, die Initiative der Jugendlichen dann in ei-
nem zweiten Schritt in die Schulen hineinzu-
tragen.

Der Ideenwettbewerb Perspektive richtet sich 
hingegen überhaupt nicht an Jugendliche, son-
dern an Erwachsene, die sich vor Ort zusam-
mentun wollen, um gemeinsam über Perspek-
tiven für ihre jungen Menschen nachzudenken. 
Der Hintergrund für diesen Wettbewerb liegt 
vor allem im derzeit stattfindenden gravieren-
den Strukturwandel im Bereich der Jugendar-
beit, der einfach erfordert, dass man nicht nur 
mit seinen Scheuklappen denkt, sondern un-
terschiedliche Ressourcen zusammenführt und 
Synergien entwickelt, die gerade im ländlichen 
Raum notwendig sind, um tatsächlich etwas 
anpacken zu können. 

Auch die Programmteile der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung sind an unterschiedli-
che Zielgruppen gerichtet und wir hoffen, dass 
wir insgesamt am Ende sehr gute Handlungs-
ansätze unterschiedlichster Akteure zusammen 
bringen und damit auch ein bisschen Hoffnung 
sammeln.
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Ulrike Worbs, Sächsische Landjugend e.V.

Zukunftschancen der „Land-
jugend“ in Bildung, Ausbil-
dung und Beruf

1. Arbeitsfeld „Ländlicher Raum“ für 
die Sächsische Landjugend – Eine Si-
tuationsanalyse
„Land ist anders – Landjugendarbeit auch“ 
(Bühler  / Carstens 1997, S. 11f.). So definiert 
sich Landjugendarbeit in besonderer Weise 
über den Lebensraum „Land und Ländlicher 
Raum“. Rund 70 % der Fläche des Freistaa-
tes werden als ländlich geprägte Regionen 
angenommen. Wie bekannt, leben die LAND-
Jugendlichen im Unterschied zu städtischen 
Gebieten unter anderen sozialen, räumlichen, 
politischen und wirtschaftlichen Umständen, 
die mittelbar und unmittelbar ihr Verhalten 
prägen.

Doch gibt es im Blick auf Landjugendarbeit 
allgemein nicht nur Sozialisationsunterschiede 
zwischen Stadt und Land, sondern – auch drei-
zehn Jahre nach der Wende – einen deutlich 
sichtbaren West-Ost-Unterschied zu konstatie-
ren. So führte die andauernd mangelnde Wirt-
schaftskraft des ländlichen Raums im Osten 
im Vergleich zum Westen zu massiven Abwan-
derungen und damit zu „‘überalterten‘ Land-
strichen“ (vgl. Sachverständigenkommission 
des Zweiten Kinder- und Jugendberichts 2003, 
S. 34). Wie die 1997 vorgenommene Landju-
gendstudie bereits belegte, verlassen auch 
2003 noch immer junge Leute – vorwiegend 
junge, (hoch)qualifizierte Frauen (vgl. Zweiter 
Kinder- und Jugendbericht, S. 34) – den länd-
lichen Raum. Die Rückkehrquoten liegen nach 
unseren Beobachtungen vermutlich bei ver-
schwindend geringen Zahlenwerten.

Das von Gängler beschriebene, vielfach in 
den alten Bundesländern geprägte Bild vom 
typischen Landjugendlichen, 22 Jahre jung, 
evangelisch, männlich oder weiblich mit einer 
durchschnittlichen Verweildauer von 5 Jahren 
in der Landjugend (Gängler 2000, S. 5) ist auf 
die sächsischen Landjugendlichen aus oben 
genannten Gründen folglich nur noch bedingt 
übertragbar. Die sowohl von Gängler u.a. in 
seinem Vortrag zum ersten Sächsischen Fach-
tag „Jugend im ländlichen Raum“ als auch im 
Zweiten Sächsischen Kinder- und Jugendbe-
richt von 2003 erwähnten massiven Abwande-
rungstendenzen tragen dazu bei, dass der/die 
Landjugendliche von heute zwar nach wie vor 
„jung“ ist, sich jedoch nicht mehr in Form einer 
festen Mitgliedschaft im Landjugendverband 
engagiert, sondern sich zunehmend nur noch 

sporadisch und zeitlich begrenzt an verschie-
denen Veranstaltungen des Landesverbandes 
beteiligt. Im Vergleich zu den alten Bundeslän-
dern, wo Jugendverbandsarbeit vorwiegend 
noch durch Ehrenamtliche geleistet wird, die 
sich oft längerfristig in Verbandsstrukturen 
einbringen, zeigte sich im ländlichen Raum der 
neuen Bundesländer ein erheblicher Bedarf an 
flexiblen, professionell arbeitenden Einzelpro-
jekten, die eher auf die soziale Grundsicherung 
abzielen.

Da auch dreizehn Jahre nach der Wiederver-
einigung im Ostteil Deutschlands, speziell im 
ländlichen Raum von einer intakten Vereins-
landschaft noch immer nur in Ansätzen die 
Rede ist, hat sich ein Angebot fest installierter, 
d. h. durch hauptamtliche Fachkräfte betreu-
ter Projekte als notwendig und unabdingbar 
erwiesen. Speziell in den ländlichen Regionen 
Mittel- und Westsachsens ist noch eine Menge 
zu tun, um eine gesellschaftliche und vor al-
lem Jugend integrierende Infrastruktur aufzu-
bauen. Eine facettenreiche Vereinsarbeit wurde 
zu DDR-Zeiten nicht forciert. Neben Geflügel 
und Kaninchenzuchtvereinen gibt es zumeist 
die Freiwillige Feuerwehr und den örtlichen 
Fußballverein, die Freizeitangebote im Dorf-
gemeinschaftsbild darstellen. Alternative An-
gebote im Bereich Bildung oder Kultur fehlen 
noch immer bzw. wieder in weiten Teilen des 
ländlichen Raums Sachsens. Andere im Zwei-
ten Kinder- und Jugendbericht sogenannte „ju-
gendkulturelle Gelegenheitsstrukturen“ (vgl. 
Zweiter Kinder- und Jugendbericht, S. 35) gibt 
es so gut wie nicht. Jugendliche treffen sich 
oftmals „nur“ in losen Gruppen, die sich zu-
meist an öffentlichen Plätzen oder in Bushalte-
stellen treffen, sehr zum Ärgernis der Erwach-
senen des Ortes. Sobald die jungen Leute den 
Führerschein erworben haben, verziehen sie 
sich zunächst noch temporär in ihrer Freizeit 
in die nächst größeren Städte. „Die Wege und 
damit auch der Zeitaufwand verlängern sich, 
so dass Bildungsprozesse und Freizeitaktivi-
täten erheblich erschwert oder gar unmöglich 
gemacht werden. Findet sich nach der Schul-
ausbildung kein Ausbildungsplatz bzw. nach 
der Ausbildung kein Arbeitsplatz in der Region, 
wandern viele junge Personen ganz ab, häufig 
in die ehemaligen alten Bundesländer. Über die 
Jahre hinweg kam es so zu einer Landflucht, 
die heute in ihrem ganzen Ausmaß sicht- und 
spürbar wird. Die Dörfer veröden oder verkom-
men zu reinen Eigenheimsiedlungen für meist 
ältere, besser verdienende Städter/innen. Der 
traditionelle landwirtschaftliche Betrieb ist zu 
einer seltenen Rarität verkommen. Der Beruf 
des Landwirts wird nur allzu oft nicht mehr als 
vollwertiger Beruf anerkannt. Die dörflichen 
Regionen „veralten“ zunehmend. Jugendli-
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che wenden sich immer mehr vom ländlichen 
Raum und dessen Besonderheiten ab und wan-
dern ab in die Städte. Leider bewirken auch 
diese deutlich sichtbaren Tendenzen keine ver-
stärkte Fokussierung auf die Verbesserung der 
Lebensbedingungen im ländlichen Raum. Im 
Gegenteil. Nicht nur Schulen und Kindergär-
ten, sondern auch Jugendclubs werden ebenso 
wie Projekte der Schulsozialarbeit, Medienpä-
dagogik oder der Mobilen Jugendkulturarbeit 
im ländlichen Raum „ausgedünnt und zentra-
lisiert“ (vgl. Zweiter Sächsischer Kinder- und 
Jugendbericht 2003, S. 35). Mit Einsetzen der 
haushalterischen Sparzwänge des Bundes, der 
Länder und damit einher gehend der Kommu-
nen Ende des vergangenen Jahrhunderts wur-
de begonnen, die in ländlichen Bereichen bis 
ca. Mitte/Ende der 90er Jahre gerade im Auf-
bau begriffene Infrastruktur der Jugendhilfe 
im ländlichen Raum, die bis dahin noch nicht 
einmal eine flächendeckende Grundversor-
gung erreicht hatte, mit dem Argument der ‚ab-
nehmenden Klientel’ einzudampfen. „...(D)as 
Problem der kleinen Zahl (wird) politisch dazu 
benutzt.., vielen kleinen Initiativen und Trägern 
der Jugendhilfe das Ende zu bereiten“ (ebd., 
S. 35).

All dies hatte zur Folge, dass der Landesver-
band von herkömmlichen Verbandsstrukturen 
Abschied nehmen musste, sich neuen Organi-
sationsformen zuwandte und sich als Verband 
neu orientiert hat. Einen Schritt dazu machte 
die Sächsische Landjugend e.V., indem sie 
sich von der traditionellen, vorwiegend nur 
ehrenamtlich getragenen Landjugendarbeit zu 
professioneller, hauptamtlicher Jugendarbeit 
/ Jugendsozialarbeit bekannte und selbst Mo-
dellprojekte initiiert und betreibt. 

2. Der Verband

2.1 Leitbild der Sächsischen Landjugend (SLJ) 
e.V.

Die Sächsische Landjugend e.V. versteht sich 
als der Fachverband für die Vertretung der Inte-
ressen der Jugendlichen in den ländlichen Re-
gionen Sachsens – damit beziehen wir uns auf 
die „ballungsgebietabgewandten Regionen“ 
(vgl. Gängler 2003, S. 4), der sich mit seiner 
Lobbyarbeit für eine reale Durchsetzung der 
Hilfe zur Selbsthilfe für die Jugendlichen ein-
setzt. Dies geschieht durch die Unterstützung 
von Vereinen, Organisationen und Initiativen 
in den ländlichen Regionen, die sich der Ju-
gendarbeit widmen und für den die Sächsische 
Landjugend Ansprechpartner und Dienstleister 
ist. Dazu gehört neben den Beratungsleistun-
gen zugleich die Förderung der Vernetzung und 
des Austauschs dieser regionalen mit überregi-
onalen und europäischen Vereinen, Organisati-

onen und Initiativen. 
Ziel ist es, gemeinsam mit diesen Trägern der 

Jugendarbeit die Partizipation und das bürger-
liche Engagement der Jugendlichen anzure-
gen und zu fördern, damit sowohl Traditionen 
(wieder) gelebt werden, als auch eine aktive 
Mitgestaltung ihrer eigenen Umwelt initiiert 
werden können. Dies geschieht durch geeig-
nete Bildungsmaßnahmen, die auf die beson-
dere Situation der Jugendlichen auf dem Land 
ausgerichtet sind. Dazu strebt die Sächsische 
Landjugend eine Kooperation mit geeigne-
ten Wissenschaftlern an, um zielgerichtet die 
Lebenssituation Jugendlicher in den sächsi-
schländlichen Regionen zu erfassen und dar-
aus folgende Bildungsbedarfe zu ermitteln.

2.2 Aufbau der Sächsischen Landjugend 

Die Sächsische Landjugend setzt sich wie die 
meisten Landes- und Bundesverbände aus 
einer breiten ehrenamtlichen Basis von Mit-
gliedsvereinen und Einzelmitgliedern sowie 
einem ebenfalls im Sinne der Verbandsinter-
essen agierenden Hauptamt zusammen.

Untergliedert ist der Landesverband in vier 
Regionalverbände (Regionalverband Elbe Rö-
der e.V., Regionalverband Nordsachsen e.V., 
Regionalverband Südsachsen e.V., Regional-
verband Lausitz e.V.) Alle Regionalverbände 
arbeiten ehrenamtlich. Darüber hinaus befin-
den sich mehrere hauptamtlich getragene, 
regional in verschiedenen Landkreisen des 
Freistaates Sachsen verankerte, Projekte in 
Trägerschaft der SLJ e.V. Um den unter Punkt 
1 beschriebenen Tendenzen im ostdeutschen, 
speziell sächsischen ländlichen Raum Einhalt 
zu gebieten und den jungen Menschen Bleibe-
perspektiven zu eröffnen, wurden gemeinsam 
mit Kommunen Ideen und Konzepte entwickelt, 
die auf den infrastrukturell schwach ausgebau-
ten ländlichen Raum zugeschnitten sind. Unter 
der fachlichen Anleitung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Sächsischen Landjugend 
wurden Konzeptionen geschrieben, Projekte 
für und mit Jugendlichen installiert und durch-
geführt. Es entstanden nach und nach die 
ersten Projekte Mobiler Jugendarbeit in den 
ländlichen Gebieten Sachsens. Bis heute ha-
ben sich mehrere stabile Standorte entwickelt 
und herauskristallisiert, von denen aus Land-
jugendarbeit, sprich vor allem die Lobbyarbeit 
für Landjugend betrieben wird. Seit 1997 ist 
die SLJ Trägerin verschiedener Einzelprojek-
te im ländlichen Raum, die durch angestellte 
Fachkräfte geleitet werden. Bis zum 31.12.2003 
hatte die Sächsische Landjugend e.V. die Trä-
gerschaft folgender Projekte inne:
< Mobile Jugendarbeit im ländlichen Raum 

des Landkreises Delitzsch
< Mobile Jugendclub- und Jugendgruppen-
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betreuung im ländlichen Raum des Land-
kreises Mittweida

< Schulsozialarbeit in der Mittelschule Kros-
titz

< Jugendreferentin im Landkreis Torgau-
Oschatz

< Gemeinwesenorientierte Jugendarbeit in 
der Gemeinde Königsfeld

Von den meisten Kommunen, mit denen die 
Sächsische Landjugend inzwischen sehr eng 
und partnerschaftlich zusammenarbeitet, wird 
die Fachkompetenz und flexible Arbeitsweise 
des Verbandes sehr geschätzt. Viele Bürger-
meister bestätigen die Arbeit der Sächsischen 
Landjugend in dem sie immer wieder betonen, 
dass Landjugendarbeit nur mit einem starken 
Fachverband im Rücken geschehen kann. 

Der Bürgermeister der Gemeinde Tiefenbach, 
Herr Zill, zu diesem Thema im Rahmen der 11. 
Sächsischen Dorftage 2002 dazu:

„Wir in Tiefenbach versuchen, für unsere 
Jugend eigene Lebensräume zu schaffen, um 
ihnen vor Ort die Möglichkeit der Kommunika-
tion und des Zusammenseins zu bieten, denn 
aus den Kontakten in diesen Treffs und in den 
Vereinen entstehen Bindungen, die unsere Dör-
fer für unsere Jugendlichen anziehend und zur 
Heimat machen können. Wir wissen, dass nicht 
automatisch der Installation eines Jugendclubs 
in einem Dorf die Herausbildung einer starken 
Dorfjugend folgt, aber wir wollen Bedingungen 
schaffen, die einer solchen Herausbildung för-
derlich sind und dabei hilft uns die SLJ ganz 
wesentlich.“ (Zill 2002)

Für andere Gemeinden wiederum ist das Be-
harren auf fachlichen Standards noch immer 
eher ein „unbequemer Schuh, der abgestreift 
werden muss“. So endeten im Dezember 2003 
die Projekte Mobile Jugendarbeit sowie die 
Schulsozialarbeit an der Mittelschule Krostitz 
im Landkreis Delitzsch. Zum Leidwesen der 
Kinder und Jugendlichen wird die Trägerviel-
falt im Landkreis zunehmend eingedämmt und 
Aufgaben der Freien Jugendhilfe zentralisiert.

Die Arbeit des anerkannten Trägers der Frei-
en Jugendhilfe begründet sich auf dem Zusam-
menspiel zwischen Haupt- und Ehrenamt. Die 
Jugendlichen in den ländlichen Regionen Sach-
sens werden durch die verschiedenen Projekte, 
aber auch durch die Arbeit der einzelnen Re-
gionalverbände erreicht. Teilweise profitieren 
die Regionalverbände von hauptamtlich be-
setzten regionalen Projekten der SLJ (Beispiel: 
Regionalverband Südsachsen – Projekt Mobile 
Jugendclub- und Jugendgruppenbetreuung 
im Landkreis Mittweida), die sie in ihrer Arbeit 
durch die zur Verfügung stehenden, regional 
tätigen Mitarbeiter/innen unterstützen. Teil-
weise arbeiten die Regionalverbände auf rein 
ehrenamtlicher Basis mit Unterstützung des 

Landesverbandes (Beispiel: Regionalverband 
Lausitz).

2.3 Zielgruppe

Zielgruppe der Arbeit der Sächsischen Land-
jugend sind alle Kinder, Jugendlichen, jungen 
Volljährigen und jungen Menschen entspre-
chend, § 7 SGB VIII, ab dem 6. bis zum 27. Le-
bensjahr sowie weitere Multiplikatoren/innen 
in der Kinder- und Jugendarbeit im ländlichen 
Raum des Freistaates Sachsen. Multiplikato-
ren/innen können u.a. sein:
< Ehrenamtliche Teamer/innen,
< Ehrenamtliche in Vorstandspositionen,
< Ehrenamtliche allgemein,
< Hauptamtliche Fachkräfte in der Jugendar-

beit im ländlichen Raum,
< Hauptamtliche Nicht-Fachkräfte, die über 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 
bzw. Strukturanpassungsmaßnahmen 
(SAM) in der Kinder- und Jugendarbeit im 
ländlichen Raum tätig sind.

3. Herausforderungen für Landjugend 
in Sachsen

Die Herausforderungen für Jugendliche im All-
gemeinen und im Besonderen für Jugendliche 
aus den ländlichen Regionen des Freistaates 
Sachsen liegen in vielen Bereichen. Zunächst 
in der Orientierung – heute schon während der 
Schulzeit und erst recht nach dem Verlassen der 
Schule – unter einer Vielzahl von Angeboten 
im außerschulischen Bereich wie auch bei der 
Berufswahl versus die Unsicherheit bzgl. der 
Zukunftsplanung, da zu wenige Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze vorhanden sind. Ferner 
sind sie dem vehementen gesellschaftlichen 
wie auch ökonomischen Druck nach beinahe 
unbegrenzter Flexibilität bei der Ausbildungs- 
bzw. Arbeitsplatzsuche ausgesetzt. Das bedeu-
tet für viele junge Leute die (Un-)Gewissheit, 
nach der Schule ihre Heimat verlassen und der 
Ausbildung bzw. Arbeit „hinterher ziehen“ zu 
müssen. Unabhängig davon, ob sie sich in ih-
rem Heimatort wohl fühlen oder sich eine Zu-
kunft in ihrer Dorfgemeinschaft vorstellen, sind 
sie gezwungen, die Heimat zu verlassen. Dies 
schürt nicht oft eine aus Unsicherheit und Trotz 
herrührende Lethargie bis hin zur Gleichgül-
tigkeit. Zudem sind Jugendliche immer wieder 
aufgefordert, sich selbst zu motivieren, sozia-
les Engagement nachzuweisen, sich politisch 
zu engagieren, sich einzubringen. Doch oft 
kollidieren diese gesellschaftlichen Ansprüche 
mit den Gegenleistungen der Gesellschaft für 
junge Menschen. Die Abwanderung besonders 
junger, hoch qualifizierter Frauen ist eine Fol-
ge, die sich daraus ergibt (Zweiter Kinder- und 
Jugendbericht 2003, S. 34). Zuzüglich werden 
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die Jugendlichen durch die Medien zu Kon-
sum aufgefordert, haben jedoch oftmals im 
Vergleich zu den Lebenshaltungskosten ein zu 
geringes Einkommen, um diesen „Konsum le-
ben zu können“. In diesem Punkt haben sich 
die Herausforderungen für Landjugend an die 
generellen Herausforderungen für Jugend und 
Erwachsene angeglichen. Neben all diesen 
Faktoren spielt im ländlichen Raum die ver-
stärkte soziale Kontrolle eine große Rolle. Wie 
im Zweiten Sächsischen Kinder- und Jugend-
bericht darauf hingewiesen wird, führen die zu-
nehmenden Vereinzelungen der Jugendlichen 
in den Dörfern zur verstärkten sozialen Kontrol-
le der Erwachsenen und Alten über die weni-
gen Kinder und Jugendlichen. Dies wiederum 
hat einen scheinbaren Anstieg der Auffälligkei-
ten und Abweichungen bei „der Dorfjugend“ 
zur Folge. Konsum und Geselligkeit in den Dör-
fern sind an die wenigen Gelegenheiten im Ort 
gebunden. Durch die Abwanderungstendenzen 
verdichten sich seit Jahren die Schließungen 
solcher Einrichtungen, womit die Gelegenhei-
ten zum Konsum und zur Freizeitgestaltung im 
Dorf kaum noch möglich sind. Die Kinder und 
Jugendlichen bis 16 Jahre sind nicht motori-
siert, die Eltern haben zum Teil keine Zeit bzw. 
nicht die finanziellen Möglichkeiten, ihnen die 
Teilnahme an Veranstaltungen im städtischen 
Gebiet zu ermöglichen. Daher müssen Alterna-
tiven geschaffen werden.

Auch wird festgestellt, die Jugendlichen im 
sächsischen ländlichen Raum sind aufgrund 
dieser unsicheren Verhältnisse nicht bereit, 
sich längerfristig zu engagieren. Im Vergleich 
zu den alten Bundesländern, wo Jugendver-
bandsarbeit vorwiegend noch durch Ehrenamt-
liche geleistet wird, die sich oft längerfristig in 
Verbandsstrukturen einbringen, zeigte sich im 
ländlichen Raum der neuen Bundesländer ein 
erheblicher Bedarf an flexiblen, professionell 
arbeitenden Einzelprojekten, die eher auf die 
soziale Grundsicherung abzielen.

4. Herausforderungen für Landjugend-
arbeit in Sachsen und sich daraus er-
gebende Arbeitsschwerpunkte im 
ländlichen Raum Sachsens

Die SLJ hat es sich zur Aufgabe gemacht, auf 
die festgestellten Bedarfe im Bereich Kinder- 
und Jugendarbeit im ländlichen Raum zu re-
agieren. Folgende Arbeitsschwerpunkte erge-
ben sich demzufolge:
< außerschulische Bildungs- und Beratungs-

arbeit für Jugendliche und Vereine der Kin-
der- und Jugendarbeit im ländlichen Raum 
Sachsens auf Landes- und regionaler Ebe-
ne,

< landesweit agrarische und berufsständische 

Arbeit im Bereich der sogenannten „Grü-
nen Berufe“ (z. B. Tier- , Land- , Fischwirt/in, 
Weinbau),

< intensive Betreuung und Beratung der über-
betrieblichen Ausbildungszentren (ÜAZ) in 
Sachsen im agrarischen Bereich,

< internationale Jugendprojekte,
< Projektkoordination und Beratung im 

Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL,

< Finanzbuchhaltung für den Landesverband, 
die Regionalverbände sowie andere Vereine 
der Kinder- und Jugendhilfe im ländlichen 
Raum,

< Koordinierung und Beantragung von Ju-
genderholungsmaßnahmen der Mitglieds-
vereine der SLJ,

< Mobile Jugendarbeit in einzelnen Landkrei-
sen des Freistaates,

< Schulsozialarbeit (derzeit nicht mehr tätig in 
diesem Bereich).

Herausforderungen für Landjugendarbeit

Sich für eine bessere Kooperation zwischen 
Schule, Ausbildungsträgern und Sozialer 
Arbeit und aller gesellschaftlichen Kräfte 
(aktivierender Staat) einzusetzen, ist eine 
grundlegende Voraussetzung, um Jugend-
liche fit für das Berufsleben zu machen. 
Stärkere Vernetzung von Ausbildungsstätten 
mit Schule, Sozialer Arbeit und Politik

Jugendliche sollen durch den Verband zu-
künftig noch mehr bestärkt werden, ihre ei-
genen Ideen/Konzepte/Interessen umzusetzen 
und auch auf gesellschaftliche Missstände 
aufmerksam zu machen. Es muss uns dabei 
gelingen, Jugendliche an (lokal) politischen 
Zusammenhängen weiterhin zu interessie-
ren, in dem wir verständlich bleiben und da-
durch eine Beteiligung an Entscheidungs-
prozessen jetzt und zukünftig zu erreichen. 
Partizipation von Jugendlichen stärken

Landjugendarbeit möchte und muss ein ge-
sellschaftliches Umdenken provozieren und Ju-
gendliche in ihrem Selbstwertgefühl bestärken. 
Lobby für Jugendliche schaffen

Die Jugendlichen müssen durch diverse Bil-
dungsangebote auf politisches Einmischen 
und Mitbestimmung vorbereitet werden. 
Stärkung des Bewusstseins der sozialen Ver-
antwortung bei Jugendlichen durch Lernen am 
konkreten Vorbild und durch Partizipation

Diese Herausforderungen sind nur durch ei-
nen gesellschaftlichen Konsens zu leisten. D. 
h. der aktive Umgang im Alltag mit sozialen 
Belangen muss durch die Erwachsenen ver-
ständlich und transparent vorgelebt werden, 
ansonsten lernen es die Jugendlichen nicht. 
Dafür möchte sich der Landesverband stark 
machen.
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5. Die Sächsische Landjugend als 
Partnerin in der Entwicklungspart-
nerschaft EQUAL – Ein Beispiel für ein 
Reaktionsmodell

Um sich produktiv für die Schaffung von Pers-
pektiven für Jugendliche in Sachsen einzuset-
zen, engagiert sich die SLJ seit 2002 als eine 
Partnerin innerhalb der Entwicklungspartner-
schaft (EP) zum EU-Programm EQUAL. Die Zu-
ständigkeit für diesen Arbeitsbereich liegt beim 
EQUAL-Projektberater und -entwickler der SLJ. 
Dieser abgegrenzte Arbeitsbereich wird über 
Mittel der Europäischen Union finanziert.

Den folgenden Schwerpunktsetzungen und 
Zielen der Gemeinschaftsinitiative der Europä-
ischen Union EQUAL hat sich die Sächsische 
Landjugend e.V. als Mitinitiatorin des Projekts 
„Arbeitsplätze für junge Menschen in der Sozi-
alwirtschaft in den ländlichen Gebieten Sach-
sens“ verpflichtet.

Die Gemeinschaftsinitiative EQUAL hat das 
Ziel, Arbeitslosigkeit zu verhindern und zu 
bekämpfen, Humanressourcen zu entwickeln 
sowie lebenslanges Lernen und die berufliche 
und soziale Integration von benachteiligten 
Gruppen zu fördern. EQUAL verfolgt zugleich 
das spezifische Ziel, mit innovativen Kon-
zepten Diskriminierung und Ungleichheiten 
auf dem Arbeitsmarkt zu bekämpfen. EQUAL 
ist ein transnationales Programm, es stellt 
die Entwicklung und Vertiefung von grenzü-
berschreitender Zusammenarbeit zwischen 
Menschen und Organisationen in den Mittel-
punkt. Die Weiterentwicklung des politischen 
Instrumentariums sowie die Entwicklung neu-
er Handlungsansätze sind die Mittel zur Errei-
chung der Ziele. EQUAL wird als „Werkstatt“ 
für die gemeinschaftsweite Weiterentwicklung 
der arbeitsmarkt- und berufspolitischen In-
strumente verstanden. Neue Konzepte der Be-
rufsbildungs- und Arbeitsmarktpolitik sollen 
entwickelt und erprobt werden. Gleichzeitig 
gilt es, die Erfahrungen und Ergebnisse über 
Mainstreaming-Prozesse zu verbreiten, zu ver-
allgemeinern und in die Politik und Praxis zu 
integrieren (Europabüro für Projektbegleitung 
2001).

Das gemeinsame Projekt richtet sich an 
Jugendliche mit einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung an der zweiten Schwelle, also 
an der Stelle, wo der Schritt auf den ersten 
Arbeitsmarkt erfolgen soll, aber aus vielerlei 
Gründen oft nicht erfolgt (‡ Stau an der zwei-
ten Schwelle).

Mittels eines abgestimmten Handlungsan-
satzes arbeiten zwölf gleichberechtigte Mit-
glieder der Entwicklungspartnerschaft an der 
Umsetzung der Aufgaben.
Für uns heißt es da unter anderem:

< partnerschaftliches Handeln;
< Einbindung der Akteure und Multiplikatoren 

der Sozialwirtschaft;
< regionale Kontextanalysen;
< Stärkung der Unternehmen der Sozialwirt-

schaft durch Organisationsberatung und 
Einzelcoaching;

< Entwicklung neuer und innovativer Ge-
schäftsfelder;

< Beratung und Begleitung von Jugendli-
chen.

Vorzuweisende Ergebnisse der nunmehr zwei-
jährigen Arbeit sind (vgl. Sachbericht der 
Entwicklungspartnerschaft „Arbeitsplätze für 
junge Menschen in der Sozialwirtschaft“ der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAL 2003):

Querschnittsthema Gender Mainstreaming

Durch die EQUAL-Entwicklungspartnerschaft 
ermöglicht, werden die Sächsische Landjugend 
e.V. und die LAG Mädchen und Junge Frauen 
e.V. einen mehrjährigen (!) Kooperationsver-
trag zur fachlichen Unterstützung bei der Im-
plementierung von Gender Mainstreaming 
in den Landesverband und seinen regionalen 
Mitgliedseinrichtungen schließen mit dem Ziel, 
dass aus dem (besonderen) „Querschnittsthe-
ma“ eine Normalität und Selbstverständlich-
keit im täglichen Handeln der Akteure/innen 
wird.

Querschnittsthema I & K 

Aus dem gemeinsamen EQUAL-Projekt ist in 
Wittichenau mit einem Träger vor Ort ein In-
ternationales MultiMedia-Zentrum entwickelt 
worden. Schwerpunkte: semiprofessionelles 
Regionalfernsehen, Internetcafé für Kinder- 
und Jugendliche mit dem Ziel, das Arbeiten 
und Lernen mit der I & K-Technologie gerade 
im ostsächsischen, ländlichen Raum weiter zu 
entwickeln und zu verstetigen.

Querschnittsthema Empowerment

Durch die direkte Beteiligung der regionalen 
Maßnahmestandorte (geförderte Zielgruppe) 
an der Entscheidungsfindung innerhalb des 
EQUAL-Projekts und dessen Ausgestaltung 
kam es zu einer Vielzahl von Synergieeffekten. 
Entscheidend für die regionale Umsetzung war 
das lokale Wissen der Akteure/innen und Multi-
plikatoren/innen in den Regionen. Diese Erfah-
rungen erfuhren eine Rückkopplung über den 
Projektentwickler und -berater in die Arbeitsge-
meinschaften der Entwicklungspartnerschaft.
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Michael Backhaus, Jugendberufshilfe Thürin-
gen e.V.

Bildung und Beschäftigung 
Jugendlicher im ländlichen 
Raum

1. Jugendliche in strukturschwachen 
ländlichen Regionen – Bemühungen 
zur beruflichen Bildung und Beschäf-
tigung im Dilemma und: Gibt es Alter-
nativen zur Abwanderung?
 
Die berufliche Integration junger Menschen 
gestaltet sich derzeit bundesweit äußerst pro-
blematisch. Aussagen zu Ausbildungsnotstand 
und Jugendarbeitslosigkeit sind hinlänglich 
bekannt und bergen vor dem Hintergrund der 
überfälligen Stabilisierung unserer sozialen 
Sicherungssysteme erhebliche Risiken in sich. 
Gleichwohl ist das Problem v.a. regional sehr 
differenziert zu beurteilen, in seiner Ausprä-
gung jedoch gerade im ländlichen Raum groß 
– Hauptrisikogruppen leben im ländlichen 
Raum, sind bei den unter 20-Jährigen männ-
lich und ohne Schulabschluss oder bei den bis 
25-Jährigen weiblich, ohne Berufsausbildung 
und allein erziehend. Übertroffen werden ge-
nannte Integrationsschwierigkeiten m.E. le-
diglich durch die vielfältigen Problemlagen 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
in Ballungsräumen.

2. Die Sozialisationsinstanz „Allge-
meinbildende Schule“ und ihr gespal-
tenes Verhältnis zur Arbeitswelt

Im Kontext von Bildung und Beschäftigung im 
ländlichen  Raum kommt der Schule als Sozi-
alisationsinstanz eine außerordentliche Rolle 
zu, wenngleich an diesem Lernort nur noch 
lediglich 30 – 50 % der Bildung vermittelt wer-
den. Selbst dieser relativ geringe Anteil kann 
jedoch in Schule nur abgerufen werden, wenn 
die Familie, die in der aktuellen Bildungsdebat-
te oft unberücksichtigt bleibt, ihrem pädagogi-
schen Auftrag nachkommt, Lernmotivation zu 
fördern, Lernschwächen zu überwinden und 
letztlich auch für berufliche Bildung zu inter-
essieren.

Wir wissen, spätestens seit PISA, dass sich 
deutsche Schule zu sehr auf reine Wissens-
vermittlung beschränkt und nur begrenzt das 
bedienen kann, was sich in der Gesellschaft an 
Lebensentwürfen entwickelt. Wir wissen auch, 
dass es unser Schulsystem am wenigsten von 
allen Ländern vermag, im Bildungsverlauf Un-
gleichheiten und herkunftsbedingte Benachtei-

ligungen auszugleichen. Dies wiegt für Schule 
im ländlichen Raum umso schwerer, da sie, 
vor dem Hintergrund mangelnder sozialer In-
frastruktur, nicht nur die intellektuellen Grund-
lagen für die berufliche Bildung legt, sondern 
auch, und dies in nahezu alleiniger Verantwor-
tung, einen zielführenden Berufswahlvorberei-
tungs- bzw. orientierungsprozess verantworten 
soll. Angesichts der nachfolgend zu schildern-
den Situation auf dem Ausbildungs- bzw. Be-
schäftigungsmarkt ist es gerade für Jugendli-
che vorgenannter Sozialräume entscheidend, 
einen Vorteil gegenüber ihren Mitbewerbern/
innen auf dem Ausbildungsmarkt zu haben, 
d.h.:
 1. Da zwei Drittel der Jugendlichen ohne 

Schulabschluss dauerhaft ohne berufliche 
Ausbildung bleiben (Ludwig u.a. 2003, S.4), 
das Nachholen eines Schulabschlusses in 
ländlichen Regionen vielfach schwieriger 
ist, als z.B. in Großstädten, trägt die Schule 
die Hauptverantwortung für das „Ticket“ 
zum Einstieg in die Arbeitswelt.

 2. gerade Jugendliche aus dem ländlichen 
Raum sind in erhöhtem Maße auf Schlüs-
selqualifikationen und konsequent verin-
nerlichte berufliche Entscheidungen ange-
wiesen, um auf dem exponiert dürftigen 
Ausbildungsmarkt, aber auch überregional 
manövrieren zu können. Es ist auf dem Ar-
beitsmarkt zur Gewissheit geworden: neben 
einem Beherrschen der Grundfertigkeiten 
Lesen und Rechnen, einem ausgeprägten 
technologischen, naturwissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Verständnis machen 
das Beherrschen von Schlüsselqualifikatio-
nen den Unterschied zwischen Erfolg und 
Scheitern (Rademacker, 2002, S.9).

Während Schule im ländlichen Raum nach 
meinen Erfahrungen bei der Hinführung zum 
Schulabschluss, letztlich auch wegen stabilerer 
familiärer Strukturen, relativ erfolgreich agiert 
– dies gilt insbesondere für die niederen For-
men des Bildungskanons – hat sie mit Schulen 
anderer Sozialräume eins gemein: die Vorbe-
reitung auf die Arbeitswelt, die Vermittlung 
von Informationen zu Veränderungsprozessen 
in beruflichen Tätigkeitsfeldern bzw. auch zur 
generell veränderten Arbeitsorganisation, hier 
z.B. die aberwitzig angestiegenen Mobilitäts- 
und Flexibilitätsanforderungen, ist defizitär, 
vielmehr noch: man kann der Schule eine re-
gelrechte Abschottung gegenüber der Arbeits-
welt unterstellen (Ebenda, S. 3)

Nach unseren Erfahrungen im Bemühen zur 
Entwicklung praxisnaher Berufswahlvorberei-
tung für Benachteiligte in Schulen teile ich die 
unumwunden folgende Auffassung: „Dort, wo 
die Öffnung gegenüber der Arbeitswelt dann 
doch in eher bescheidenem Umfang geschieht, 
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wird sie didaktisch dilletantisch gehandhabt, 
wie der verbreitete schulische Umgang mit den 
Betriebspraktika zeigt.“ (Ebenda, S. 3).

Zwischenzeitlich fehlt mir der Glaube, dass 
Schule aus sich selbst heraus die längst über-
fällige Herausforderung annimmt. Es bedarf 
gezielter Bildungsanstrengungen nonforma-
ler bzw. informeller Natur, die außerhalb von 
Schule o.g. Auftrag umsetzen. Hier gibt es ge-
rade für die Jugendsozialarbeit im ländlichen 
Raum ein zukünftig wichtiges Arbeitsfeld: sie 
kennt sich am besten mit den schulischen Ri-
sikogruppen aus, weiß zudem um die Schwä-
chen des formalen Bildungssystems und kann 
die Rolle von Lotsen und Begleitern überneh-
men. 

3. Das Duale System in der Sackgasse, 
der Abschied von der Normalbiogra-
phie beruflicher Integration und „Es 
bleibt alles anders“

Trotz der Krise auf dem Ausbildungsmarkt 
ist der Wunsch von Jugendlichen nach einer 
dualen Ausbildung ungebrochen: er liegt bei 
Schülern/innen in den alten Ländern über alle 
Schulformen hinweg bei mehr als 33 %, in den 
Neuen Ländern deutlich darüber – hier erklären 
mehr als die Hälfte befragter Jugendlicher, eine 
betriebliche Ausbildung aufnehmen zu wollen 
(BMBF-Info, 2003, S. 2). Dies scheint aber auch 
ein Indiz dafür zu sein, dass Jugendliche in den 
Neuen Ländern nur ungenügend über Alterna-
tiven zur betrieblichen Ausbildung informiert 
sind.

Dem entgegensteht, dass der Anteil der 
Schulabgänger, die ihre Berufsbiographie im 
Dualen System begannen, allein im direkten 
Vergleich von 1997 bis 2002 von einst 56 % auf 
46 % zurückgegangen ist (Ebenda, S.1). In den 
Neuen Ländern sank das betriebliche Ausbil-
dungsplatzangebot im Vergleich der Jahre 2000 
zu 2002 von einst 39 % auf nunmehr nur noch 
34 % (im Vergleich alte Länder 90 %). Allein in 
Thüringen fehlten rein rechnerisch 20.000 be-
triebliche Ausbildungsplätze, hier sank das be-
triebliche Ausbildungsplatzangebot seit 1997 
um ein Drittel.

Ernüchternd ist zugleich die Tatsache, dass 
eine betriebliche Ausbildung immer weniger 
den direkten Einstieg in die Arbeitswelt ga-
rantiert. Die Übernahmequote aus betriebli-
cher Ausbildung heraus beträgt in den neuen 
Ländern nur noch 44 %. In den alten Ländern 
verbleiben immer noch mehr als die Hälfte der 
Jugendlichen im Anschluss im ausbildenden 
Unternehmen. 

Damit wird zunehmend deutlich: Die Realität 
auf dem Ausbildungsmarkt und die Zielvorstel-
lungen von Jugendlichen klaffen gerade in den 

Neuen Ländern auseinander. Vermag es Schule 
zwar noch, grob auf den Normalweg des be-
ruflichen Einstieges – betriebliche Ausbildung 
und hernach Übernahme im Ausbildungsbe-
trieb – zu orientieren, muss man zur Kenntnis 
nehmen: Schule orientiert zwischenzeitlich auf 
einen eher randständigen beruflichen Integrati-
onspfad – nicht mal mehr jeder fünfte Jugend-
liche in den Neuen Ländern absolviert die sog. 
Normalbiographie. Und soviel scheint sicher, 
der Trend ist bis ins Jahr 2008 hinein negativ 
und dürfte sich erst zum Ende der laufenden 
Dekade spürbar drehen.

Lassen Sie mich die überaus prekäre Lage 
auf dem bundesdeutschen Ausbildungsmarkt 
abschließend mit Daten der Bundesagentur 
vom Dezember 2003 illustrieren: von 719.600 
gemeldeten Bewerbern haben lediglich 
338.500 einen Ausbildungsplatz erhalten (be-
trieblich/außerbetrieblich). Damit sind die nach 
der Statistik gemeldeten Ausbildungsplätze 
gegenüber 2002 insgesamt um 40.000 zurück-
gegangen. Zu den „Risiken und Nebenwirkun-
gen“ dieses Desasters gehört u.a. die Tatsache, 
dass 10 % aller ostdeutschen auszubildenden 
Jugendlichen in der Benachteiligtenförderung 
Unterschlupf finden (müssen) – damit ist ihr 
Anteil 5 mal höher als in den alten Ländern.

Kurz zu den Ursachen des Trends, der das 
vielgerühmte Duale System sukzessive aus-
höhlt und ruiniert, dessen strategische Aus-
wirkungen gerade vor dem Hintergrund der 
aktuellen „Wirtschaftsstandort Deutschland 
und Innovation“-Diskussion bislang nahezu 
unberücksichtigt bleiben: ab 2008 beginnend 
bis 2015 halbiert sich die Zahl der 16-18-Jäh-
rigen in den Neuen Ländern im Vergleich zu 
2000, dies wird nicht ohne Auswirkungen für 
die Bereitstellung von Human-Ressourcen blei-
ben.

Arbeit ist in Deutschland teuer und so nimmt 
es nicht Wunder, dass auch die betrieblichen 
Ausbildungskosten, bedingt durch den hohen 
Personaleinsatz sehr hoch sind. Die Ausbil-
dungskosten kumulieren z.B. bei einem Metall-
facharbeiter bei 3,5 jähriger Ausbildung auf ca. 
56.000 � und werden bei einer Übernahme erst 
nach sechs Jahren wieder erwirtschaftet (Lud-
wig u.a. 2003, S. 9). Ausbildungsmotivation 
wird daher primär von wirtschaftlichen Aspek-
ten geleitet und gerade in Zeiten der Rezession 
trägt Ausbildungsverantwortung offensichtlich 
eher fakultativen Charakter. Dies gilt insbeson-
dere in ländlichen Regionen, deren wirtschaft-
liche Struktur weniger industriell geprägt ist, 
woraus eine erheblich größere Negativwirkung 
auf den Ausbildungsmarkt erwächst. 

Vor allem das Handwerk, und hier insbeson-
dere das Bau- und Baunebengewerbe sowie 
der Metallsektor – einst Rückrad der betrieb-



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

35

lichen Ausbildung in den Neuen Ländern, lei-
det unter einer schwachen Auftragslage und 
der deutlichen Zunahme von Insolvenzen, die 
Novelle der Meisterordnung tut ein übriges 
zur Ausbildungsmotivation. Der Einzelhandel, 
traditionell ein Wirtschaftssegment mit einem 
hohen Ausbildungsplatzangebot, verzeichnet 
eine Konjunkturflaute und auch im Öffentli-
chen Dienst – gerade in den neuen Ländern ein 
wichtiger Arbeitgeber – findet signifikant Per-
sonalabbau statt.

Mit Hinweis auf die schlechte konjunkturel-
le Lage gesellt sich jedoch bei Vertretern von 
Wirtschaftsverbänden und zuständigen Stellen 
jedoch oft eine diffuse und indifferente Kritik 
an der Ausbildungsreife der Bewerber/innen 
hinzu, ein Fakt der angesichts oben erläuterter 
Relationen geradezu absurd erscheinen muss 
– nie hatten Unternehmen größere Auswahl-
möglichkeiten als bisher: in Thüringen könnten 
die verfügbaren betrieblichen Ausbildungs-
stellen ausschließlich mit ausbildungswilligen 
Abiturienten und Jugendlichen mit mindestens 
guter Mittlerer Reife besetzt werden. Das heißt 
im Umkehrschluss aber auch, dass es keinen 
regulären Ausbildungsmarkt für Hauptschul-
absolventen, Jugendliche mit durchschnittlich 
Mittlerer Reife und letztlich für Abgänger von 
Förderschulen aus beiden Bildungsgängen 
mehr gibt.

Ungeachtet dessen ist feststellbar, dass es 
den mehr als 35.000 unvermittelten Bewer-
bern/innen bundesweit an Ausbildungsreife 
fehlt: ca. 5 % verfügen über keinen Schulab-
schluss, jede 4. ist bereits 21 Jahre und älter, 57 
% sind Bewerber/innen aus den Vorjahren und 
haben bereits ein oder mehrere Schleifen ge-
dreht (BMWA-Pressestelle 2004). Zudem ist die 
Zahl der Ausbildungsabbrüche gerade in den 
Neuen Ländern mit einem Viertel der jährlich 
eingetragenen Neuverträge sehr hoch.

So mag es nicht überraschen, dass sich im-
mer mehr Unternehmen aus der Dualen Aus-
bildung verabschieden. Während der Anteil 
nicht ausbildender Betriebe im Osten bereits 
bei 75 % liegt, bilden in den Alten Ländern zwei 
Drittel der Betriebe nicht aus.

Ungeachtet dessen gibt es, zumindest bun-
desweit ein Überangebot von Ausbildungs-
stellen, die gerade für den ländlichen Raum 
charakteristisch sind, aber offensichtlich nur 
begrenzt das Interesse von Jugendlichen fin-
den. Exemplarisch genannt seien hier Fachver-
käufer/in im Nahrungsmittelhandel, Fleischer/
in, Bäcker/in bzw. Konditor/in und Restaurant-
fachkraft. Während sich z.B. in Thüringen 41 % 
aller Bewerbernachfragen auf 10 Berufe verei-
nen, sucht man nach den o.g. vergebens. Statt 
dessen dominieren Bürofachkräfte, Verkäufer, 
Kaufmann im Einzelhandel und Kraftfahrzeug-

mechatroniker das Ranking.
Vor diesem Hintergrund kommt v.a. der 

Optimierung des Berufswahlprozesses eine 
außerordentliche Bedeutung zu. Hier ist nicht 
nur dafür Sorge zu tragen, dass Jugendliche 
die für sich persönlich in Frage kommenden 
beruflichen Möglichkeiten, sondern auch die 
Bedingungen ihrer Realisierung kennen. Dies 
schließt detaillierte Informationen zum loka-
len/regionalen Ausbildungsmarkt in den Vor-
abgangsklassen ebenso ein, wie den Erwerb 
von Kompetenzen, die überregionale Mobilität 
sichern. Es bleibt für Jugendliche im ländlichen 
Raum oftmals nur die Möglichkeit, sich überre-
gional, ggf. in die alten Länder zu orientieren. 
Bereits jetzt verändern 10 % der Jugendlichen 
ausbildungsbedingt ihren Wohnsitz, wobei die 
Mobilität weiblicher Auszubildender doppelt 
so hoch ist wie die ihrer männlichen Kolle-
gen. Männliche Schulabgänger mit schlechten 
Startchancen verbleiben jedoch eher in ihrer 
Region und stehen langfristig vor Integrations-
problemen.

4. Closed! – der Beschäftigungsmarkt 
für Jugendliche in strukturschwachen 
Regionen

Die aktuelle Konjunkturschwäche wirkt sich 
schneller auf die Beschäftigungssituation von 
Jugendlichen aus als auf andere Altersgrup-
pen. Demographisch bedingt drängen nach 
Untersuchungen des IAB aktuell drei mal mehr 
Jugendliche in das Beschäftigungssystem als 
ausscheiden, wobei gerade in den neuen Län-
dern vor dem Hintergrund relativ altershomo-
gener Belegschaften zwischen 45 und 65 Jah-
ren die Integrationschancen für Jugendliche 
auf lange Sicht denkbar ungünstig sind. Der 
bundesweit zu beobachtende Beschäftigungs-
abbau (ca. 1 % in 2002/2003) findet in den Neu-
en Ländern in einem viel höheren Maße statt, 
bewegt sich zwischen 2,5 und 3 % p.a. und 
führt dazu, dass allein Thüringen und Sachsen-
Anhalt im letzten Jahr jeweils mehr als 20.000 
versicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse 
verloren gingen. 

Die für 2004 in den Neuen Ländern prognos-
tizierten 1,5 % Wachstumsrate werden keine 
Beschäftigungseffekte erzielen – die Beschäf-
tigungsschwelle liegt bei 2 % in den NBL, erst 
bei einem Wachstum von 6-8 % entstehen sig-
nifikant mehr Arbeitsplätze. Der Personalbedarf 
in den Unternehmen ist auch aus o.g. Gründen 
heraus gering und aus Arbeitgebersicht kann 
man die Grundthese unterstellen: Es ist leich-
ter, jemanden nicht einzustellen, als jemanden 
zu entlassen. 

Dies führt letztlich dazu, dass die durch-
schnittliche Jugendarbeitslosigkeit in Deutsch-
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land in 2003 mehr als eine halbe Million um-
fasste, davon entfallen ca. 190.000 Arbeitslose 
auf die neuen Länder. Das Engagement der 
öffentlichen Hand ist, um dieses Problem ein-
zugrenzen, gigantisch. Allein die Bundesanstalt 
für Arbeit fördert mehr als 370.000 Jugendliche 
über verschiedene Instrumente. Man kann da-
von ausgehen, dass das durch Initiativen der 
Länder, des Bundes und des ESF ergänzte Ge-
samtfördervolumen arbeitsloser Jugendlicher 
höher ist als die Zahl der arbeitslos gemeldeten 
Jugendlichen.

Die Quote der arbeitslosen Jugendlichen 
ohne Berufsabschluss liegt in den Neuen Län-
dern bei ca. einem Drittel und ist damit doppelt 
so hoch wie bei den Arbeitslosen aller Alters-
gruppen, es fehlt nach wie vor an wirkungsvol-
len Instrumenten, um diese Klientel zielführend 
zu fördern. Überdurchschnittlich von Arbeitslo-
sigkeit in den Neuen Ländern sind v.a. die Be-
rufsgruppen Bürofachkräfte, Verkäufer, Maurer, 
Maler und Lackierer und Groß- und Einzelhan-
delskaufleute betroffen. Es wiegt schwer, dass 
genannte Berufe auch das Ausbildungsspekt-
rum der außerbetrieblichen Berufsausbildung 
dominieren und damit einst (Markt-) Benach-
teiligte geringe Beschäftigungschancen haben. 
Auch dies gilt exponiert für die Wirtschafts-
struktur im ländlichen Raum. 

Es gibt gerade für Jugendliche im ländlichen 
Raum mit entsprechendem Ausbildungshin-
tergrund keine Alternative zur Abwanderung. 
Allein Thüringen und Sachsen-Anhalt verlie-
ren nach Schätzungen jährlich jeweils nahezu 
5.000 Jugendliche. Dieser Trend wird sich mit 
der Umsetzung der Hartz-Gesetze noch ver-
stärken. Bereits nach dreimonatiger Arbeits-
losigkeit fordern die Agenturen für Jugendli-
che (mit Berufsabschluss und ohne familiäre 
Bindung) bundesweite Mobilität ein und prä-
mieren den Weggang akzeptabel. Jeder vierte 
wanderungswillige Jugendliche nimmt Mobili-
tätshilfen und hier v.a. die Prämie in Anspruch. 
Nach Untersuchungen des BiBB verbleiben 90 
% derjenigen, die eine Erwerbstätigkeit (nach 
der Berufsausbildung) in den alten Ländern 
aufnehmen, dort.

Dies hat bereits mittelfristig eklatante Folgen 
für die demographische Struktur in den Neuen 
Ländern: es sind überwiegend junge, gut aus-
gebildete Frauen, die gehen, so dass die Be-
völkerungsreproduktion zunehmend gefährdet 
ist. Dies wird nicht nur Folgen für die sozialen 
und Bildungsstrukturen in den neuen Ländern 
haben, sondern langfristig die Wirtschaftskraft 
der Neuen Länder einschränken. Nur am Rande 
sei erwähnt: mit jedem Weggang steigt die oh-
nehin beängstigende Pro-Kopf-Verschuldung 
der Neuen Länder und schränkt die Spielräume 
der öffentlichen Hand für (freiwillige) soziale 

Leistungen ein. 
Perspektivisch werden Arbeitsangebote we-

niger in der industriellen Massenproduktion 
(Verlagerung ins Ausland), die ohnehin nur 
begrenzt für den ländlichen Raum von Bedeu-
tung sind, sondern vor allem im Bereich von 
Dienstleistungen im handwerklichen, persön-
lichen, kulturellen und sozialen Bereich entste-
hen. Dies führt zu neuen Qualifikationsanfor-
derungen, die dadurch gekennzeichnet sind, 
dass Persönlichkeitsmerkmale und weniger 
arbeitsplatzspezifische Qualifikationen im Vor-
dergrund stehen. Dem haben Maßnahmen der 
Berufsorientierung/Berufsvorbereitung insbe-
sondere im ländlichen Raum Rechnung zu tra-
gen. Es gilt bei Jugendlichen eine ausgeprägte 
Medienkompetenz sowie soziale und kulturelle 
Kompetenzen zu entwickeln. Sie müssen nicht 
nur für Fragen der Mobilität und deren Anfor-
derungen sensibilisiert werden, sondern auch 
die Flexibilisierung von Beschäftigungsverhält-
nissen berücksichtigen. Bereits jetzt arbeiten 
z.B. 37 % der 15- bis 19-Jährigen und mehr als 
ein Viertel der 20- bis 24-Jährigen auf Basis von 
befristeten Arbeitsverträgen – ein Fakt, der in 
mir bekannten berufsorientierenden Maßnah-
men bislang keine Rolle spielt (ibv 23/2003, S. 
42).

5. Fördern und Fordern und wohin 
geht die „Hartz-Reise“?

Auf einige Vorboten der Umsetzung der Hartz-
Gesetze wurde bereits eingegangen, cha-
rakterisieren sie doch hinreichend den Para-
digmenwechsel in der Arbeitsförderung: die 
Vermittlung in „Arbeit um jeden Preis“. Schon 
jetzt werden Creaming-Effekte deutlich, die 
aus dem verstärkten Bemühen resultieren, zu-
nächst die gut Qualifizierten schnell und mit 
hohem Aufwand einer versicherungspflichti-
gen Beschäftigung zuzuführen. Dieser Trend 
zeichnet seit ca. 18 Monaten auch die För-
derprioritäten des Jugendsofortprogramms 
aus – über 80 % des Fördervolumens werden 
bereits über die Fallzahlen in lohnkostensub-
ventionierter Beschäftigung in teils prekären 
Arbeitsverhältnissen realisiert.

Kann man diesem Ansinnen durchaus fol-
gen, bleibt die bange Frage: Welche Maßnah-
men werden mit Jugendlichen vereinbart, de-
nen bislang eine berufliche Grundqualifikation 
fehlt? Zwar ist an den Einsatz von Fallmanagern 
gedacht, die explizit für jugendliche, erwerbs-
fähige Hilfebedürftige zuständig zeichnen. 
Darüber hinaus wird der Grundsatz postuliert, 
dass Qualifizierung oder Ausbildung Vorrang 
vor reiner Beschäftigung hat. Dies macht aber 
nur Sinn, wenn personenbezogene Problemla-
gen, individuelle oder soziale Benachteiligun-
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gen vor der Eingliederungsvereinbarung zur 
Kenntnis genommen und hernach gezielt be-
arbeitet werden. Gerade hier habe ich Zweifel, 
ob dafür bei den Fallmanagern Kompetenzen 
und letztlich auch Ressourcen zur Verfügung 
stehen. Es braucht ein hohes Maß an sozialpä-
dagogischer Kompetenz, da Jugendliche u.U. 
eine viel höhere Beratungstiefe erfordern als 
z.B. Erwachsene.

Völlig ungeklärt scheint die Frage, welche 
Ressourcen der Jugendhilfe für die Job-Center 
genutzt werden können oder anders: welches 
Selbstverständnis die Jugendhilfe für die Mit-
wirkung in den Job-Centern vor dem Hinter-
grund ihres Auftrages nach § 13 SGB VIII ent-
wickelt? Viel schwerer wiegen jedoch bereits 
aktuelle Tendenzen, die insbesondere benach-
teiligte Jugendliche im ländlichen Raum auf 
lange Sicht ausgrenzen können:
< Die Intention von ABM seit 01.01.2004, die 

nunmehr lediglich Erwerbsfähigkeit über 
einen Zeitraum von sechs Monaten wieder 
herstellen bzw. sichern soll, gefährdet die 
durchaus zielführende Kombination von 
Arbeit und Bildung auf Dauer (wenngleich 
diese nach wie vor möglich ist); dies wird 
strukturelle Auswirkungen auf Jugendwerk-
stätten und kleinere Beschäftigungsträger 
im ländlichen Raum haben. Da zudem der 
Erwerb eines Leistungsanspruchs in Folge 
von ABM ausgeschlossen ist, bleibt der Kli-
entel die Nutzung weiterführender Instru-
mente des SGB III verwehrt.

< Beschäftigungsförderung im Sinne von 
JUMP-PLUS zementiert Benachteiligun-
gen eher als dass sie aufgebrochen wer-
den, die kurze Laufzeit, der Vorrang der 
Beschäftigung vor der Qualifizierung (oh-
nehin nur symbolisch möglich) und die für 
den ländlichen Raum völlig ungenügende 
Mehraufwandsentschädigung (Fahrtkos-
ten) verhindern einen tatsächlichen Kom-
petenzzuwachs bei der Zielgruppe. Die ab 
01.01.2005 mögliche Sanktionierung bei 
Nichtmitwirkung dürfte Ausgrenzungspro-
zesse verstärken (kann zu dreimonatiger 
Streichung der Fürsorgeleistung führen).

< Das auf Kostenminimierung orientierte 
Ausschreibungsgebahren der Bundesa-
gentur für Arbeit wird perspektivisch zu ei-
ner Marktbereinigung der Trägerlandschaft 
und zur Einschränkung der Trägerpluralität 
führen, chancenlose kleinere Bildungs- und 
Beschäftigungsträger werden samt ihrer 
Hilfenetzwerke und entwickelten regionalen 
Kooperationsbeziehungen verschwinden

Es ist m. E. gerade aktuell Aufgabe der Jugend-
hilfe, genannte Tendenzen sehr aufmerksam zu 
beobachten, öffentlich zu machen und den Di-
alog mit den örtlichen Agenturen für Arbeit in 

Vorbereitung der Arbeitsgemeinschaften zwi-
schen Kommunen und Agenturen zu suchen. 
Jugendhilfe läuft Gefahr, vom anerkannten 
Partner zum „Resteversorger“ degradiert zu 
werden. Gerade in den Neuen Ländern ist das 
Engagement der Jugendhilfe im Bereich der 
arbeitsweltbezogenen Förderung / Jugendbe-
rufshilfe bislang eher verhalten ausgeprägt.

6. Was ist zu tun?
Jugendsozialarbeit/Jugendberufshilfe sollen 
auf Grundlage von § 13 SGB VIII zum Ausgleich 
sozialer Benachteiligungen oder zur Überwin-
dung individueller Beeinträchtigungen jungen 
Menschen helfen, die bei ihrer beruflichen In-
tegration auf Unterstützung angewiesen sind. 
Die zu erwartenden strukturellen Verwerfungen 
in der Arbeitsförderung machen ein stärkeres 
Engagement der Jugendsozialarbeit/Jugend-
berufshilfe in der Fläche des ländlichen Rau-
mes notwendig, wobei sie verstärkt präventiv 
die Rolle des Lotsen und individuellen Beglei-
ters übernehmen muss, der in enger Koope-
ration mit der allgemeinbildenden Schule und 
der Agenturen für Arbeit die Persönlichkeits-
entwicklung fördert und Leistungskompetenz 
entwickelt.

In dieser Hinsicht leisten die Programme des 
Bundesjugendministeriums, Freiwilliges Sozi-
ales Trainingsjahr und Kompetenzagenturen, 
unschätzbare Schrittmacherdienste, deren Ar-
beitsergebnisse aber noch transparenter ge-
macht werden müssen. 

Jugendberufshilfe hat sich angesichts des 
oben geschilderten Szenarios im ländlichen 
Raum folgenden Anforderungen zu stellen:
1.  Es sind Arbeitsformen und Methoden zu 

entwickeln, die lokale und regionale Aus-
bildungs- und Beschäftigungspotenziale 
deutlich werden lassen. Dies ist unmittelbar 
über betriebliche Kontakte, die Kooperation 
mit dem Ausbildungsmarktteam der Agen-
tur für Arbeit und regionalen Personalser-
vicagenturen zu realisieren, erfordert aber 
auch eine stärkere Einbindung in die Ar-
beitskreise „Schule-Wirtschaft“ bzw. Struk-
turen regionaler Wirtschaftsförderung.

2.  Jugendsozialarbeit muss verstärkt „Geh-
strukturen“ entwickeln, die auf der Vernet-
zung mit anderen Bildungs- bzw. Hilfean-
bietern basieren. Eine über die Standorte 
freier Jugendberufshilfeträger (zumeist ja 
nur in den Kreisstädten zu finden) hinaus-
gehende Kooperation mit den allgemein-
bildenden Schulen, Angeboten der offenen 
Jugendarbeit/des STREETWORK bzw. der 
Jugendgerichtshilfe ist unabdingbar, um 
der Isolation von Jugendlichen nicht nur 
im Sanktionsfall vorzubeugen.

3.  Jugendsozialarbeit hat gegenüber den 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

38

Agenturen für Arbeit, aber auch der öffent-
lichen Jugend- und Sozialhilfe, z.B. gegenü-
ber den Fallmanagern in den gemeinsamen 
Anlaufstellen die allgemeinen und individu-
ellen Bedarfslagen ihrer Zielgruppe kennt-
lich zu machen.

4.  Jugendsozialarbeit hat i.S. von nachhaltiger 
Prävention den Prozess der Berufswahlvor-
bereitung/Berufsorientierung jenseits der 
schulimmanenten Grenzen zu flankieren 
und insbesondere die Entwicklung arbeits- 
und lebensweltbezogener Kompetenz zu 
fördern. Dies kann durch Angebote arbeits-
weltbezogener Schulsozialarbeit ebenso 
geschehen, wie über die Organisation von 
Schnupperkursen bei freien Trägern der Be-
rufsvorbereitung und -ausbildung.

5.  Es ist insbesondere den Interessen derjeni-
gen Jugendlichen Rechnung zu tragen, die 
Schwierigkeiten beim Übergang Schule/
Berufsausbildung erwarten lassen und die 
aufgrund ihrer familiären Situation weni-
ger mobil sind. Für diese Klientel sind die 
Startchancen für eine Integration in die re-
gionale Wirtschaftsstruktur zu verbessern 
und ggf. niederschwellige Beschäftigungs-
möglichkeiten zu erschließen.

6.  Jugendsozialarbeit ist in der Pflicht, den 
Job-Centern (gemeinsamen Anlaufstellen) 
personelle Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen, die durch folgende Kompetenzen 
gekennzeichnet sind:

 <detaillierte Kenntnis der Angebots- und 
Nachfrageseite des Ausbildungsmarktes,

 <Kenntnisse der Leistungen der Agentur 
für Arbeit, der Jugend- und Sozialhilfe und 
der allgemeinbildenden Schulen der Regi-
on,

 <Beherrschen von Verfahren der individu-
ellen Kompetenzfeststellung und des Case-
Managements.
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Dr. Ulrich Deinet

Zur Lage der Kinder- und 
Jugendarbeit in ländlichen 
Regionen

Einleitung 

Dem sozialräumlichen Konzept folgend, gehe 
ich davon aus, dass die Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen die entscheidende 
Rahmenbedingung für die Konzeptionierung 
einer Offenen Kinder- und Jugendarbeit sind. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 
inwieweit sich neben urbanen auch regionale 
Lebenswelten identifizieren lassen, die dann 
notwendigerweise Konsequenzen für die Kon-
zepte Offener Kinder- und Jugendarbeit ha-
ben. 

Im ersten Teil des Beitrags stehen deshalb 
Dimensionen der Analyse regionaler Lebens-
welten im Vordergrund. Ausgangspunkt ist da-
bei nicht mehr eine Dichotomie von Stadt und 
Land, sondern der Begriff Region. Dabei geht 
es um die Möglichkeit der Herausbildung regi-
onaler Identität ebenso wie um die Gefahr der 
Verinselung ländlicher Lebenswelten. Eine wei-
tere Frage ist, wie sich die Sozialraumdebatte 
auf regionale Lebenswelten übertragen lässt 
und letztlich als grundlegende Fragestellung, 
inwieweit die Lebenswelt von Jugendlichen im 
regionalen Raum in besonderer Weise durch 
Paradoxien und Ambivalenzen bestimmt ist. 
Auf der Grundlage dieser Aspekte werden An-
forderungen und Bedarfe für die Konzeptionie-
rung einer Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
im regionalen Raum formuliert. 

Der zweite Teil des Beitrags zeigt konzeptio-
nelle Konsequenzen auf und formuliert diese 
auf der Ebene von Organisation, Inhalt und 
Räumen der Kinder- und Jugendarbeit. Den 
Abschluss bildet die Beschreibung der Funkti-
on der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in der 
regionalen Lebenswelt als Scharnier zwischen 
Erwachsenengesellschaft und Jugendkultur 
und die sich daraus ergebenden jugendpoliti-
schen Konsequenzen.

1. Vom Stadt – Landgefälle zur regio-
nalen Orientierung

Untersuchungen zur Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit und die Jugendforschung haben 
insofern eine Gemeinsamkeit, als sich in bei-
den Bereichen die meisten Untersuchungen 
in der Vergangenheit auf den städtischen bzw. 
großstädtischen Raum bezogen. Auch wenn 
es in den letzten Jahren sowohl Projekte der 
Kindheits- und Jugendforschung als auch Ver-

öffentlichungen und Kongresse zum Thema 
Offene Kinder- und Jugendarbeit im ländlichen 
Raum gegeben hat, existiert nach wie vor eine 
deutliche Schieflage zwischen urbanen und re-
gionalen Bereichen. 

Auf der anderen Seite lassen sich in beiden 
Feldern – der Jugendforschung und der Offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit – ”ländliche” 
und ”städtische” Phänomene immer schwerer 
differenzieren: So sind im Bereich der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit mobile und auf-
suchende Ansätze im großstädtischen, aber 
gerade auch im ländlichen Bereich in den letz-
ten Jahren vermehrt entstanden. Auch in der 
Jugendforschung lassen sich zahlreiche Phä-
nomene, etwa die Mediennutzung, kaum auf 
städtische oder ländliche Rahmenbedingungen 
zurückführen oder interpretieren. Ist also diese 
Unterscheidungsebene für die Forschung bzw. 
für die Praxisprobleme der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit überhaupt noch von Relevanz?

Ausgangspunkt meiner Überlegungen ist 
die Einschätzung, dass es keine grundsätzli-
chen Unterschiede einer Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit in ländlichen oder städtischen 
Bereichen gibt, dass aber die jeweiligen so-
zialräumlichen Bedingungen entscheidende 
Hintergründe darstellen und deshalb Grundla-
ge für die Konzepte der pädagogischen Arbeit 
sind. Einer multiperspektivischen Analyse fol-
gend, sind die sozialräumlichen Bedingungen 
von städtischen und ländlichen Bereichen also 
immer Rahmenbedingungen u. a. wie ethni-
sche Zugehörigkeit, familiäre Situation etc. In 
diesem Beitrag sollen vor allem die sozialräum-
lichen Bedingungen untersucht werden.

Vom „Land-Typ” zur regionalen Identität

Hans Ulrich Müller (1983) hat in seiner Studie 
”Wo Jugendliche aufwachsen” die Rauman-
eignung Jugendlicher in verschiedenen Le-
bensräumen (Neubausiedlung, Altstadtviertel, 
Kleinstadt) untersucht und dabei unterschied-
liche Typologien in der Raumaneignung Ju-
gendlicher herausgearbeitet, ihr Angewie-
sensein auf Mittler in den Blick genommen 
und die Chancen und Probleme der jeweiligen 
Umgebung analysiert. Ein wichtiges Ergebnis 
dieser Studie war auch eine stärkere Differen-
zierung über die pauschale Unterscheidung 
von ”Stadt” und ”Land” hinaus. So differen-
ziert Müller den ländlichen Raum weiter in 
Kleinstadt und Umland : ”Der ,Land-Typus‘ 
(Kleinstadt und Umland) ist zweigeteilt: in den 
Typus ,Jugendlicher in der Kleinstadt‘ und ,Ju-
gendliche im bäuerlichen Umland‘. Für den 
,Umland-Typ‘ ist die Region, in der er lebt, auch 
ein ,Gegenüber‘, in das er handelnd eingreifen 
und offensiv seine Lebensinteressen einbrin-
gen kann” (Müller 1983, S.162)
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Für die Überwindung der nicht mehr halt-
baren Unterscheidung von Stadt und Land 
scheint der Begriff der Region hilfreich zu sein. 
Böhnisch und Funk formulierten in ihrem Buch 
”Jugend im Abseits – zur Lebenslage Jugendli-
cher im ländlichen Raum” schon vor 15 Jahren: 
”Der Jugendstatus ist heute nicht mehr so wie 
früher auf das Dorf angewiesen, ist über das 
Dorf hinaus regional orientiert. Für diese Regi-
onalorientierung gibt es aber keine dörflichen 
Traditionen” (Böhnisch/Funk 1989, S.173).

Dabei ist der Begriff “Region” alles andere 
als eindeutig. Umgangssprachlich ist damit oft 
ein intermediärer Raum zwischen Großstadt 
und Land gemeint. Zu Regionalverbünden 
schließen sich Gemeinden zusammen, die in 
einer ”Gegend” liegen. ”Region” ist mehr als 
ein Stadtteil oder eine Stadt, aber weniger als 
ein ”Land”. Regionen sind durch spezifische 
Charakteristika geprägt, wie beispielsweise das 
”Revier” durch die Industrie. Der Begriff ”Re-
gion” hat sowohl eine räumlichgeographische 
Dimension (das ”östliche Westfalen”) als auch 
eine sozialräumliche (der ”Ostwestfale”).”Die 
räumliche Identität, durch die die Bewohner 
einen Raum subjektiv als ihre Region aus-
grenzen, kann auf kulturelle Besonderheiten 
zwischen Räumen zurückgehen. Regionalkul-
turelle Unterschiede bestimmen im einzelnen 
oder in Überlappung ökologische, ethnische, 
sprachliche, religiöse, demographische, sied-
lungsstrukturelle oder historische Grenzen 
zwischen Regionen. Regionale Identität kann 
daher ....... durch die Erfahrung, Wahrnehmung 
und Bewertung dieser Grenzen entstehen” 
(Meier-Dallach 1989, S. 119). 

Was hat ein solches Verständnis von Region, 
das fast schon in die Nähe des vielfach besetz-
ten Begriffes ”Heimat” geht, mit gesellschaftli-
chen Prozessen wie der Individualisierung und 
Pluralisierung von Lebenslagen zu tun? Tref-
fen hier nicht Begriffe und Erklärungsmuster 
aufeinander, die sich gegenseitig ausschließen 
oder zumindest nicht zusammenpassen?

”Regionale Identität” und ”Individualisie-
rung von Lebenslagen” müssen keine Wider-
sprüche sein, eher beschreiben sie das breite 
Spektrum kultureller Ausdrucksformen So ist 
beispielsweise die  Übernahme jugendkulturel-
ler Ausdrucksformen (”Skater”) und die Zuge-
hörigkeit zum Verein in der Heimatgemeinde 
für Jugendliche im ländlichen Raum durchaus 
vereinbar. Für Böhnisch u. Funk stellt dies be-
sondere Herausforderungen für Jugendliche 
auf dem Lande dar. ”Jugendliche auf dem Land 
stehen heute vor der persönlichen Entwick-
lungsaufgabe, für sich eine moderne Identität 
zu finden, die nicht nach der Großstadt schielt 
und einen Lebensbegriff vom Land beinhaltet, 
der über Konsum und Mobilität hinausgeht. 

(Böhnisch/Funk 1989, S.15) Die Autoren arbei-
teten die regionale Orientierung von Jugend-
lichen als das spezifische Orientierungs- und 
Aneignungsmuster heraus: ”Das Besondere an 
dieser regionalen Orientierung ist, dass die Ju-
gendlichen sich weder von ihrem Heimatdorf 
abkapseln noch bruchlos urbane Stile überneh-
men. Sie scheinen statt dessen Verhaltensstile 
zu entwickeln, die aus der besonderen jugend-
kulturellen Art der sozialräumlichen Aneignung 
der regionalen Umwelt resultieren” (Böhnisch/
Funk 1989, S. 13).

Faktoren, die die Entwicklung einer solchen 
regionalen Identität beeinflussen, sind die Zen-
tralisierung der Schulen, die verbreitete Moto-
risierung der Jugend und das Vordringen eines 
regional orientierten Konsummarktes. Dies er-
möglicht den Jugendliche eine differenzierte 
Wahrnehmung der ”Region”:
< Dörfliche, kleinstädtische und großstädti-

sche Lebenswelten stehen durch die Mo-
bilität der Jugendlichen in einem direkten 
Austausch.

< Traditionelle Lebensmuster (die in Auflö-
sung begriffen sind) befinden sich im deut-
lichen Gegensatz zu den Erfahrungen in der 
Großstadt.

< Die Mobilität selbst ist Ausdruck regionaler 
Identität, d.h., die Großstadt zu erreichen ist 
kein Problem; das Leben in der Kleinstadt 
oder sogar auf dem Dorf wird dadurch ”er-
träglich”.

< Die Mittelzentren übernehmen die Funkti-
on einer Drehscheibe, eines intermediären 
Bereiches zwischen der engen dörflichen 
oder kleinstädtischen Lebenswelt und der 
Großstadt.

Für Herrenknecht spüren vor allem die Ju-
gendlichen die Veränderungen der ländlichen 
Lebenswelten : ”Bei dem in die ländliche Ge-
sellschaft erst hineinwachsenden Teil wird 
die latente Distanz zur ländlichen UmWelt be-
sonders deutlich. Die `Zwischenwelten´ und 
das `Unterwegssein´, die `Optionen´ sind die 
neuen Charakteristika des ländlichen Alltags. 
Die Region ist der Zwischen-Raum, in dem die 
`Zwischenwelten´ stattfinden und gelebt wer-
den. Die `Regionalisierung´ wird zum Contai-
nerbegriff des neuen Lebensgefühls, unter der 
die eigene Positionierung im regionalen Dorf 
stattfindet” (Herrenknecht 2000, S.54).

Diese Regionalisierung korrespondiert mit 
tiefgreifenden strukturellen Veränderungen in 
den Dörfern selbst, die Herrenknecht als Bin-
nenmodernisierung ”dörflicher Lebenswelten” 
beschreibt. Er stellt die ”unterschiedlichen Kul-
turkreise” des Dorfes pointiert in vier Gruppie-
rungen vor:
< Die Alt-Dörfler: die Ureinwohner mit langer 

dörflicher Tradition und entwickeltem Wir-
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Bewusstsein,
< die Wohnstandort- und Wohnstandard-

Dörfler: die modernisierten Dörfler mit mit-
telständischem Lebensstil und hohen Frei-
zeitansprüchen,

< die emanzipierten Dörfler: die dorfkritischen 
Dörfler mit einer persönlichen Distanz zum 
alltäglichen Dorfgeschehen,

< die neuen Dorf-Rand-Gruppen: eine Mi-
schung von Ausgegrenzten oder selbst 
“isolierten” Dörflern, die nicht selten un-
freiwillig zu Dorfbewohnern wurden” (Her-
renknecht 2000, S.49).

Der Begriff der Region eröffnet zwar Dimensio-
nen, die über eine enge ”dörfliche” Betrachtung 
hinausgehen und Zusammenhänge in einem 
größeren Rahmen beschreiben, bezogen auf 
die Lebenssituation  von Jugendlichen bleibt 
der Begriff aber doch ungenau und schillernd: 
”In Wirklichkeit präsentiert sich der ländliche 
Raum als uneinheitlicher Handlungsraum, als 
ein neues Mix zwischen lokalen und regiona-
len Lebenswelten, als eine Ausdifferenzierung 
zwischen eher dorfzentrierten oder eher regio-
nalorientierten Dörfern, als eine Alltagskultur 
der Überschneidungen und Übergänge, als ein 
Raum voller `Ambivalenzkonflikte´”(Herren-
knecht 2000, S.54f).

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass eine vereinfachende Dichotomie zwischen 
Stadt und Land überholt ist und die Regionali-
sierung ländlicher Lebenswelten einen Prozess 
beschreibt, der sich insgesamt aber sehr hete-
rogen und uneinheitlich darstellt.

2. Verinselung ländlicher  
Lebenswelten
 
Auch Burkhard Müller (1998) sieht die Verän-
derungen im ländlichen Raum und Erosion 
des gemeindlichen Lebens kritisch (Rückgang 
ehrenamtlichen Engagements als Indiz für 
fehlende Identifikation, Einwohner werden 
zu Bewohnern) und benutzt dafür den Begriff 
der Verinselung als Beschreibungsmuster für 
die Trennung unterschiedlicher Lebenswelten 
auch im ländlichen Bereich. 

“Verinselung” hat Helga Zeiher (1983) als 
Muster entwickelt, um damit den uneinheit-
lichen Lebensraum von Großstadtkindern zu 
beschreiben. Im Gegensatz zum Modell der all-
mählichen Erweiterung des Handlungsraumes 
(vgl. Baacke 1984) erfolgt die Raumaneignung 
von Kindern im großstädtischen Bereich eben 
nicht in einer kontinuierlichen Erweiterung, 
sondern in der Aneignung einzelner Raumin-
seln. Diese Rauminseln (z. B. die Schule, das 
Kinderzimmer einer Freundin in einem ande-
ren Stadtteil, die Kinder- und Jugendeinrich-
tung in der Nähe, die Musikschule etc.) stehen 

in keinem direkten räumlichen Zusammen-
hang, d. h. auch, dass die Distanzen zwischen 
den einzelnen Rauminseln zum Teil nur mit 
Hilfe öffentlicher Verkehrsmittel oder durch 
die Transporthilfe der Eltern erfolgen kann. Ein 
wesentliches Medium für die Aneignung von 
Rauminseln die Mobilität.

Obwohl für den Großstadtbereich entwi-
ckelt, ist das Inselmodell sehr geeignet, damit 
die Lebenssituation der Kinder und Jugendli-
chen in den ländlichen Regionen zu beschrei-
ben. Dabei ist die wachsende Mobilität auch 
hier Motor einer Veränderung und Auflösung 
dörflicher Strukturen und macht eine regiona-
le Orientierung erst möglich. Die Verinselung 
der Lebenswelt ist aber mit dem Medium der 
Mobilität auch erst lebbar, nur durch Mobili-
tät sind die Inseln miteinander zu verbinden: 
”Beim Wechsel auf weiterführende Schulen 
wird der Busparkplatz zur zweiten Heimat. 
Auch im Freizeitbereich läuft die Beförderungs-
uhr des Familientaxis weiter: Die Jugendlichen 
werden zu ihren Terminen (Musik, Sport, PC-
Kurs, etc.) gekarrt und bei den Freunden und 
nach Abendveranstaltungen abgeholt” (Her-
renknecht 2000, S.52).

Martina Löw (2001) bezieht sich bei ihrer Ent-
wicklung neuerer Raumvorstellungen ebenfalls 
auf das Inselmodell. “Heute wandelt sich die 
räumliche Sozialisation folgendermaßen: Es 
entsteht eine verinselte Vergesellschaftung, die 
Raum als einzelne funktionsgebundene Inseln 
erfahrbar macht, die über schnelle Bewegun-
gen (Auto fahren, öffentliche Verkehrsmittel) 
verbunden sind und durch Syntheseleistungen 
zu Räumen verknüpft werden. Die Konstitution 
des kindlichen Raums geschah idealtypisch in 
konzentrischen immer größer werdenden Krei-
sen. Diese Allianz existiert nun nicht länger, da 
sich neben die Verinselungserfahrungen auch 
Kommunikationsformen ändern” (Löw 2001, 
S. 265)

Kinder und Jugendliche können heute keine 
homogene Raumvorstellung, so wie frühere 
Generationen, entwickeln, sondern erfahren 
auch auf Grund des Einflusses der Medien 
Raum als inkonsistent: “Diese neue Sozialisati-
onserfahrung bestätigt nicht mehr die Vorstel-
lung im Raum zu leben. Raum wird nun auch 
als diskontinuierlich konstituierbar und bewegt 
erfahren. An einem Ort können sich verschie-
dene Räume herausbilden. Dadurch entsteht, 
so meine These, neben der kulturell tradierten 
Vorstellung, im Raum zu leben, d.h. von einem 
einheitlichen homogenen Raum umgeben zu 
sein, auch eine Vorstellung vom Raum, die 
einem fließenden Netzwerk vergleichbar ist“ 
(Löw 2001, S. 266). Die Tatsache, dass Kinder 
und Jugendliche keinen homogenen Raum 
erleben, führt Löw insbesondere auch auf den 
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Einfluss der modernen Medien zurück: “Was 
jedoch die Kinder und Jugendlichen betrifft, 
die mit Cyberspace-Technologien aufwachsen, 
so ist meine Schlussfolgerung, dass in virtuel-
len Räumen systematisch wiederholt wird, was 
bereits in der verinselten Raumaneignung vor-
gegeben wird: Die Bezugnahme auf einen nicht 
einheitlichen Raum. Die kulturell tradierte Vor-
stellung, im Raum zu leben, die durch das eu-
klidische Denken, wie es in Schulen vermittelt 
wird, gestützt wird, wird insofern irritiert, als 
die Räume des Cyberspace erstens nicht mehr 
als materielle erlebt werden und zweitens die 
Kontinuität des Raums in Frage stellen” (Löw 
2001, S. 100).

Im Folgenden möchte ich nun das Muster der 
“Verinselung“, das einschließlich der Berück-
sichtigung der modernen Medien besonders 
geeignet ist, die regionalen Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen zu beschreiben, mit 
der aktuellen Sozialraumorientierung verbin-
den.

3. Sozialraumdebatte und regionale 
Lebenswelten

Im Vordergrund der neueren Sozialraumde-
batte steht eine sozialgeographische Definiti-
on von Sozialraum als einem eingrenzbaren 
und bestimmbaren Planungsraum. Die in der 
Jugendhilfe weit verbreitete Bestimmung von 
Sozialräumen wird auch in Landkreisen durch-
geführt und führt dort zu erheblich größeren 
Schwierigkeiten als im großstädtischen und 
städtischen Bereich, wo es eher möglich ist, 
z.B. Stadtteile als Sozialräume zu definieren. 
Häufig werden Planungsräume in ländlichen 
Regionen um die Mittelzentren gebildet oder 
große Landkreise werden aus rein organisato-
rischen Gesichtspunkten in Teilregionen unter-
teilt. Dabei ist es in ländlichen Bereichen kaum 
möglich, Sozialräume so zu identifizieren, dass 
die verschiedenen Lebensräume von Kindern 
und Jugendlichen sowie deren Mobilität ange-
messen berücksichtigt werden können.

Die Lebenswelten von Kindern und Jugendli-
chen in ländlichen Regionen sind eher mit dem 
Inselmodell beschreibbar: Viele von ihnen pen-
deln im Tagesverlauf zwischen verschiedenen 
Inseln, z. B. der kleinen Ortsgemeinde, in der 
sie wohnen, und dem Mittelzentrum, an dem 
sich oft die großen Schulzentren befinden. Die 
Eingrenzung sozialer Räume auf sozialgeogra-
fisch abgegrenzte Gebiete scheint insbesonde-
re dem Mobilitätsverhalten von Jugendlichen 
nicht gerecht zu werden.

Andererseits lässt sich das Inselmodell als 
Muster subjektiver Lebenswelt mit der Sozi-
alraumdiskussion verbinden, wenn in diese 
Diskussion ein vom Subjekt ausgehendes Ver-

ständnis von Sozialraum einbezogen wird. Der 
Begriff der Lebenswelt ist gegenüber einem 
statischen Verständnis des Sozialraums als 
”Container” sehr stark subjektbezogen: Die Le-
benswelten spezifischer Zielgruppen oder ein-
zelner Kinder und Jugendlicher entstehen als 
subjektive Aneignungsräume. Werden Sozial-
räume in diesem Sinne auch als subjektive Le-
bensräume beschrieben und gedeutet, so geht 
es auch wesentlich um die Qualitäten, die in 
Räumen liegen und nicht nur um deren forma-
le Beschreibung. Raumqualitäten erschließen 
sich aber subjektiv aus den Perspektiven von 
Kindern und Jugendlichen: ”Dieser Blickwin-
kel charakterisiert sich dadurch, den engen Zu-
sammenhang zwischen Heranwachsenden und 
den Räumen – öffentliche, private, kommerzi-
elle, pädagogische etc. – in denen sie aufwach-
sen, zu betonen. Räume werden hier aber nicht 
als architektonische Hülse, sondern als sozial 
überformte Räume gesehen, die durch die han-
delnden Personen - in enger Wechselwirkung 
mit bestimmten Orten - mit Inhalten gefüllt und 
definiert werden” (Krisch 2001:127-).

Die Konzipierung einer Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit im ländlichen Raum, aber auch 
die ganz konkrete Praxis der pädagogischen 
Arbeit haben mit diesen beiden Verständnis-
sen von Sozialraum zu tun: So geht die Ju-
gendhilfeplanung einschließlich Jugendarbeit 
von Planungsräumen aus und fragt, welche 
Bedarfe durch welche Angebote aufzugreifen 
sind. Wenn sich aber Jugendliche auf Grund 
ihrer Mobilität und der Verinselung ihrer sub-
jektiven Lebenswelten weitgehend außerhalb 
dieser Planungsräume aufhalten, ergeben sich 
nicht nur planungs-, sondern auch konzeptio-
nelle Schwierigkeiten. Ist es richtig, Jugendein-
richtungen in einem Sozialraum zu planen und 
damit Kinder und Jugendliche quasi festhalten 
zu wollen oder muss nicht eher deren Mobili-
tät gefördert und muss die Offene Kinder- und 
Jugendarbeit nicht die Funktion übernehmen, 
stärker die Verknüpfung von Inseln auch außer-
halb der Planungsräume zu ermöglichen. 

Die unterschiedlichen Verständnisse von 
Sozialräumen als jugendpolitische Planungs-
räume bzw. individuelle Lebenswelten können 
nicht einfach ausgeräumt oder ausgeglichen 
werden, sondern sind als Spannungsverhält-
nisse zu verstehen. Es geht also nicht um ein 
Entweder/Oder, sondern um eine Interpretati-
on der Lebenslagen von Kindern und Jugend-
lichen im ländlichen Raum, die beide Muster 
nutzt.
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4. Zusammenfassung: Paradoxien und 
Ambivalenzen als Muster jugendlicher 
Lebenswelt im ländlichen Raum
 
Die beschriebene Widersprüchlichkeit zwi-
schen der unterschiedlichen Deutung von 
Sozialräumen kann eingebettet werden in ein 
Erklärungsmuster, das insgesamt von Parado-
xien und Ambivalenzen ausgeht, die die Le-
bensphase Kindheit und Jugend insbesondere 
im ländlichen Raum kennzeichnen. Van der Loo 
und van Reijen (1992) sprechen von der Para-
doxie, der scheinbaren Widersprüchlichkeit der 
Modernisierung, die sich für Jugendliche da-
rin äußert, dass es in ihrer Lebenswelt sowohl 
zu einer Maßstabsverkleinerung (Aufspaltung 
bestehender gesellschaftlicher Einheiten) als 
auch zu einer Maßstabsvergrößerung (struk-
turelle Differenzierungen lösen sich auf, be-
stehende Grenzen werden immer mehr über-
schritten) kommt. Konkret bedeutet dies für 
Jugendliche einerseits ein Angewiesensein auf 
das direkte gesellschaftliche Umfeld (Wohnin-
sel, Heimatdorf, Freundeskreis usw.), anderer-
seits nehmen sie durch die Medien, in Schule 
und Ausbildung an Entwicklungen teil, die weit 
über ihren Nahbereich hinausgehen. Sie orien-
tieren sich am direkten Wohnumfeld oder einer 
Region ebenso wie an weltweit über die Me-
dien propagierte Konsumbilder und müssen 
diese Widersprüchlichkeit verarbeiten.

„Regionale Identität“ und „Individualisie-
rung von Lebenslagen“ beschreiben als Erklä-
rungsmuster die Spannweite, in der Jugendli-
che heute leben. Die gleichzeitige Übernahme 
jugendkultureller Ausdrucksformen (z.B. als 
„Skater“) und die Zugehörigkeit zum Verein in 
der Heimatgemeinde ist möglich. „Für Provinz-
jugendliche bedeutet dies ein Leben zwischen 
zwei Welten: Auf der einen Seite partizipie-
ren sie am allgemeinen industriell geprägten 
Strukturwandel der Jugendphase und haben 
zugleich noch Umgang mit den besonderen 
ländlichregionalen Sozialwelten.“ (May 1994, 
S. 326)

5. Konsequenzen für die Konzipierung 
Offener Kinder- und Jugendarbeit im 
regionalen Raum

Die beschriebenen Muster und Aspekte der 
Analyse und Interpretation kindlicher und ju-
gendlicher Lebenswelten im regionalen Raum 
müssen vor Ort in einer Sozialraum-/Lebens-
weltanalyse konkretisiert werden. So ist es etwa 
für die Konzipierung einer Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit von wesentlicher Bedeutung, ob 
Jugendliche im ländlichen Raum etwa am Wo-
chenende eine Großstadt ohne Probleme er-
reichen können oder ob deren Mobilität dazu 

nicht ausreicht. In der Praxis sind deutliche 
Unterschiede zwischen Konzepten regionaler 
Jugendarbeit in der Peripherie in Großstädten 
im Vergleich zum ländlichen Raum ohne An-
bindung an Großstädte notwendig. 

Den Schritten einer sozialräumlichen Ju-
gendarbeit folgend (Deinet 2002) muss deshalb 
eine konkrete Analyse der Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen die konzeptionelle 
Grundlage für die Konzipierung einer Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit sein. Die hierzu vor-
geschlagenen Methoden (Deinet/Krisch 2002) 
sind im Wesentlichen auch im regionalen 
Raum anwendbar und führen zu qualitativen 
Einblicken in Lebenswelten von Kindern und 
Jugendlichen. Notwendig ergänzt werden 
sollten solche qualitativen Daten durch sozial-
strukturelle Daten und Daten der Jugendhilfe-
planung z. B. zu Häufung von Jugendhilfefällen 
und familiären Problemlagen. Ein Thema der 
Jugendhilfeplanung in ländlichen Regionen ist 
die Herausbildung ”kleiner sozialer Brennpunk-
te”. Um diese frühzeitig zu erkennen, werden 
entsprechende Instrumentarien entwickelt.

Auf der Grundlage der dargestellten Aspekte 
wie der Herausbildung einer regionalen Iden-
tität, der Verinselung und der Bedeutung vir-
tueller Räume hat eine Offene Kinder- und Ju-
gendarbeit im regionalen Raum vor allem eine 
sozialräumliche Funktion, die darin besteht, 
Spacing, Bewegung, Veränderung, Verknüp-
fung von Räumen zu fördern.

Die Aneignung fördernde, anregende Ge-
staltung des Nahraums und die gleichzeiti-
ge, dem Inselmodell folgende Förderung von 
Mobilität unter Aneignung und Verknüpfung 
weiterer Inseln kann sich nicht nur auf im en-
geren Sinne pädagogische Maßnahmen und 
Projekte beschränken. Aus einem sozialräum-
lichen Verständnis heraus muss es weit über 
die pädagogische Kinder- und Jugendarbeit 
hinaus auch z.B. um die Förderung der Erwei-
terung des Handlungsraumes und der Mobili-
tät durch den öffentlichen Personennahverkehr 
gehen. Die in zahlreichen Landkreisen erprob-
ten Diskobusse, die die Verbindung zwischen 
Nahräumen und Inseln am Wochenende her-
stellen, sind Antworten auf die sozialräumliche 
Situation in den Regionen. Noch weitergehend 
müssten auch Bereiche wie die Raumplanung 
in die sozialräumlichen Überlegungen einbe-
zogen werden. Aus einem sozialräumlichen 
Verständnis geht es um die Revitalisierung des 
öffentlichen Raumes als Aneignungsraum für 
Kinder und Jugendliche durch die Schaffung 
von Treffs und Gestaltungsmöglichkeiten. D. h. 
auch der öffentlichen Raum wird durch planeri-
sche Einwirkungen so gestaltet, dass vielfache 
Aneignungsmöglichkeiten entstehen. 

Wie im folgenden Abschnitt dargestellt, soll-



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

44

te sich eine Offene Kinder- und Jugendarbeit 
im ländlichen Raum in diesem Sinne auch ju-
gendpolitisch als Scharnier zwischen Erwach-
senengesellschaft und Jugendkultur verstehen 
und damit ein Verständnis entwickeln, das weit 
über die Schaffung pädagogischer Arrange-
ments und Projekte hinausgeht. 

6. Konzeptionelle Konsequenzen
In einem sozialräumlichen Verständnis kann 
die Konzipierung Offener Kinder- und Jugend-
arbeit auch im regionalen Raum erst auf der 
Grundlage einer differenzierten Analyse von 
Lebenswelten und Sozialräumen geschehen. 
Die sich daraus ergebenden Bedarfe vor Ort 
bzw. in einer Region sind dann die Grundlage 
für ein regionales Konzept von Jugendarbeit 
mit seinen – auf die Bedarfe abgestimmten 
– Schwerpunkten und Differenzierungen. Für 
ein Mittelzentrum in einem weiten regionalen 
Raum könnte ein teilkommerzielles Jugendcafé 
als regionaler Treffpunkt vieler unterschiedli-
cher Cliquen Bestandteil der ”richtigen” Kon-
zeption sein, während es in einem kleinen Dorf 
vielleicht um die Unterstützung zweier Bauwa-
gencliquen und die Anbindung an den Disko-
bus am Wochenende geht. Unabhängig von 
dem Erfordernis einer konkreten sozialräumli-
chen Konzeptentwicklung vor Ort sollen an die-
ser Stelle einige konzeptionelle Grundmuster 
beschrieben werden, die sich regelmäßig als 
Konsequenzen von Prozessen der Konzeptio-
nierung in der Praxis entwickelt haben.

6.1 Der Ort der Jugendarbeit: Stationäre und 
mobile/aufsuchende Arbeit

Die beschriebenen sozialräumlichen Bedingun-
gen in regionalen Lebenswelten müssen sich 
auch auf die Gestaltung des Ortes der Jugend-
arbeit auswirken. Schon die ”Verortung” der 
Jugendarbeit ist ein erster wesentlicher Schritt 
ihrer Konzeptionierung, der reflektiert gesche-
hen muss. So erscheint die immer wieder ge-
forderte Schaffung von Jugendtreffs auch für 
kleine Dörfer einerseits fachlich richtig. Denken 
wir aber an die für Jugendliche so wichtige 
Erweiterung ihres Handlungsraums im Sinne 
einer regionalen Orientierung so muss es um 
konzeptionelle Elemente der Jugendarbeit ge-
hen, die diese regionale Orientierung fördern, 
etwa durch mobile Angebote, die bewusst 
gerade nicht immer im Dorf stattfinden. Den 
sozialräumlichen ”Bewegungen” von Kindern 
und Jugendlichen folgend (Erweiterung des 
Raums, Bedeutung von Nahräumen und Inseln) 
müssen die Orte der Kinder- und Jugendarbeit 
flexibel, in einer sozialräumlichen Vielfalt ge-
staltet werden. 

Die Phänomene, die im städtischen Bereich 
vielfach zu beobachten sind, ergeben sich auch 

im ländlichen Raum. Auch dort führen die 
Strukturveränderungen in Dörfern und Klein-
städten zum Teil dazu, dass Jugendeinrichtun-
gen nach 20 Jahren sozialräumlich am falschen 
Platz stehen und heute sinnvoller platziert wer-
den müssten. Strukturen und Funktionen von 
Dorf- Stadtzentren, der öffentliche Raum, Be-
bauung und Bevölkerungsstruktur verändern 
sich und haben auch große Auswirkungen auf 
Kinder und Jugendliche. Es entstehen neue Be-
darfe nach Kinder- und Jugendarbeit in neuen 
Wohngebieten, während der Einzugsbereich 
der vorhandenen Einrichtung aufgrund der 
Überalterung der Wohnbevölkerung nicht mehr 
besteht. Die typische Planungsphilosophie, die 
nach einer detaillierten Planung eine Jugend-
einrichtung für sehr viele Jahre vorsieht, muss 
aufgrund der sozialräumlichen Erkenntnisse 
verändert werden zugunsten einer anpas-
sungsfähigeren Architektur, die die laufenden 
Veränderungen in der Kinder- und Jugendar-
beit ebenso wie das Aneignungsverhalten von 
Kindern und Jugendlichen berücksichtigt, z.B. 
durch mobile ”Container-Einrichtungen”.

Die Gestaltung eines auf die Lebenswelten 
bezogenen Konzeptes einer aneignungs- und 
bildungsorientierten Kinder- und Jugendarbeit 
in einer ländlichen Region muss über die Kon-
zeptionierung einzelner Einrichtungen hinaus 
gehen und genau wie die Jugendlichen eine 
regionale Orientierung entwickeln. Insofern 
sind konzeptionelle Differenzierungen über die 
Schaffung von Einrichtungen hinaus notwen-
dig zum Aufbau eines Netzwerkes von Jugend-
arbeit mit Einrichtungen, Cliquentreffs, Bauwa-
gen, Containern und mobilen Angeboten und 
zeitlich befristeten Projekten.

Orte der Cliquenorientierung

Neben der sozialräumlichen spielt die Cliquen-
orientierung von Jugendlichen bei der Konzep-
tionierung der Jugendarbeit eine wichtige Rol-
le. Die Bedeutung von Cliquen als zentralem 
Sozialisationsbereich für Jungen und Mädchen 
vor dem Hintergrund der Auflösung sozialer 
Milieus und des Funktionsverlustes von Fa-
milie und Institutionen ist der Ausgangspunkt 
einer cliquenorientierten oder akzeptierenden 
Jugendarbeit (vgl. Krafeld 1993). Die Cliqueno-
rientierung bedeutet besonders für die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit auch den Abschied 
von gängigen Leitmustern wie z. B. der Annah-
me, man könne die Jugendlichen erreichen 
oder es ginge darum, Jugendliche zusammen-
zubringen, als Gruppe zu organisieren und dies 
entsprechend pädagogisch zu gestalten. 

Die besonders im regionalen Raum nach wie 
vor z.T. sehr erfolgreiche Arbeit der Jugendver-
bände zeigt allerdings, dass die Gestaltung von 
Gruppen auch weiterhin ein erfolgreiches Kon-
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zept von Jugendarbeit darstellt. Es geht aber 
auch hier um eine Differenzierung unterschied-
licher Zielgruppen: So richtet sich eine cliquen-
orientierte Jugendarbeit eher an Jugendliche, 
die sich als jugendliche Cliquen vor allem im 
öffentlichen Raum aufhalten und Institutionen 
wie die Mitgliedschaft in einem Verband eher 
meiden. 

Folgende pädagogische Prinzipien und 
Schritte sind Kennzeichen für eine cliquenori-
entierte Jugendarbeit:
< “Die Bedeutung von Cliquen als selbstver-

ständlichem Sozialisationsbereich sehen 
und verstehen.

< Cliquenakzeptanz als Prinzip, nicht als me-
thodischer Trick der Jugendarbeit!

< Akzeptanz der Selbstorganisationsprozesse 
und Abgrenzungsbedürfnisse von Cliquen.

< Jugendarbeit an den Orten der Jugendli-
chen.

< Räume als Angebote und Lernfelder” (Kra-
feld 1993, S 117).

Die Einrichtung von Cliquenräumen in Ju-
gendhäusern oder der Betrieb von dezent-
ralen Cliquenräumen tragen dieser Orientie-
rung und auch dem Abgrenzungsverhalten 
einzelner Cliquen untereinander Rechnung. In 
diese Richtung gehen Projekte der Förderung 
von Bauwagen für Cliquen oder die zeitlich 
begrenzte Aufstellung von Containern oder 
anderen Behelfsbauten für Cliquen. Solche 
Formen ersetzen keine festen Jugendeinrich-
tungen, schaffen aber die Möglichkeit, mit sehr 
unterschiedlichen Cliquen zu arbeiten, so wie 
dies in einzelnen stationären Einrichtungen 
kaum möglich ist. Zum einen geht es bei der 
cliquenorientierten Jugendarbeit um eine Res-
sourcenarbeit, die den Cliquen Hilfestellungen 
bei der eigenständigen Suche und Gestaltung 
von Räumen zur Verfügung stellt. Zum ande-
ren geht es um die Schaffung von Milieus, also 
auch um intensive pädagogische Handlungs-
formen mit Cliquen, insbesondere dann, wenn 
die Jugendlichen Probleme mit ihrer Lebens-
bewältigung haben, zu aggressiven Verhal-
tensweisen neigen oder aus unterschiedlichs-
ten Gründen nicht in vorhandene Formen der 
Jugendarbeit und Vereinsarbeit integrierbar 
sind. Im Vordergrund steht allerdings nicht die 
präventive Überwachung  oder die Pädagogi-
sierung informeller Orte, sondern die Kenntnis 
der Orte der Kinder und Jugendlichen ist Aus-
gangspunkt für die Planung und Konzipierung 
der Kinder- und Jugendarbeit. 

Die Kinder- und Jugendarbeit orientiert sich 
dabei nicht nur an den Orten und Räumen, an 
denen sich Cliquen aufhalten, sondern findet 
dort auch statt. Gerade im ländlichen Raum ha-
ben sich in den letzten Jahren diverse mobile 
Angebote und Ansätze von Jugendarbeit mit 

einem Bezug zu den Orten von Jugendlichen 
entwickelt. Allerdings ist hier zu berücksichti-
gen, dass die Cliquentreffs im ländlichen Raum 
oft auch nur die Funktion haben, Treffpunkt und 
Ausgangspunkt der Erweiterung des Hand-
lungsraumes zu sein, d. h. der Ort selbst hat 
keine große Bedeutung, sondern ist Ausgangs-
punkt gemeinsamer Fahrten und Aktionen. 

Ein wichtiger Aspekt einer mobilen Arbeit im 
ländlichen Bereich ergibt sich aus der Tatsache, 
dass die einzelnen Ortsgemeinden nicht alle 
über hauptamtliche Jugendpflegerinnen und 
Jugendpfleger verfügen und es deshalb not-
wendig erscheint, mit einem mobilen Konzept 
einzelne Gemeinden zu ”versorgen”. Dafür gibt 
es zahlreiche Beispiele, wie die mobile Unter-
stützung der ”Backes-Clubs” im Hunsrück, das 
Modellprojekt ”Offene Kiste” (s. u.) oder auch 
spezielle Angebote wie die Rollende Disko, der 
fast schon in Vergessenheit geratene mobile 
Filmdienst oder das ”Rockmobil unterwegs”. 
Mobile Arbeit im ländlichen Bereich heißt auf-
grund der Struktur auch, feste Orte, Cliquen-
räume und Treffs regelmäßig anzufahren und 
dort entsprechende Angebote zu machen. 

In einem ländlich strukturierten Flächenkreis 
ist es aber unmöglich, dass die Kreisjugend-
pfleger/innen alle Orte der Kinder und Ju-
gendlichen im Kreisgebiet kennen und diese 
aufsuchen. Viel wichtiger ist es, auf der regi-
onalen Ebene die Bedeutung von informellen 
Orten für Kinder und Jugendliche auch in die 
Regionalplanung einzubringen, dies auch ju-
gendpolitisch zu betonen und solche Räume 
entsprechend zu fördern. Nicht zuletzt spielen 
jugendliche Cliquen im öffentlichen Raum des-
wegen eine wichtige Rolle, weil sie doch oft 
Anstoß für Probleme und Konflikte zwischen 
Jugendlichen und Erwachsenen und auch zwi-
schen Jugendarbeit und Politik sind.

6.2 Das Jugendhaus als Aneignungsraum und 
Ausgangspunkt der regionalen Orientierung

Die Situation von Jugendlichen im regionalen 
Raum ist in besonderer Weise durch entge-
gengesetzte Muster und Orientierungen ge-
kennzeichnet. Sie orientieren sich am direkten 
Wohnumfeld oder an einer Region ebenso wie 
an weltweit über die Medien propagierten Kon-
sumbildern und müssen diese Widersprüch-
lichkeit verarbeiten. Bei der Konzipierung der 
Kinder- und Jugendarbeit muss auf diese Am-
bivalenzen Bezug genommen werden. Zum 
einen muss es darum gehen, die konkreten 
Räume im Umfeld der Jugendlichen, also 
Cliquenräume, Einrichtungen etc. als Aneig-
nungsräume zu qualifizieren. Gleichzeitig sind 
diese auch zum Ausgangspunkt der regiona-
len Orientierung und der Raumerweiterung zu 
machen, es muss also über die engen Räume 
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des Nahraums hinaus gedacht und gehandelt 
werden. Ähnlich wie die Jugendlichen selbst 
ist auch die Jugendarbeit gefordert, diese Am-
bivalenzen zu managen, indem sie gleichzeitig 
auf mehreren Ebenen tätig ist, d.h. einerseits 
den Nahraum stärkt und gleichzeitig über die-
sen hinausdenkt und handelt.

In Nahbereich geht es um die Gestaltung 
der Orte der Kinder- und Jugendarbeit als 
möglichst aneignungs- und bildungsfördern-
de Umgebung. Aus dem sozialräumlichen 
Verständnis der Gestaltung von Räumen als 
soziale Räume heraus ergeben sich vielfäl-
tige Möglichkeiten der Bildung, die so in der 
Jugendarbeit genutzt werden können. Indem 
der ”Raum” der Jugendarbeit anregend wirkt, 
Kindern und Jugendlichen Gestaltung und 
Veränderung, Konfrontation und alternative 
Erfahrung ermöglicht, wird er selbst zu einem 
Aneignungs- und Bildungsraum im Bereich des 
informellen Lernens. Solche Aneignungs- und 
Lernmöglichkeiten können – ohne sie im Detail 
planen zu können – durch bestimmte Rahmen-
bedingungen und -setzungen gefördert wer-
den. Die Mitarbeiter/innen haben die Chance, 
durch ”ihre strukturierende Kompetenz” den 
Raum der Kinder- und Jugendarbeit so zu ge-
stalten, dass entweder Aneignung und Bildung 
möglich werden oder der ”Raum” der Jugend-
arbeit in Langeweile, Konsumorientierung und 
Herumhängen erstarrt. 

Materialangebot und strukturierende Kom-
petenz der Mitarbeiter/innen sind wichtige 
Rahmenbedingungen auch für das Zustande-
kommen von Situationsveränderungen, also 
eigentätigem Handeln der Kinder und Jugend-
lichen. Die Strukturierung und Ausgestaltung 
des Offenen Bereiches mit seinen informellen 
Angeboten und räumlichen Arrangements und 
Materialangeboten gewinnt unter dem Aspekt 
der Bedeutung ungeplanter selbstgestalteter 
Aneignungssituationen eine wichtige Bedeu-
tung. In diesem Bereich ist nicht so sehr die 
Beziehungsfähigkeit der Mitarbeiter/innen ge-
fragt, sondern eher ihre strukturierende Kom-
petenz, mit der es gelingen kann, den Offenen 
Bereich so zu gestalten, dass sich dort immer 
wieder die Möglichkeit zur Veränderung von 
Situationen und zum Finden eines eigenen 
Themas für die Besucher/innen ergibt. 

Michael Winkler (1988) benennt zwei Aspekte 
der Gestaltung des sozialen Ortes in der Sozi-
alpädagogik: ”Einmal muss die materielle Or-
ganisation des Lernprozesses in ihm (also die 
Besorgung) selbst Gegenstand der Aktivität 
aller Beteiligten werden”. Zum anderen kann 
der Bildungsanspruch nur umgesetzt werden, 
wenn der Ort ”sich zu einem gültigen Lebensort 
wandelt, von dem aus ein Oszillieren zwischen 
der Innenwelt des Ortes und der gesellschaft-

lichen Außenwelt möglich ist” (Winkler 1988, 
S. 299). Im Bezug auf das Innere geht es also 
darum, dass die Jugendlichen selbsttätig und 
selbstbestimmt die materielle Organisation 
der Lernprozesse im Ort der Jugendarbeit ge-
stalten können: ”Ein bildungsorientiertes Ju-
gendhaus würde permanent  Möglichkeiten zur 
Raumgestaltung anbieten und dabei den Kin-
dern und Jugendlichen Selbstbestimmung und 
Selbstverantwortung zumuten wie nur irgend 
möglich” (Sturzenhecker 2001, S. 28 ff.).

Durch einen Herausforderungscharakter der 
Räume und ihrer spannungsreichen Gestaltung 
können Aneignungs- und Bildungsprozesse 
angeregt werden, ohne sie vorweg zu bestim-
men. Im Gegensatz zu den funktionalisierten 
pädagogischen Institutionen, mit denen Kinder 
und Jugendliche in der Regel zu tun haben, 
hat die Offene Kinder- und Jugendarbeit auch 
räumlich und architektonisch die besondere 
Chance, einen Gestaltungsraum zu bilden, der 
sich insbesondere dadurch auszeichnet, dass 
immer wieder Räume und Bereiche umge-
staltet werden können. Solche Gestaltungs-
prozesse haben neben der aktiven Aneignung 
des Raumes hinaus sehr stark soziale Bezüge, 
weil es darum geht, sich im Haus mit anderen 
Cliquen zu arrangieren, Ideen und Entwürfe in 
einer Clique bzw. Gruppe zu einem Entwurf zu 
entwickeln, den Gestaltungsprozess selbst zu 
organisieren etc. 

Der zweite von Winkler aufgezeigte Aspekt, 
der des Oszillierens zwischen der Innenwelt 
des Ortes und der gesellschaftlichen Außen-
welt enthält ebenfalls eine vielfach wenig be-
achtete Bildungschance in der Offenen Kinder- 
und Jugendarbeit. ”Das Oszillieren gehört zur 
üblichen jugendlichen Aneignungspraxis in 
Jugendhäusern. Sie lassen sich nicht auf ein 
eindeutiges Drinnensein oder Wegbleiben 
festlegen, sondern halten sich oft genau auf 
den Grenzen des Hauses zur Außenwelt auf. 
Bildungsorientierte Offene Jugendarbeit wür-
de genau diese eigensinnige Raumaneignung 
offen halten. So auf eigenwillige Jugendliche 
einzugehen, wäre ein Schritt der Erhaltung, ne-
ben der Öffnung zur Außenwelt, andererseits 
kann aber auch pädagogisch die Außenwelt 
als Anregung hereingeholt werden” (Sturzen-
hecker 2001, S. 30). 

Die Vorstellung des Oszillierens von Winkler 
entspricht einer sozialökologischen Vorstellung 
kindlicher und jugendlicher Raumerweiterung 
und der Ambivalenz zwischen Nahraum und 
weiteren Räumen. Einerseits spielt gerade für 
Jugendliche die Erweiterung eine wesentliche 
Rolle im Sinne der Vergrößerung des Hand-
lungsraumes, der Erfahrung immer wieder 
neuer Situationen und der Erweiterung des 
Verhaltenrepertoires. Andererseits sind auch 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

47

sie auf einen funktionierenden Nahraum ange-
wiesen und gerade in dem Wechsel (Oszillieren 
zwischen Nahraum und ökologischer Periphe-
rie) liegt eine wesentliche Aneignungs- und 
Bildungschance.

6.3 Inseln schaffen und verknüpfen – Milieus 
bilden und öffnen

Mit diesem konzeptionellen Ansatz möchte ich 
eine Brücke bilden zwischen dem Inselmodell, 
nach dem die kindlichen und jugendlichen Le-
benswelten besonders aus einzelnen Raum-
segmenten bestehen und dem Milieukonzept 
(vgl. Böhnisch 1994). Die Schaffung von (unter-
schiedlichen) Milieus durch die Jugendarbeit 
vergleiche ich mit dem Aufbau und der Gestal-
tung von (Raum-)Inseln, insbesondere für die 
Kinder und Jugendlichen, die auf Grund unter-
schiedlicher Faktoren in der eigenständigen 
Aneignung und Erweiterung ihres Handlungs-
raumes beschränkt sind. 

Rauminseln werden erst zu sozialen Orten 
durch den Aufbau von Beziehungen und sozi-
alen Strukturen, so wie dies auch in der Mili-
eubildung geschieht. Erst der Aufbau von Mi-
lieus mit sozialen Beziehungen, einer Struktur 
und einem hohen Identifikationsgrad für seine 
Mitglieder schafft für Kinder und Jugendliche 
Inseln mit bestimmten Erfahrungs- und Erleb-
niswerten. Die Verknüpfung einzelner Inseln 
zu einem ”Gesamtbild” einer subjektiven Le-
benswelt ist erst dann möglich, wenn sich die 
einzelnen Inseln zu sozialen Orten im Sinne 
von Milieus entwickelt haben und dann ent-
sprechend geöffnet werden können. Für die 
Erweiterung ihres Handlungsrepertoires ist 
die Fähigkeit für Jugendliche bedeutend, sich 
in unterschiedlichen Milieus (auf unterschied-
lichen Inseln) bewegen zu können und diese in 
eine Verbindung zu bringen.

Während es viele Cliquen und Jugendliche 
gibt, die keine intensive pädagogische Betreu-
ung benötigen, sondern eher die Dienstleistun-
gen und Unterstützungssysteme eigenständig 
nutzen, geht es beim Ansatz Milieubildung um 
Jugendliche und Cliquen, die aufgrund ihres 
Verhaltens und der Bedarfseinschätzung der 
Mitarbeiter intensivere pädagogische Interven-
tionen benötigen, die weit über die Bereitstel-
lung von Räumen hinausgehen.

Lothar Böhnisch beschreibt den sozialen Pro-
zess der Gestaltung eines offenen Milieus in 
vier aufeinander folgenden Stufen:
 1.  “Personalverstehende Dimension: Akzep-

tanz, Verstehen
2.  Aktivierende Dimension: Unterstützung, 

Alltagsbewältigung
3.  Pädagogischinteraktive Dimension: Struk-

tur und Beziehung im Milieu
4.  Netzwerkorientierung: Öffnung des Milieus, 

Ressourcenmanagement” (Böhnisch1994, 
S. 222 ff)

In der „personal-verstehenden Dimension“ 
geht es um die akzeptierende Arbeit mit einer 
Jugendclique, dem Verständnis ihrer Funktion 
für die Mitglieder, der sozialräumlichen Inter-
pretation der Räume und Handlungen der Cli-
que in Bezug auf ihr Umfeld. In der ‚aktivieren-
den Dimension‘ steht die „Qualifizierung“ des 
Milieus als „Ressource“ der täglichen Lebens-
bewältigung und des Normalisierungshan-
delns im Vordergrund. In diese Phase passt die 
Intervention der Hauptamtlichen, ihre Vorschlä-
ge zur Aktivierung der Clique, die Gestaltung 
eines Raumes als Medium des gemeinsamen 
Tuns, die erlebnispädagogischen Angebote so-
wie die über die Nutzung der Räume, das Aus-
tragen von Konflikten z. B. über die Frage, ob 
und in welcher Weise Cliquenmitglieder aus-
geschlossen werden können bzw. neue in die 
Clique aufgenommen werden, gehört in diese 
Ebene. Intensive Beziehungsarbeit mit einzel-
nen Jugendlichen, aber auch das Zurückwei-
sen von überhöhten Ansprüchen sind Elemen-
te einer pädagogisch-interaktiven Dimension. 
Die Rolle der Pädagogen/innen besteht darin, 
aus geschlossenen bzw. autoritären Milieus, 
die durch Unterwerfung und ethnozentrische 
Verhaltensweisen gekennzeichnet sind, durch 
die Aktivierung sozialer Lernprozesse offene 
Milieus zu gestalten, denn ”nur offene, demo-
kratische Milieus können in der gelungenen 
Balance von Gemeinschaft und Individualität 
erweiterte Handlungsfähigkeit und Bewälti-
gungskompetenzen vermitteln” (Böhnisch 
1994, S. 222). 

6.4. Projektorientierung (zeitlich befristet) oder 
langfristige Infrastruktur der Jugendarbeit

In einem regionalen Konzept von Kinder- und 
Jugendarbeit haben beide Formen Bedeutung: 
So ist es sinnvoll, in den Mittelzentren feste 
Stationen von Kinder- und Jugendarbeit als 
eine langfristige Infrastruktur zu haben, wäh-
rend bestimmte Orte, einzelne Zielgruppen 
oder auch spezielle thematische Orientierun-
gen in Projektformen, die zeitlich befristet sind, 
aufgegriffen werden können. 

Beispiele wie ”Jugendpflegeleasing” (Hörs-
tmann u.a. 2000, S. 111) und ”Offene Kiste” 
(Winter 2000, S. 65 ff.) zeigen unterschiedliche 
Formen einer solchen Projektorientierung, in 
der Fachkräfte in einzelnen Orten mit einer kla-
ren, begrenzten Zielsetzung zeitlich befristet tä-
tig sind. Es geht um den Aufbau von Strukturen, 
die nach Ende des Projektes von Jugendlichen 
eigenständig weitergeführt werden können. 
Die Projektorientierung hat den Vorteil, dass 
sie sehr ergebnisbezogen ist und die Gefahr 
der Pädagogisierung weitgehend vermieden 
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wird, da von vornherein klar ist, dass die perso-
nelle Unterstützung z. B. durch hauptamtliche 
Fachkräfte begrenzt ist. Demgegenüber steht 
der mögliche Nachteil mangelnder Stabilität 
solcher Projekte, da sie keine langfristigen 
Strukturen besitzen und davon abhängig sind, 
ob es gelingt, Potentiale der Beteiligung und 
Selbstorganisation zu mobilisieren.

Da ein regionales Konzept von Kinder- und 
Jugendarbeit nicht nur den einzelnen Ort im 
Blick hat, sondern eine Region, können Vor- 
und Nachteile der Projektorientierung und der 
Schaffung von längerfristigen Infrastruktur-
formen entsprechend bewusst eingeplant und 
umgesetzt werden. Ein solches Konzept geht 
von einer planerischen Perspektive aus, die im 
sozialräumlichen Verständnis immer wieder 
Bedarfslagen analysiert und Anforderungen an 
unterschiedliche Formen von Kinder- und Ju-
gendarbeit formuliert. Ob Projekte ausreichen 
oder stationäre Einrichtungen geschaffen wer-
den müssen, ist nur auf einer solchen Grund-
lage zu entscheiden. Da stationäre Einrichtun-
gen nicht jedes Jahr neu geplant und erst recht 
nicht zu realisieren sind, ist auch eine gewisse 
Flexibilität stationärer Einrichtungen erforder-
lich, etwa in dem Sinne, dass von diesen aus 
kleine Dependancen betrieben, Cliquenräume 
betreut oder Projekte vor Ort organisiert wer-
den können. 

Keinesfalls darf die Immobilie Ausgangs-
punkt von Planung werden, so wie dies leider 
oft der Fall ist. Hier geht man von der vorhan-
denen Infrastruktur als Grundlage der Planung 
aus, fragt von den Einrichtungen her nach po-
tenziellen Zielgruppen und Projekten. Diese 
Formen der Planung und Konzeptionierung 
sind insofern nicht bedarfsgerecht, weil sie 
nicht von den Lebenslagen von Kindern und 
Jugendlichen ausgehen, sondern von der vor-
handenen Infrastruktur der Jugendarbeit und 
deren Auslastung. 

6.5. Von der Gefahrenprävention zur kinder- 
und jugendorientierten Gestaltung einer Re-
gion

Viele Projekte der mobilen Arbeit im ländlichen 
Raum sind in den letzten Jahren auch deshalb 
entstanden, weil die oben beschriebenen Ver-
änderungen in regionalen Lebenswelten u.a. 
dazu geführt haben, dass verstärkt Konflikte 
mit Kindern und Jugendlichen im öffentli-
chen Raum thematisiert werden und auch im 
regionalen Raum der Ruf nach Präventions-
konzepten laut geworden ist. Oft sind die Ge-
fahrenpunkte durchaus berechtigt, etwa die 
Gewaltpotenziale an großen Schulzentren im 
ländlichen Raum oder Probleme mit einzelnen 
ethnischen Cliquen, die z. B. auf Grund des 
Zuzugs von Aussiedler-Familien für kleine Ge-

meinden schwer zu bewältigen sind. 
Ein Beispiel für eine typische Betrachtung 

öffentlicher Räume in Präventionskonzepten 
findet sich in einem sogenannten Netzwerk 
der Verantwortung für Kinder und Jugendliche 
in einem Landkreis in Nordrhein-Westfalen. 
In einem internen Papier heißt es: “Das Zu-
sammenführen der zahlreichen Kontroll- und 
Sozialisationsinstanzen im Kreis bzw. mit Zu-
ständigkeiten für den Kreis ermöglicht einen 
vielversprechenden breiten Präventionshilfe- 
und letztlich Repressionsansatz, der sich auf 
die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
im Kreis positiv auswirken muss. Zur Vorbe-
reitung und Begleitung institutionsübergrei-
fender und koordinierter Maßnahmen sowie 
zur Ermöglichung der Wirksamkeitsmessung 
schaffen die Ordnungspartner ein gemeinsa-
mes standardisiertes Lagebild Kriminalität und 
abweichendes Verhalten. Das Lagebild soll sich 
für den Bereich des abweichenden Verhaltens 
nur auf kriminalitätsbegünstigende Faktoren 
(broken windows) beziehen. Das Lagebild um-
fasst insbesondere die Bereiche:
< Kriminalitätsentwicklung
< Suchtverhalten der Jugendlichen
< Kriminalität und abweichendes Verhalten 

an Schulen und
<  Angsträume in öffentlichen Bereichen 

durch Verschmutzung und Verwahrlosung 
- soweit sie mutmaßlich auch von Jugendli-
chen verursacht wurden oder zu befürchten 
steht, dass sich entsprechende Bereiche auf 
die Entwicklung der Jugendlichen negativ 
auswirken müssen”.

Jugendarbeit gerät so ”in den Sog der Sicher-
heits- bzw. Präventionsdebatte” (Lindner 1999, 
S. 157). Typisch für diese Präventionslogik sind 
folgende Faktoren: Der öffentliche Raum wird 
immer nur unter den negativen Vorzeichen ei-
nes unkontrollierten Raums gesehen, in dem 
“Verschmutzung” und “Verwahrlosung” unter 
Kontrolle gebracht werden müssen. Hilfe - an-
gesiedelt zwischen Prävention und Repression 
- kann hier nur bedeuten, Kinder und Jugendli-
che aus dem öffentlichen Raum durch gezielte 
Angebote heraus zu holen und sie entspre-
chend zu schützen: ”Dadurch werden Erfah-
rungsräume von Jugendlichen immer mehr 
eingegrenzt. Ihre Welt ist bereits mit Warnschil-
dern und Verhaltensregeln gepflastert, bevor 
sie diese selbst erschließen können” (Sturzen-
hecker 2000, S. 15).

Der soziale Raum wird in den Präventions-
konzepten als sozialgeografischer Planungs-
raum unter den negativen Aspekten der ”ge-
fährlichen Straße” thematisiert. Dagegen muss 
deutlich gemacht werden, dass eine sozial-
räumliche Jugendarbeit den öffentlichen Raum 
nicht als die ”gefährliche Straße” sieht (ohne 
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tatsächlich vorhandene Angsträume zu überse-
hen), sondern als Aneignungsraum für Kinder 
und Jugendliche, der sicher nicht gefahrlos ist, 
dessen Qualitäten aber nachhaltigen Einfluss 
auf die Entwicklung haben und den es deshalb 
im Sinne der Aneignung zurückzugewinnen 
und für möglichst viele Gruppe zu qualifizie-
ren gilt.

Problematisch sind auch nicht wenige Pro-
jekte offener mobiler Jugendarbeit oder sogar 
Streetwork im ländlichen Raum, die auf Grund 
der Probleme mit einzelnen Cliquen installiert 
worden sind. Hier besteht durchaus die Gefahr, 
dass diese zu Selbstläufern werden, wenn die 
Arbeit mit diesen Gruppen abgeschlossen ist 
und die mobile Jugendarbeit zur eigenen Legi-
timation neue Gruppen ”ausspäht”, um diese 
in eine vermeintlich notwendige pädagogische 
Arbeit zu integrieren. Wenn diese Gruppen 
dann in der Öffentlichkeit noch als gefährlich 
oder zumindest als gefährdet angesehen wer-
den, ist die weitere Existenz der Jugendarbeit 
meist kein Problem mehr.

Eine pädagogische Arbeit, die sich aber im-
mer nur an möglichen Gefahren orientiert, 
übersieht die positiven Aneignungs- und Bil-
dungsmöglichkeiten insbesondere des öffent-
lichen Raums. Die präventive Wirkung erweist 
sich oft auch als kaum nachweisbar und macht 
die Jugendarbeit zur Feuerwehr einer Jugend-
politik, der es darum geht, Kinder und Jugend-
liche in Einrichtungen zu integrieren. Demge-
genüber positioniert sich eine sozialräumlich 
orientierte Kinder und Jugendarbeit in der Re-
gion differenzierter und qualifizierter:

Jugendarbeit als Lobby der Aneignung öf-
fentlicher Räume: Eine sozialräumlich orien-
tierte Kinder- und Jugendarbeit gestaltet sich 
selbst nicht nur als Aneignungs- und Bildungs-
raum, sondern versucht darüber hinaus auch 
die Qualifizierung öffentlicher Räume für Kin-
der und Jugendliche zu erreichen.

Positive Sicht der Jugendarbeit von öffent-
lichen Räumen gegenüber dem Konzept der 
”gefährlichen Straße”: Im skizzierten Verständ-
nis von ”sozialen Räumen” geht es darum, die 
Qualitäten und nicht zuerst die Gefahren in-
formeller Treffs, öffentlicher Orte und Räume 
zu beschreiben. Diese haben für Kinder und 
Jugendliche meist eine ganz andere Funktion 
als für Erwachsene, sie sind Aneignungs- und 
Bildungsräume.

Methodisches Repertoire zum Verstehen 
von Lebenswelten: Eine sozialräumliche Kin-
der- und Jugendarbeit verfügt über ein metho-
disches Repertoire, um die Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen zu erkunden und 
daraus Anforderungen nicht nur für ihre Arbeit 
zu gewinnen. Sozialraum- und Lebensweltana-
lyse werden als Basis einer Bedarfsermittlung 

und Zielbestimmung betrieben und können da-
mit Teil einer sozialraumorientierten Jugend-
hilfeplanung sein. Zahlreiche dieser Methoden 
(Deinet/Krisch 2002) können als aktivierende 
Projekte in der Kinder- und Jugendarbeit di-
rekt eingesetzt werden mit einem hohen Maß 
an Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendlichen, die eben nicht nur abgefragt 
werden. Lebensweltanalyse und Praxis der Kin-
der- und Jugendarbeit lassen sich ansatzweise 
verbinden, wenn etwa Kinder und Jugendliche 
im Rahmen eines Videostreifzuges durch den 
Stadtteil zu Experten werden. Die Ergebnisse 
der Methoden können im Rahmen der Konzept- 
entwicklung der Offenen Kinder- und Jugend-
arbeit genutzt werden.

Revitalisierung öffentlicher Räume als ju-
gendpolitisches Mandat: Insbesondere aus 
dem aneignungstheoretischen Aspekt, der die 
Qualifizierung und Disqualifizierung öffentli-
cher Räume aus Sicht von Kindern und Jugend-
lichen beschreibt, erhält eine sozialräumliche 
Kinder- und Jugendarbeit über die Lebenswelt-
analyse die Fähigkeit und das jugendpolitische 
Mandat, sich für die Thematisierung öffentli-
cher Räume für Kinder und Jugendliche in der 
Öffentlichkeit und der (Kommunal-) Politik so-
wie für deren Erhalt und Schaffung einzuset-
zen. 

6.6.  Kinder- und Jugendarbeit als ”Scharnier” 
zwischen der Erwachsenengesellschaft und 
der Jugendkultur

Hintergrund der Definition von Jugendarbeit 
als Scharnier zwischen Jugend und Gemein-
de sind die oben skizzierten Veränderungen 
und Erosionen gemeindlichen Lebens (Verin-
selung), die zu einer Trennung unterschiedli-
cher Lebenswelten auch im ländlichen Bereich 
geführt haben. Jugendliche brauchen deshalb 
nicht nur die Jugendarbeit, sondern auch die 
Gemeinden benötigen die Jugendarbeit als 
Brücke zu den Jugendlichen, deren Integration 
nicht mehr automatisch gewährleistet ist. Mül-
ler (1998) bezieht seine Definition von Jugend-
arbeit als Scharnier auf die doppelte Funktion 
der Jugendarbeit, die einerseits Jugendbelange 
im Gemeinwesen thematisiert (Lobbyfunktion) 
und andererseits für Kinder und Jugendliche 
selbst Gemeinde darstellt. Aufbauend auf der 
oben skizzierten Funktion der Ressourcenarbeit 
entwickelt Müller ein Verständnis von Jugend-
arbeit, die sich als Netzwerkarbeit begreift und 
nicht nur auf der Ebene der Angebote für Kin-
der und Jugendliche stattfindet. Es geht darü-
ber hinaus um den Aufbau einer Infrastruktur 
des Gemeindelebens. 

Jugendarbeiter/innen, die ihre Arbeit im Sin-
ne dieses Modells verstehen, arbeiten in einem 
”doppelten Milieu”; sie sind in zwei Milieus zu-
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hause, zugleich in der Welt der Jugendlichen 
und in der Erwachsenenwelt. Solche Menschen 
sind ”Drehpunktpersonen” und Vermittler zwi-
schen Jugendlichen und Erwachsenen. Burk-
hard Müller beschreibt die Rolle der Jugend-
arbeiter/innen als Mischung von ”Marktprofi” 
und ”Streetworker”. Die richtige Arbeit sei die 
der Verknüpfung und der Integration der Ju-
gendlichen in das Gemeindeleben, die aber 
nicht als Anpassung verstanden werden darf. 
Die professionelle Herausforderung besteht in 
einem Spagat zwischen den unterschiedlichen 
Milieus und Kulturen. 

Jugendarbeit ist also advokatorisch für die 
Kinder und Jugendlichen tätig, insbesondere 
die Hauptamtlichen übernehmen ein jugendpo-
litisches Mandat, indem sie sich für die Interes-
sen der Kinder und Jugendlichen in der Öffent-
lichkeit und im politischen Bereich einsetzen. 
So werden Jugendbelange im Gemeinwesen 
thematisiert und neue Formen der Beteiligung 
von Jugendlichen entwickelt. 

Ein besonders gelungenes Beispiel für diese 
Funktion der Jugendarbeit ist das Projekt ”Of-
fene Kiste”, das in der Region um Würzburg 
entwickelt wurde. Jugendliche oder Erwach-
sene, die sich für die Jugendarbeit einsetzen 
wollten, konnten das Kistenteam anfordern, 
das dann mit einem ausgebauten Zirkuswagen 
anrückte, um in einer zeitlich überschaubaren 
Projektarbeit die Situation der Kinder und Ju-
gendlichen in der Gemeinde zu thematisieren 
und Vorschläge für die Weiterentwicklung der 
Jugendarbeit zu machen. Gleichzeitig wurden 
Aktionen mit Kindern und Jugendlichen durch-
geführt, eine Lebensweltanalyse betrieben und 
die Diskussion um die Entwicklung der Jugend-
arbeit mit der ”Erwachsenenwelt” forciert. Die 
wichtigsten konzeptionellen Elemente der Kis-
tenarbeit sind Zukunftsorientierung, Mediation 
und Anerkennung.

Reinhard Winter, der wissenschaftliche Be-
rater des Projektes, beschreibt die Zukunftso-
rientierung als tragenden Ansatz, neue Wege 
der Jugendarbeit zu entwickeln ”auch wenn 
dabei von den Jugendlichen nicht selten Altbe-
kanntes neu erfunden wird. So ist es beispiels-
weise nichts generell Neues, ein Jugendcafé 
in einem Dorf durchzusetzen und einzurichten. 
Das für die Jugendlichen Neue lag aber darin, 
dass das Projekt als ”Katalysator” Bedürfnisse 
geklärt hat und durchgesetzt hat, dass Ener-
gien freigesetzt werden konnten, um ein Ju-
gendcafé in einem überschaubaren Zeitraum 
tatsächlich einzurichten - eine Zukunftsvision 
wurde gegenwärtig” (Winter, 2000, S. 67). Eine 
wesentliche Funktion der offenen Kiste ist die 
der Mediation, d. h. der Vermittlung zwischen 
Erwachsenenwelt und Jugendkultur. Dies ist 
genau die Funktion, die Burkhard Müller mit 

dem Begriff ”Scharnier” bezeichnet: ”Media-
tion zwischen Jugendlichen/der Jugendarbeit 
und der Erwachsenenwelt/Öffentlichkeit wirkt 
wie ein Katalysator, der die beiden Bereiche 
zum Reagieren bringt” (ebd. S. 68). Die weite-
re Funktion der Anerkennung bezieht sich auf 
das große Bedürfnis der Jugendlichen, ihre 
Themen und Probleme in angemessener Weise 
bearbeitet zu sehen: ”Es gilt also, Situationen 
herzustellen, in denen sich Jugendliche und Er-
wachsene untereinander, aber auch gegensei-
tig echter begegnen und anerkennen können” 
(ebd. S. 69).

6.7. Konsequenzen auf der Ebene der Organi-
sationsentwicklung

Am Ende meines Beitrags formuliere ich the-
senartig einige Schlussfolgerungen für die 
weitere Entwicklung der Kinder- und Jugend-
arbeit im regionalen Raum auf der Ebene der 
Organisationsentwicklung. Nicht nur die päda-
gogische Arbeit sondern auch die organisato-
rischen Strukturen, Anstellung, Trägerstruktur 
und weitere Punkte müssen sich mit einer regi-
onalen Orientierung an den Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen verändern:
< Bildung von (trägerübergreifenden) Teams 

für eine Region.
< Anstellung der Fachkräfte auf regionaler 

(Kreis-) Ebene oder für einen Sozialraum, 
aber nie: Anstellung für eine Immobilie!

< Mobile, aufsuchende, flexible (Zelte, Hüt-
ten, Container, kleine auch zeitlich befriste-
te Jugendräume) Formen der Jugendarbeit 
in den Gemeinden, stationäre Formen (Ju-
gendhäuser) eher in den Mittelzentren!

< Zeitlich begrenzte Projekte in einzelnen 
Gemeinden mit dem Ziel der Stärkung der 
Selbstorganisation

< Ressourcenorientierung: Förderung von 
Selbstorganisation, Freiwilligkeit und ”Eh-
renamt”

<  In den Mittelzentren und größeren Gemein-
den: Schaffung von Trägerverbünden, keine 
isolierten Einrichtungen. Teilkommerziali-
sierung (Jugendcafé), keine Fachkräfte in 
Dauerstellung “hinter der Theke”!
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III.

Selbsthilfe und neue Formen 
des Ehrenamts
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Das Bundesmodellprogramm 
„Strukturschwache ländliche 
Regionen – Netzwerke und 
Ehrenamt“1

Das Bundesmodellprogramm „Strukturschwa-
che ländliche Regionen – Netzwerke und Eh-
renamt“ war Teil der Programmplattform 
„Entwicklung und Chancen junger Menschen 
in sozialen Brennpunkten“ (E&C) des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend. Das E&C-Programm wurde in enger 
Verknüpfung zum Bund-Länder-Programm 
„Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbe-
darf – Die Soziale Stadt“ des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
konzipiert. Da das Modellprogramm „Netzwer-
ke und Ehrenamt“ sich auf strukturschwache 
ländliche Regionen konzentrierte und somit 
nicht an die Auswahl von Stadtteilen aus dem 
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ ge-
koppelt war, nahm es im Rahmen des Bundes-
programms E&C insofern eine Sonderstellung 
ein. Das BMFSFJ betonte damit, dass es neben 
den städtischen sozialen Brennpunkten auch 
einen Entwicklungs- und Förderbedarf im länd-
lichen Raum gibt.

Bis Ende 2000 hatten die Bundesländer in Zu-
sammenarbeit mit dem BMFSFJ 13 Landkrei-
se ausgewählt und benannt. Es handelte sich 
dabei um je einen Landkreis pro Flächenland 
im Bundesgebiet. Als Hauptkriterium für die 
Auswahl der Landkreise diente die Struktur-
schwäche der entsprechenden ländlichen Re-
gion. Ursprünglich sah das Konzept des Pro-
grammbausteins „Netzwerke und Ehrenamt“ 
vor „... in den 13 ausgewählten Landkreisen 
Kontakt-/Beratungs-/Organisationsbüros zu 
schaffen und zu finanzieren, die dann ihrer-
seits ehrenamtliches Engagement engagier-
ter Bürgerinnen und Bürger organisieren und 
professionell begleiten“2 sollten. Da vor allem 
in den östlichen Bundesländern der Bereich 
der Jugendarbeit zum Start des Modellpro-
gramms einerseits stark geprägt war durch die 
ABM/SAM-Tradition und andererseits bereits 
zu diesem Zeitpunkt ein starker Abbau der 
fast zur Gewohnheit gewordenen ABM/SAM-
Förderung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
stattfand, erschien es im Bereich des Ehrenam-
tes unabdingbar, ohne Förderung von Perso-
nalkosten Strukturen zu finden, die trotzdem 
nachhaltig wirken können. Dies wurde bei der 
gemeinsamen Entwicklung einer Rahmenkon-
zeption im September 2000 berücksichtigt und 

der  Programmbaustein „Netzwerke und Eh-
renamt“ wies damit zwei Besonderheiten auf, 
die ihn von anderen Bundesmodellprogram-
men unterschieden. Erstens war die fachliche 
Steuerung des Bundesmodellprogramms zum 
ersten Mal bei einem Amt – dem Jugendamt 
– angesiedelt. Und zweitens erfolgte die För-
derung des ehrenamtlichen Engagements in 
Form von Sachmitteln, das heißt nicht über für 
drei Jahre fest installierte Modellprojekte mit 
hauptamtlichen Mitarbeitern/innen, also keine 
Personal- und Honorarkosten. Den Landkrei-
sen standen in der Laufzeit von 2001 bis 2003 
jährlich 65.000 DM bzw. ab 2002 33.234 Euro 
zu Verfügung.

In der Rahmenkonzeption des E&C-Pro-
grammbausteins „Netzwerke und Ehrenamt“ 
wurden die folgenden fünf Leitziele formu-
liert: 
1.  Generell sollte das bürgerschaftliche Enga-

gement in strukturschwachen ländlichen 
Regionen gestärkt werden. 

2.  Dafür sollten vorhandene Strukturen in der 
Region mobilisiert und kooperative Netze 
entwickelt werden, in denen sich bisher 
nicht erreichte Jugendliche (ehrenamtlich) 
engagieren können.

3.  Es sollten Angebote für bisher nicht erreich-
te Jugendliche und mit bisher nicht erreich-
ten Jugendlichen geschaffen werden, in 
denen sie ihre Kompetenzen stärken, ent-
wickeln bzw. neue erwerben können. 

4.  Ein weiteres Anliegen war die Entwicklung 
und Erprobung neuer Formen der Anerken-
nung ehrenamtlichen Engagements. 

5.  Diese Maßnahmen sollten insgesamt einen 
Beitrag zur Entwicklung regionaler Identitä-
ten bzw. zur Stärkung des Gemeinwesens 
leisten.

Das Modellprogramm richtete sich laut Rah-
menkonzeption in erster Linie an alle mit den 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe bisher 
nicht erreichten Jugendlichen und fokussierte 
die Förderung des ehrenamtlichen Engage-
ments von und für Kinder und Jugendliche so-
wie die Entwicklung, Förderung und den Aus-
bau bürgerschaftlicher bzw. ehrenamtlicher 
Netzwerke mit und für bisher nicht erreichte 
Jugendliche und zwar zusätzlich zur bestehen-
den offenen und verbandlichen Jugendarbeit.

Auf der Grundlage der Rahmenkonzeption, 
die im Fördervertrag verankert war, oblag den 
Landkreisen nunmehr die Entwicklung eines 
für sie maßgeschneiderten Konzeptes zur För-
derung ehrenamtlichen Engagements bzw. von 
Ehrenamtstrukturen von und für bisher nicht 
erreichte Kinder und Jugendliche, das dann 
durch einen dreijährigen Aktionsplan umge-
setzt werden sollte.

Zu den Ressourcen der Landkreise, die ihnen 
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zur Umsetzung ihrer konzeptionellen Ziele zur 
Verfügung standen, zählten:
< der zeitliche Rahmen (also die Laufzeit des 

Programms), 
< die finanzielle Ausstattung.
< Des Weiteren zählten dazu die Ausgangssi-

tuation der Landkreise, die unter objektiven 
(soziostrukturellen Daten der Landkreise 
wie Bevölkerungs-, Siedlungs-/ Wohn- und 
Vereins-/Verbandsstrukturen) und subjekti-
ven Aspekten betrachtet wurde. Unter sub-
jektiven Aspekten wurden die bei der ersten 
Befragung von den Koordinatoren/innen 
getroffenen Aussagen zu der Situation der 
Kinder und Jugendlichen im Landkreis ge-
fasst. Dazu zählten Aussagen zu den allge-
meinen Lebensbedingungen, den Möglich-
keiten zur Freizeitgestaltung/vorhandenen 
Freizeitangeboten und des Vorhandenseins 
von Problemgruppen und zur Situation des 
Ehrenamtes vor Programmstart.

Zusammenfassend kann zur Ausgangssituati-
on der Landkreise festhalten werden,
< dass bezüglich der allgemeinen regionalen 

Gegebenheiten die größten Unterschiede 
zwischen den Landkreisen im Osten und 
Westen Deutschlands in Bezug auf Bevöl-
kerungsstrukturen, -dichten und -wande-
rungen (Bevölkerungsveränderungen), 
Arbeitslosenzahlen sowie Siedlungs- und 
Wohnstrukturen bestehen: Die ostdeut-
schen Landkreise haben einen geringeren 
Anteil der Kinder im Alter von 0-6 Jahren, 
einen höheren Anteil der 15-25-jährigen 
sowie der 40- bis 50-jährigen Bevölkerung, 
geringere Bevölkerungsdichten, weniger 
ländlich geprägte Siedlungsstruktur, mehr 
Fortzüge als Zuzüge (Bevölkerungsabnah-
me / Gestorbenenüberschüsse) und eine 
höhere Arbeitslosigkeit. Es sind kaum 
maßgebende und eindeutige Unterschiede 
zwischen nördlichen und südlichen Land-
kreisen erkennbar und es bestehen Gemein-
samkeiten zwischen den Landkreisen bezo-
gen auf die demographische Entwicklung 
und Bevölkerungsverteilung (allgemeine 
Bevölkerungsabnahme und Überalterung, 
geringe Bevölkerungsdichte, geringer Aus-
länderanteil).

< dass bezüglich der allgemeinen Lebensbe-
dingungen sich (im Vergleich zu städtischen 
Gebieten) eine Benachteiligung der Kinder 
und Jugendlichen in den Landkreisen nicht 
nur im Freizeitbereich, sondern auch im Be-
reich der schulischen und beruflichen Ent-
wicklung abzeichnet.

< dass bezüglich des Ehrenamtes auf der 
strukturellen Ebene eine Vielzahl von An-
geboten vorhanden sind, in denen sich 
auch Jugendliche engagieren können, aber 

hauptsächlich im klassischen Bereich wie 
Feuerwehr-, Sport-, Kirchenverein usw. 
Dabei gibt es einen Unterschied zwischen 
west- und ostdeutschen Landkreisen: Im 
Westen sind die ehrenamtlichen Strukturen 
über Jahrzehnte gewachsen und gefestigt. 
Im Osten dagegen gibt es keine traditio-
nellen Bindungen und kein ausgeprägtes 
Ehrenamt. Zusätzlich wurde hier nach der 
Wende der Erhalt bzw. der Aufbau von Eh-
renamt durch die Arbeitsamtsförderung 
(ABM/SAM) blockiert. Auf der personellen 
Ebene gibt es nach wie vor ein hohes Po-
tenzial an ehrenamtlichem Engagement. 
Gleichzeitig wird aber ein Wandel im ehren-
amtlichen Engagement konstatiert wie z.B. 
gewandelte Verantwortungsbereitschaft, 
gewandelte Zeitressourcen, verändertes 
Freizeitverhalten, stärkere rechtliche Absi-
cherung.

Des Weiteren zählte zu den Ressourcen der 
Landkreise die personelle Ausstattung. Durch 
die Anbindung der fachlichen Steuerung des 
Programms an das Jugendamt wurde die zu 
den personellen Ressourcen zählende Qualifi-
kation der Fachkräfte, die an der Auswahl und 
Gestaltung der Programmaktivitäten partizi-
pierten, in gewisser Weise institutionalisiert. 
Egal wer im Jugendamt letztendlich mit der 
Aufgabe der Koordination des Programms be-
traut wurde, konnte sowohl auf die vielfältigen 
und umfangreichen amtsinternen und ämterü-
bergreifenden Strukturen und Statistiken und 
somit auch Fachwissen zurückgreifen wie auch 
die Kooperations- / Arbeitsbeziehungen zu an-
deren regionalen Institutionen und Einrich-
tungen nutzen. Nichtsdestotrotz nahmen die 
Koordinatoren/innen eine Schlüsselfunktion 
während der Programmumsetzung ein. Um das 
Programm „Netzwerke und Ehrenamt“ in all 
seinen Dimensionen verstehen zu können, war 
in der Startphase des Programms der Informa-
tionsgrad der Koordinatoren/innen ausschlag-
gebend. Positiv wirkten sich die Einrichtung 
der Regiestelle E&C, das stattgefundene Werk-
stattgespräch als Auftaktveranstaltung und der 
langsam einsetzende Erfahrungsaustausch 
zwischen den Landkreisen aus. Bedeutsam für 
den Prozess der Umsetzung der Programm-
idee auf Landkreisebene war schließlich, wie 
die Koordinatoren/innen ihre Aufgaben darin 
definierten. Die Aufgaben der Koordinatoren/
innen gestalteten sich im Programmverlauf als 
vielfältiges, komplexes Bündel, wobei je nach 
Stand des Umsetzungsprozesses jeweils ande-
re Aufgabenschwerpunkte überwogen. Zu den 
genannten Aufgabenschwerpunkten gehörten 
a) die Konzeptentwicklung, b) das PR-Manage-
ment, c) die Koordination und d) die Praxis- 
bzw. Projektbegleitung. Diese Arbeit stellte 
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für die Koordinatoren/innen eine zusätzliche 
Aufgabe dar, die sie in ihre alltägliche Arbeit 
einbinden mussten. Die anfänglich bestehende 
Gefahr der Überlastung bzw. die Gefahr einer 
geringeren Intensität der Programmumsetzung 
konnten im weiteren Programmverlauf durch 
das Hinzuziehen kompetenter und verlässlicher 
Partner/innen von den Koordinatoren/innen 
bewältigt werden.

Die Unterschiede zwischen den Landkrei-
sen auf der Outputebene der Programmakti-
vitäten, d.h. der Konzeptionen und geförder-
ten Praxisprojekte, lassen sich zum einen auf 
die Ressourcen der Landkreise zurückführen 
und zum anderen auf die Verschiedenheit der 
Abläufe vor Ort, d.h. der für jeden Landkreis 
spezifischen Art und Weise der Programmum-
setzung. Dabei erfolgte die Umsetzung des 
Programmbausteins „Netzwerke und Ehren-
amt“ auf Landkreisebene in zwei Stufen:

Zunächst ging es um die Entwicklung von 
Konzeptionen zur Förderung des ehrenamt-
lichen Engagements durch die beteiligten 13 
Landkreise (Stufe 1 / Konzeptionierungspha-
se). Auf der Basis dieser Konzeptionen wurden 
dann bestehende Praxisprojekte gefördert bzw. 
es wurden neue Praxisformen in den Landkrei-
sen erprobt, die in besonderer Weise bisher 
nicht erreichte Jugendliche ermuntern, unter-
stützen bzw. qualifizieren sollten, sich bürger-
schaftlich bzw. ehrenamtlich im Gemeinwesen 
zu engagieren (Stufe 2). 

Für die Entwicklung der Konzeptionen konn-
ten folgende Schritte rekonstruiert werden:
< die Beschaffung von zusätzlichen Informa-

tionen (Sichten von Unterlagen, Internet, 
Auftaktveranstaltung in Berlin),

< die Ermittlung des Ist-Zustandes in den be-
teiligten Landkreisen, also die Ermittlung 
der regionalen Ausgangsbedingungen be-
zogen auf die Programmschwerpunkte Ju-
gendarbeit, Vernetzung und Ehrenamt und

< die Ermittlung des konkreten Handlungsbe-
darfes hinsichtlich einer als unbefriedigend 
bzw. problematisch empfundenen Situation 
im ehrenamtlichen Bereich, der auf Land-
kreisebene mit dem Programm „Netzwerke 
und Ehrenamt“ aufgegriffen werden soll-
te.

So wurde anhand der zur Verfügung stehen-
den Informationen aus den Recherchen im 
Rahmen der Ermittlung des Ist-Zustands direkt 
der Handlungsbedarf im Landkreis abgeleitet. 
Dort, wo die Kenntnisse über bestehende Eh-
renamtsstrukturen nicht vollständig waren, 
wurden zusätzlich Recherchen, z.B. eine So-
zialraumanalyse durchgeführt. Diese legten 
in den meisten Landkreisen einen schlechten 
Versorgungsgrad mit Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendarbeit bzw. die schwierige 

Erreichbarkeit zentraler Angebote der Kinder- 
und Jugendarbeit offen. Die Erschließung die-
ser „weißen Flecken“ war ein weiterer Schwer-
punkt bei der Konzeptgenerierung.

Zusammenfassend wurde zu folgenden Kern-
problemen ein Handlungsbedarf festgestellt: 
< der Rückgang von ABM/SAM: Dabei han-

delte es sich in erster Linie um ein ostspe-
zifisches Problem. Durch den Wegfall von 
ABM/SAM drohten vorhandene Angebote 
der Kinder- und Jugendarbeit wegzubre-
chen. 

< die enge Finanzsituation vieler Gemeinden: 
Viele ehrenamtlich getragene kleine Projek-
te bzw. Initiativen, deren Anzahl vielerorts 
stieg, konnten bis dahin nur unzureichend 
oder gar nicht gefördert werden.

< die „weißen Flecken“ im Landkreis: Die 
Versorgung mit Angeboten der Kinder- und 
Jugendarbeit war innerhalb der Landkreise 
sehr unterschiedlich, es gab viele (kleine) 
Ortschaften ohne entsprechende Angebo-
te.

< der erschwerte Zugang zu vorhandenen 
Angeboten – sowohl der freien Träger als 
auch der kommerziellen Einrichtungen 
– aufgrund der Größe des Landkreises bzw. 
einer fehlenden oder schlechten Verkehrs-
anbindung. 

< die (fehlende) Integration von Migranten/in-
nen bzw. Aussiedler/innen im Landkreis.

Mit der Eingrenzung eines konkreten Hand-
lungsbedarfs im Landkreis war bereits die erste 
Entscheidung über die inhaltliche Ausrichtung 
der Konzeption gefallen. Aufgabe war dann das 
Entwickeln von geeigneten Lösungsansätzen. 
In den Landkreisen wurden dafür in der Regel 
Arbeitsgruppen gebildet. Die Konzeptionen 
der Landkreise wurden aber nicht nur auf der 
Basis unterschiedlicher Voraussetzungen und 
in unterschiedlichen Arbeitsgruppen, sondern 
auch auf unterschiedlichen Wegen erarbeitet. 
Es lassen sich fünf Typen (Vorgehensweisen) 
anhand der Anzahl ihrer Mitglieder und dem 
Grad ihrer Öffnung zu anderen lokalen Einrich-
tungen unterscheiden:
< So wurden in einem Landkreis die Gemein-

den angeschrieben und aus dem angemel-
deten Bedarf die Konzeption des Landkrei-
ses erstellt.

< In den meisten Landkreisen ist das Konzept 
ausschließlich jugendamtsintern entwickelt 
worden – als ein Produkt des Teams aller 
Mitarbeiter/innen des SG Jugendförderung 
bzw. des Jugendamtes.

< In einem anderen Landkreis entstanden 
erste Überlegungen jugendamtsintern im 
Rahmen eines Workshops mit den Mitarbei-
tern/innen des Bereichs Jugendförderung. 
Diese wurden dann zusätzlich den regiona-
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len Arbeitsgemeinschaften nach §78 KJHG 
vorgestellt und gemeinsam ein Ideeblatt 
entwickelt.

< In einigen Landkreisen wurden die freien 
Träger und Verbände beteiligt und bspw. 
ein Forum Jugendarbeit mit verschiedenen 
Arbeitsgruppen gegründet.

< Nur in wenigen Fällen fand bereits in der 
Phase der Konzeptentwicklung eine breite 
Öffnung hin zu anderen lokalen Einrich-
tungen statt und ermöglichte diesen eine 
Partizipation an der Konzeptentwicklung. 
Beispielsweise wurde in einem Landkreis 
eine Grobkonzeption im Rahmen einer Zu-
kunftsplanungskonferenz unter externer 
Moderation erarbeitet.

Schlussfolgernd waren für die Konzepterstel-
lung auf Landkreisebene die folgenden Schritte 
notwendig: die Beschaffung von zusätzlichen 
Informationen zum Programm, die Ermittlung 
des Ist-Zustands, die Ermittlung des konkreten 
Handlungsbedarfs und das Entwickeln von 
geeigneten Lösungsansätzen sowie die Kon-
zeptgenerierung selbst, auf deren Inhalte noch 
eingegangen wird.
Mit den erarbeiteten Konzeptionen sollten:
< bisher nicht erreichte Jugendliche, 
< bereits ehrenamtlich engagierte Jugendli-

che, 
< benachteiligte Jugendliche, 
< im Bereich der Jugendarbeit ehrenamtlich 

engagierte Erwachsene sowie 
< Erwachsene, die Projekte von ehrenamtlich 

engagierten Jugendlichen unterstützten, 
erreicht werden.

Es kann festgehalten werden, dass bereits 
durch die Konzeptionierungsphase in den 
Landkreisen insgesamt eine größere Transpa-
renz ehrenamtlicher Strukturen und allgemein 
eine positive Bewegung im Bereich des ehren-
amtlichen Engagements erreicht wurde. Das 
bedeutete eine Sensibilisierung für das Thema 
Ehrenamt bzw. freiwilliges Engagement in den 
jeweiligen Landkreisen.
In der Umsetzungsphase der Landkreiskonzep-
tionen waren die folgenden Schritte maßgeb-
lich:
< die Informationsweitergabe (über Gemein-

den / freie Träger, Strukturen des Jugend-
amtes, Ausschreibung, Zukunftsplanungs-
konferenz),

< die Projektauswahl (über Koordinatoren/in-
nen oder gegründete Auswahlkommissio-
nen)

< Die Auswahlkriterien lehnten sich an die 
inhaltlichen Schwerpunkte der Konzeption 
des jeweiligen Landkreises an und stellten 
somit eine Konkretisierung bzw. lokale Ein-
grenzung des ermittelten konkreten Hand-
lungsbedarfes im Landkreis dar. 

< sowie die (punktuelle) Projektbegleitung. 
Die während der 3-jährigen Laufzeit im Bun-
desmodellprogramm „Netzwerke und Ehren-
amt“ geförderten 219 Praxisprojekte lassen 
sich, den konzeptionellen Zielen der Landkreise 
folgend, unterschiedlichen Handlungsweisen 
zur Förderung von Ehrenamtlichen bzw. von 
Ehrenamtsstrukturen zuordnen. Der Begriff 
Handlungsweisen wird dabei als Bindeglied 
konzeptioneller Strategien und freiwilliger 
Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamtes 
im Landkreis verstanden. Denn es wurden 
zum einen zielgerichtet regionale Strukturen 
unterstützt, in denen Kinder und Jugendliche 
in einem „geschützten Rahmen“ (im Sinne der 
Verantwortungspartizipation Erwachsener) 
ehrenamtliches Engagement über einen län-
geren Zeitraum erproben und die eigene Inter-
essenvertretung über Partizipation an entschei-
dungsrelevanten Prozessen vor Ort erlernen 
konnten. Dabei handelte es sich sowohl um 
vorhandene Strukturen in Form einer Stärkung 
bzw. eines Ausbaus bestehender Angebote 
traditioneller und erfahrener Träger (Kirchen, 
Vereine/Verbände, Feuerwehren etc.) wie um 
die Schaffung neuer Angebote, die auf eine Hil-
fe zur Selbsthilfe ausgerichtet waren und von 
Initiativen/Interessengemeinschaften getragen 
wurden bzw. bei denen sich neue Strukturen 
erst etablieren mussten (z.B. Aufbau von Club-
/Hausbeiräten, Gründung eines Vereins). Kon-
zeptionell wurde damit die Strategie verfolgt, 
über einen niedrigschwelligen Förderansatz 
und über die Gewinnung neuer Ehrenamtlicher 
das Fundament der im Landkreis ehrenamtlich 
getragenen Angebotsbereiche der Kinder- und 
Jugendarbeit zu erneuern, also nachhaltig 
auszubauen bzw. deren Arbeit längerfristig zu 
sichern. Zur Gewinnung von bisher nicht er-
reichten Jugendlichen zählten dabei:
< Jugendliche, die sich nur in einem begrenz-

ten und überschaubaren Zeitraum engagie-
ren wollten

< Jugendliche, die sich nicht an die im Land-
kreis bestehenden Strukturen binden woll-
ten

< Jugendliche ohne Vereins- und Verbandser-
fahrungen und

< bisher in den Ehrenamtsstrukturen unter-
repräsentierte Jugendliche (Mädchen, Mi-
granten/innen bzw. Aussiedler/innen).

Zum anderen wurden Projektansätze gefördert, 
die auf eine Optimierung der Rahmenbedin-
gungen ehrenamtlichen Engagements zielten, 
also im Sinne einer freiwilligen Maßnahme 
landkreisübergreifender Kooperationen be-
durften. Dazu zählten:
< Projekte, die auf die Ausbildung von Multi-

plikatoren/innen für die Arbeit mit (ehren-
amtlichen) Kindern und Jugendlichen bzw. 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

57

auf die Qualifizierung von Ehrenamtlichen 
selbst gerichtet waren; 

< Projekte, die über öffentlichkeitswirksame 
Aktionen zur Anerkennung bzw. durch kon-
krete Vergünstigungen für Ehrenamtliche 
zur Honorierung ehrenamtlichen Engage-
ments beitrugen; 

< Projekte, die über eine Bündelung und Stan-
dardisierung vorhandener Ressourcen ins-
gesamt eine Stärkung der regionalen und 
überregionalen Netzwerkarbeit im Bereich 
des Ehrenamtes und darüber hinaus ver-
folgten. 

Betrachtet man die Praxisprojekte im Blickpunkt 
der Handlungsfelder ehrenamtlichen Engage-
ments, wurden insgesamt 194 Praxisprojekte 
zur Stärkung vorhandener und Unterstützung 
neuer Angebote gefördert. Davon waren 94 
Prozent im Bereich der offenen Jugendarbeit 
(Vereins-/Verbandsarbeit und Feuerwehr, Ret-
tungswesen und Katastrophenschutz, Sport- 
und Kulturarbeit, Gemeinwesen- und Stadttei-
larbeit, Jugendraum/treff, Kinderbetreuung, 
Mobile Angebote, Politische Bildung und In-
ternationale Jugendarbeit) angesiedelt und 
6 Prozent im Bereich der Jugendsozialarbeit 
(Jugendberufshilfe, Integration von Migranten/
innen bzw. Aussiedlern/innen, geschlechtsspe-
zifische Sozialarbeit).

Im Folgenden werden allgemeine Schluss-
folgerungen gezogen, die zur Sicherung und 
Verstetigung der während der 3-jährigen Pro-
grammlaufzeit in den Modellstandorten er-
probten Ansätze zur Förderung ehrenamtlichen 
Engagements bzw. ehrenamtlicher Strukturen 
beitragen. Sie basieren auf den im Programm-
baustein „Strukturschwache ländliche Regio-
nen – Netzwerke und Ehrenamt“ gewonnenen 
Erkenntnissen der Koordinatoren/innen im 
jeweiligen Landkreis, die durch ihre professio-
nellen Erfahrungen in der Kinder- und Jugend-
arbeit empirisch unterfüttert werden: 
< Es sollten Möglichkeiten professioneller 

Hilfe sichergestellt werden im Sinne eines 
Zusammenspiels von ehrenamtlichem En-
gagement mit hauptamtlicher Betreuung 
im Hintergrund oder in Teamarbeit.

< Die Programmidee bzw. -erfahrungen in 
den einzelnen Gemeinden, aber auch in der 
Bevölkerung und im Landkreisgebiet allge-
mein sollten durch öffentlichkeitswirksames 
Transportieren der Erfolge (über Presse, 
Gremienarbeit, öffentliche Anerkennung, 
auch auf politischer Ebene) gefestigt wer-
den.

< Auf politischer Ebene sollte allgemein die 
Notwendigkeit der Förderung ehrenamtli-
chen Engagements über die Programmlauf-
zeit hinaus internalisiert werden, so dass 
einerseits die Erfolgsmerkmale der Bundes-

förderung (Anschubfinanzierung im Sinne 
Impulsgebung, Schneeballverfahren) in Ge-
meinde- und Landkreisfördermöglichkeiten 
überführt werden können und andererseits 
auch für Hauptamtliche eine Legitimations-
grundlage für das Verantwortlich zeichnen 
für ehrenamtlich getragene Projekte ge-
schaffen wird.

< Es sollte eine Vernetzung der E&C-Projekte 
untereinander und deren Ein- in bzw. An-
bindung an bestehende Kooperationsstruk-
turen (bspw. Kreisjugendring) ermöglicht 
werden. 

Aus der Sicht der wissenschaftlichen Pro-
grammbegleitung erwies sich die Anbindung 
der Programmkoordination an das Jugendamt 
insgesamt als positiv: 
< Erstens vertrat das Jugendamt als Fachbe-

hörde im Vergleich zu bspw. einem „loka-
len“ Dachverband einen umfassenderen 
Ansatz, verfügte über eine Gesamtsicht 
bzw. den notwendigen Überblick, um För-
dermittel an jene gezielt weiterzuleiten, die, 
aus welchen Gründen auch immer, mit den 
im Landkreis bestehenden Förderrichtlinien 
nicht erreicht werden konnten bzw. bei de-
nen die Hemmschwelle der Antragstellung 
zu groß war.

< Zweitens war dank des „Neutralitätssta-
tus“ im Unterschied zu einem regionalen, 
freien Träger eine Global-Streuung der Pro-
grammvorhaben möglich gewesen.

< Drittens stellte sich im Gegensatz zu allen 
anderen für die Koordinationsaufgaben in 
Frage kommenden Ämtern die Zweiglied-
rigkeit des Jugendamtes – Jugendhilfeaus-
schuss und Verwaltung – als wichtiger Vor-
teil heraus. Sie erleichterte unter anderem 
die lokale Politik der Koordinatoren/innen, 
indem die „politischen Vertreter/innen“ als 
beratende Mitglieder in das Programm ein-
gebunden werden konnten und ermöglichte 
so eine qualitativ hochwertigere und legiti-
mierte fachliche Steuerung des Programms 
auf Landkreisebene.

< Viertens sind die Mitarbeiter/innen des 
Jugendamtes (Koordinatoren/innen, Ju-
gendpfleger/innen etc.) in den Gemeinden 
bzw. im Gemeinwesen allgemein anerkann-
te Personen und es entstand dadurch die 
Möglichkeit, die Beziehungsarbeit zwischen 
den losen Gruppen/Interessengemeinschaf-
ten bzw. Jugendlichen und gemeinderele-
vanten Vertretern/innen neutral / mediativ 
zu organisieren und die Projektarbeit fach-
lich fundiert zu begleiten. 

< Und fünftens war die Optimierung beste-
hender Ressourcen bzw. ressourcenschaf-
fende Maßnahmen für die erfolgreiche Um-
setzung des Programms vor Ort durch die 
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Anbindung der fachlichen Steuerung an das 
Jugendamt eine kommunale Aufgabe (Ver-
antwortung) und stellte für das Jugendamt 
eine Herausforderung dar. Durch die An-
bindung der fachlichen Steuerung an das 
Jugendamt ergaben sich in einigen Land-
kreisen sowohl Impulse innerhalb der Or-
ganisationsstruktur des Jugendamtes (z.B. 
Funktionszuschreibung bzw. -erweiterung) 
wie auch Synergieeffekte auf Landkreise-
bene, hauptsächlich im Auf- und Ausbau 
kooperativer Netze.

Fazit
Die Sachkostenförderung ermöglichte eine 
hohe Flexibilität der Unterstützungsvarianten 
und führte zu einer breiten Streuung der Pro-
jekte. Das offene Verfahren (Förderung über 
drei Jahre und Entscheidungsautonomie) er-
möglichte die Berücksichtigung der lokalen 
Besonderheiten. So wurden für die Landkreise 
neue Formen ehrenamtlichen Engagements 
auf der Grundlage bestehender Strukturen 
erschlossen. Die Ergebnisse zeigen, dass die 
vorhandenen konzeptionellen Ansätze eine 
Vielzahl von Ideen enthalten, um neue Berei-
che des Ehrenamtes zu erschließen. 

Trotz der durch die Koordinatoren/innen als 
arbeitsintensiv geschilderten Umsetzung stell-
te die Teilnahme der Landkreise am E&C-Pro-
gramm eine willkommene Chance dar, in das 
Thema Ehrenamt „einzusteigen“ und gleich-
zeitig den Gemeinden ein konkretes Angebot 
unterbreiten zu können. In dieser Größenord-
nung konnte ehrenamtliche Tätigkeit bisher 
auf Landkreisebene nicht gefördert werden. 
Darüber hinaus gelang auch der Kontakt zu 
„vorher unbekannten“ Jugendgruppen und -
initiativen.

Über die im Rahmen des Programms ge-
förderten Praxisprojekte konnten vorhandene 
Ressourcen in den ausgewählten struktur-
schwachen ländlichen Regionen und insbe-
sondere in den „weißen Flecken“ mobilisiert 
und ressourcenschaffende Strukturen aufge-
baut werden. Die Arbeit der Ehrenamtlichen 
wurde im Rahmen des Programms qualifiziert 
und gewürdigt. Gleichzeitig wurden Impulse 
für deren Weiterentwicklung gesetzt. Schon 
nach der Konzeptionierungsphase wurde eine 
allgemeine Sensibilisierung für das Thema Eh-
renamt und allgemein eine positive Bewegung 
im Bereich des ehrenamtlichen Engagements 
erreicht sowie der Blick stärker als bisher auf 
die Interessen der Kinder und Jugendlichen 
gelenkt. 

Die meisten Koordinatoren/innen trugen für 
die Organisation und das Erledigen aller not-
wendigen Aufgaben von der Konzepterarbei-
tung, über die Außenpräsentation und amts-

internen Anlauf-/Vermittlungsstelle bis hin zur 
Projektbegleitung vor Ort die Hauptverantwor-
tung. Sie wurden dabei von Kooperationspart-
nern, vor allem bei der Projektbegleitung (z.B. 
durch die Jugendpfleger/innen) unterstützt. Die 
Koordinatoren/innen nahmen also eine Schlüs-
selfunktion bei der Programmimplementierung 
ein.

1) Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse beruhen auf 

dem gleichnamigen Abschlussbericht der wissenschaftlichen 

Begleitung, der Ende März 2004 als pdf-Datei auf den DJI-Sei-

ten abrufbar sein wird: www.dji.de. 

2) Angebot der Stiftung SPI, Regiestelle des Programms E&C: 

„Soziale Arbeit als Koproduktion / Entwicklung und Chancen 

junger Menschen in sozialen Brennpunkten“, Berlin, Januar/

Februar 2000, S. 27.
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Martina Baumert, Jugendamt Landkreis  
Hersfeld-Rotenburg

Ergebnisse des Bundesmo-
dellprogramms „Struktur-
schwache ländliche Regio-
nen – Netzwerke und soziales 
Ehrenamt“ im Landkreis Hers-
feld-Rotenburg

Struktur des Landkreises Hersfeld-Ro-
tenburg
Der Landkreis Hersfeld-Rotenburg entstand 
am 01.08.1972 im Zuge der Verwaltungsre-
form durch den Zusammenschluss der Kreise 
Hersfeld und Rotenburg. Bis zur Öffnung der 
Deutsch-Deutschen Grenze, fiel das gesamte 
Gebiet unter die damalige Zonenrandförde-
rung. Durch den Wegfall dieser Förderung kam 
es und kommt es eigentlich bis heute zu einer 
wirtschaftlichen Lücke, die noch nicht ausgegli-
chen werden konnte. Der Landkreis liegt in der 
geographischen Mitte Deutschlands, in einer 
abwechslungsreichen Mittelgebirgslandschaft, 
die sich vom Stölzinger Gebirge im Norden 
durch das Fulda- und Haunetal bis hin zu den 
Ausläufern der Rhön dehnt. Im Osten wird er 
begrenzt durch die Werra und die Landesgren-
ze zu Thüringen, im Westen durch die Höhen-
züge des Knülls.
< Fläche: 1.097 km2
< Einwohner: 130.010 (31.12.2001)
< 4 Städte: Bad Hersfeld, Bebra, Rotenburg, 

Heringen (zwischen 8.199 und 30.673 Ein-
wohner)

< 16 Gemeinden: Alheim, Breitenbach a.H., 
Cornberg, Friedewald, Hauneck, Haunetal, 
Hohenroda, Kirchheim, Ludwigsau, Nen-
tershausen, Neuenstein, Niederaula, Phi-
lippsthal, Ronshausen, Schenklengsfeld 
und Wildeck (zwischen 1.764 und 6.018 
Einwohner)

< Schüler: 18.924 (2002) 
< Schulen: 48, davon 32 Grundschulen, 9 Ge-

samtschulen, 2 berufliche Schulen, 3 Schu-
len für Lernhilfen, 1 verb. Haupt- u. Real-
schule, 1 Schule für praktisch Bildbare

< Vereine, Verbände und Clubs: ca. 400
< Bildungsträger: 17 (12 in Bad Hersfeld, 2 in 

Bebra, 2 in Rotenburg, 1 in Heringen) im Be-
reich Jugend.

Der Landkreis kennzeichnet sich durch eine 
durchwachsene Sozialraumstruktur, die sowohl 
positive als auch negative Merkmale aufweist. 
Zu den positiven Merkmalen gehören z.B.:
< niedrige Kriminalitätsbelastung,
< niedrige Trennungs- und Scheidungsquote,

< eine unproblematische Siedlungsstruktur 
(Indikatoren für Siedlungsstruktur sind u.a. 
die Bevölkerungsdichte und der ländliche 
Charakter).

Auf der Negativseite sind besonders im Zu-
sammenhang mit dem Ausbau der Jugendbe-
rufshilfe zu nennen:
< eine hohe Arbeitslosenquote vor allem bei 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
und

< eine hohe Sozialhilfedichte.

Partizipation als Strategie zur Umset-
zung neuer Formen des „Ehrenam-
tes“

Ehrenamt, Selbsthilfe, freiwilliges soziales En-
gagement und bürgerschaftliches Engagement 
sind Begriffe, hinter denen sich verschiedene 
Traditionen bzw. Ansätze verbergen. Es soll 
nicht Altes durch Neues (als Variante ideolo-
gischer Beglückungen) und nicht Bestehendes 
denunziert (Vereinsmeierei) werden. Es sollte 
bedacht werden, dass hier trotz der relativen 
Ungenauigkeit der Begrifflichkeit ein pluraler 
Ansatz definiert wird, der das freiwillige soziale 
Engagement im Sinne einer Einmischungsstra-
tegie versteht.

Zur Stärkung bestehender Strukturen wurde 
das gesamte Projekt E&C – „Netzwerke und So-
ziales Ehrenamt“ im Rahmen einer Zukunfts-
planungskonferenz vorgestellt. Zum Verteiler 
gehörten alle aktiven Ehrenamtlichen aus Ver-
einen und Verbänden, die mit benachteiligten 
Jugendlichen arbeiten und Hauptamtliche, die 
mit Ehrenamtlichen aus diesem Bereich arbei-
ten. Dazu gehörten:
< Vereine und Verbände, z.B. der Kreisjugend-

ring, Stadtjugendring
< Jugendarbeit, z.B. Freizeithelfer/innen, Be-

treuer/innen und Jugendarbeiter/innen
< Administration, z.B. Gemeindevertreter/in-

nen, Dezernenten/innen
< Schule, z.B. Lehrer/innen und Schulsozial-

arbeit (hier nur Hauptamtliche)
< Jugendberufshilfe, z.B. Jugendhelfer/in-

nen
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< Aussiedler/innen, z.B. Ausländerbeirat
Damit konnte eine bereits bestehende, auf Par-
tizipation ausgelegte Netzwerkstruktur unter-
stützt und bereits zu Anfang eine Vielzahl von 
Akteuren gefunden werden, mit denen das Pro-
gramm E&C umgesetzt wurde. Das Ergebnis 
dieser Zukunftsplanungskonferenz waren fünf 
Projekte, die in den folgenden drei Projektjah-
ren umgesetzt bzw. angestoßen worden sind. 
Um die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Partner weiter zu unterstützen und um eine 
Transparenz der Arbeit sicher zu stellen, wur-
de ein knappes halbes Jahr später eine Follow 
up-Veranstaltung durchgeführt. Diese Form, 
ein Projekt unter partizipatorischen Gesichts-
punkten anzugehen, hat sich in unseren Augen 
bewährt und fand auch bei den Teilnehmern/in-
nen einen großen Anklang.

Die Methode der Zukunftplanungs-
konferenz

Ausgehend von der Vergangenheit der Freiwil-
ligenarbeit im Landkreis Hersfeld-Rotenburg, 
unter der Fragestellung: „Wie war es vor 15 
Jahren, ab Mitte der 80er, vor 10 Jahren, ab 
Anfang der 90er oder vor 5 Jahren, ab Mitte der 
90er?“. Was ist wichtig zum Themenbereich 
„Ehrenamt und Vernetzung“?, wurden folgen-
de Fakten festgehalten:

Ab Mitte der 80er Jahre:

< Ehrenamt hat einen gewichtigen Status.
< Ehrenamtliche Arbeit in Vereinen, Verbän-

den und der Öffentlichkeit ist begehrt.
< Aber: wenig Öffentlichkeitsarbeit
Ab Anfang 90er
< Status des Ehrenamtes verändert sich.
< Ehrenamtliche Arbeit in Vereinen und Ver-

bänden verliert an Attraktivität.

Ab Mitte 90er

< Ehrenamtliche zu werben und ehrenamtli-
ches Arbeiten wird zum Problem, das „We-
sen“ des Ehrenamtes verändert sich.

< Veränderungen in Vereinen und Verbänden 
haben Auswirkung auf Ehrenamtliche.

< Aber: Öffentlichkeitsarbeit

< Aber: Vernetzungsgedanke verstärkt; Erste 
Netzwerke, Agenda

< Aber: Stärkung des Ehrenamtes auch durch 
Politik

Gegenwart

Die Phase der Gegenwart stellt externe Trends 
heraus und war die eigentliche Herausforde-
rung für die derzeitige Arbeit, da das Haupt-
problem in der Akquise von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern/innen besteht. Zwar sind Außen-
faktoren wie entstehende Netzwerke zu finden, 
die möglicherweise dem entgegen wirken kön-
nen, zusätzlich sind aber auch andere Faktoren 
wichtig geworden, die früher weniger von Be-
deutung gewesen sind wie: 
< Fun und Kommerz,
< Neue Medien,
< Bedeutung und fehlende gesellschaftliche 

Anerkennung des Ehrenamtes,
< Ehrenamt muss immer stärker professiona-

lisiert werden.

Zukunft und Aktion

Um ein neues Projekt im Bereich Ehrenamt er-
folgreich durchzuführen, sollten daher alle kon-
zeptionellen Überlegungen für den Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg unter folgenden Aspekten 
umgesetzt werden:
< Anerkennung, Anzeige, Belohnungen schaf-

fen.
< Es muss Spaß machen, als ehrenamtlicher 

Mensch tätig zu sein.
< Mehr Zusammenarbeit und Professionali-

sierung.
< Spannungsfeld Beruf (Zeitfaktor).
Die gezielte konkrete Planung von Projekten un-
ter diesen genannten Aspekten führte über die 
Zukunfts- oder Visionsphase zur eigentlichen 
Arbeitsphase, der Aktionsphase, die Konzept-
entwicklung und weitere feste Vereinbarungen 
im Schwerpunkt beinhaltete.

Ein Beispiel soll hier näher beschrieben wer-
den, da es alle notwendigen Bedingungen in 
sich eint und zusätzlich ein völlig neues Feld 
der ehrenamtlichen Tätigkeit beschreitet – den 
Bereich Schule, der bisher noch nie unter dem 
Gesichtspunkt eines möglichen „Akquisebe-
reiches“ von / für Ehrenamtliche betrachtet  
wurde.
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„Fit for Quality“ – Ein Projekt zur Moti-
vation für ehrenamtliche Tätigkeiten

Ausgangslage:

Seit geraumer Zeit wird in unserer Gesellschaft 
eine abnehmende Bereitschaft festgestellt, sich 
für gemeinnützige Ziele zu engagieren und eh-
renamtliche Tätigkeiten auszuüben. Gerade 
jungen Menschen wird unterstellt, nur auf den 
eigenen Vorteil bedacht zu sein und ihren Fo-
cus über das eigene Fortkommen hinaus, nicht 
auf die Notlagen und Bedürfnisse Anderer aus-
zurichten.

Diese Entwicklung hat nicht zuletzt ihren Ur-
sprung in dem immer härter umkämpften Ar-
beitsmarkt und den erhöhten schulischen An-
sprüchen, die das „zuerst an mich denken“ als 
Tugend und Notwendigkeit erscheinen lässt. 
Durch die Befürchtung, selbst keinen (mate-
riell) gesicherten Platz in unserer Gesellschaft 
zu erhalten, erscheint es notwendig, zuerst 
einmal die eigene Existenz zu sichern. Als Aus-
gleich für diese Anstrengungen wird die freie 
Zeit vornehmlich für Aktivitäten genutzt, die in 
erster Linie Spaß bereiten. So hat sich sogar 
der Begriff der „Spaßgesellschaft“ bereits in 
unserem Wortschatz etabliert. Da auch bei Er-
wachsenen, also auch den Eltern der heutigen 
Jugendlichen immer weniger ehrenamtliches 
Engagement vorhanden ist, haben junge Men-
schen wenig Möglichkeiten, Vorbilder zu fin-
den, die ihnen ehrenamtliche Tätigkeitsfelder 
näher bringen. Die Erfahrung zu machen, dass 
ehrenamtliches Engagement neben der gesell-
schaftlichen Notwendigkeit zum einen für die 
eigene Sozialisation wichtig ist und neue Im-
pulse geben kann, zum anderen aber auch dem 
Bedürfnis nach „Spaß“ Rechnung trägt, wird 
ihnen so genommen. Dieser Tatsache soll das 
Projekt „Fit for Quality“ entgegenwirken.

Ziele:

Jugendlichen wird das Angebot gemacht, Pra-
xisfelder für ehrenamtliche Tätigkeiten kennen 
zulernen und anhand von ehrenamtlichen Prak-
tika zu erleben, was es bedeutet, ehrenamtlich 
tätig zu sein, um den ideellen „Wert“ gemein-

schaftlichen Engagements für ihre eigene So-
zialisation zu erfahren. Um qualifiziert in ver-
schiedenen Praxisfeldern tätig sein zu können, 
sollen sie einen umfassenden, fachlichen Input 
über diverse Themenkomplexe erhalten, die 
die ehrenamtliche Arbeit berühren, um somit 
„Fit für ein qualitatives ehrenamtliches Arbei-
ten“ gemacht zu werden.

Zielgruppe:

Um eine möglichst altershomogene, aber auch 
kontinuierlich arbeitende Gruppe junger Men-
schen anzusprechen, erscheint es sinnvoll, das 
Projekt an Schulen zu implementieren, da hier 
diese Rahmenbedingung vorhanden ist. Im 
Rahmen der Wahlpflichtangebote der Schulen 
ist es möglich, Schülerinnen und Schüler ei-
nes bestimmten Jahrgangs anzusprechen, die 
darüber hinaus durch die Teilnahme am Wahl-
pflichtkurs, der nach freier Einwahl auch eine 
gewisse Verbindlichkeit besitzt, das Projekt auf 
die Laufzeit von einem Jahr anzulegen. Da-
durch ist die Kontinuität des Projektes gewähr-
leistet, Fluktuation findet kaum statt.

Projektskizze:

Neben der theoretischen Wissensvermittlung 
in den Bereichen:
< Projektmanagement,
< Moderationstechniken,
< Spielpädagogik,
< Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
< Führungsstile & Rolle eines/r Gruppenlei-

ters/in,
< Kommunikationstechniken,
< Rechtliche Grundlagen / Aufsichtspflicht,
< Konflikttraining
bilden praxisorientierte Inputs von Fachleuten 
aus den verschiedenen Praxisfeldern eine tra-
gende Säule des Projektes.

Diese Fachleute stellen die jeweiligen Pra-
xisfelder vor, informieren über die jeweiligen 
Adressaten und bieten den Schülerinnen und 
Schülern die Möglichkeit in ihrem Bereich ein 
ehrenamtliches Praktikum zu absolvieren.
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Struktur und Inhalt des Projektes „Fit 
for Quality“

Neben den abzuleistenden Praktika können 
die Schülerinnen und Schüler ihr theoretisch 
erworbenes Wissen bei der Planung, Durchfüh-
rung und Nachbereitung eines Projekttages mit 
einer von ihnen selbst gewählten Zielgruppe 
am Schuljahresende praktisch umsetzen. Wei-
tere Projekteinheiten wie z.B. ein Erste Hilfe-
Kurs sind optional.

Den Abschluss des Projektes/Wahlpflichtkur-
ses bildet ein Kolloquium, in dem die Inhalte 
des gesamten Projekts abgeprüft werden. Alle 
Projektteilnehmer/innen, die
< am Unterricht aktiv teilgenommen haben,
< ein ehrenamtliches Praktikum von mindes-

tens 30 Stunden absolviert haben,
< bei der Realisierung des Projekttages mit-

gewirkt haben,
< am Abschlusskolloquium mit Erfolg teilge-

nommen haben,
erhalten ein Zertifikat über ihre geleistete Ar-
beit und die erlernten Inhalte des Projekts. Die-
ses Zertifikat kann z.B. dazu genutzt werden, 
Bewerbungsschreiben beigelegt zu werden.

Projektschritte:

1. Pädagogische Spielwiese als praktische Ein-
führung
Als Projektauftakt erhalten die Teilnehmer/in-
nen die Aufgabe, einen Projekt- bzw. Aktionstag 
für eine selbst festgelegte, imaginäre Zielgrup-
pe zu organisieren, planen und durchzuführen. 
Die Rollen der Gruppenleitung sowie der Ziel-
gruppe werden durch die Gruppe selbst wahr-

genommen. Hierdurch lernen die Teilnehmer/
innen organisatorische und gruppenbegleiten-
de Prozesse kennen und können diese erpro-
ben, ohne mögliche, negative Konsequenzen 
fürchten zu müssen. Dieser Projektabschnitt 
soll nach Möglichkeit ohne Steuerung seitens 
der Projektleitung von den Teilnehmern/innen 
selbständig durchgeführt werden. Die Rolle der 
Projektleitung beschränkt sich hierbei auf das 
Beobachten und das Geben von Hilfestellun-
gen auf Anfrage.

2. Auswertung des Projekttages
Am Ende der Durchführung wird der Projekttag 
von der Gesamtgruppe reflektiert und ausge-
wertet. Neben dem positiven Hervorheben der 
Leistungen wird auf „Pannen“ und planerische 
Fehler eingegangen. Den Teilnehmern/innen 
wird dadurch deutlich, dass es eines theoreti-
schen Grundlagenwissens bedarf, um derarti-
ge Veranstaltungen (auch im kleinen Rahmen) 
annähernd professionell durchzuführen.

3. Theoretische Wissensvermittlung
Nachfolgende Themeninhalte werden im the-
oretischen Teilabschnitt des Projektes mit den 
Teilnehmern/innen erarbeitet. Hierzu werden 
unterschiedliche Methoden angewandt, die 
sich in einem Spektrum von Vortragstätigkei-
ten bis zu Rollenspiel und Gruppenarbeit be-
wegen.
Je nach Interessenlage der Gruppe ist die Liste 
erweiterbar:
< Projektmanagement,
< Moderationstechniken,
< Spielpädagogik,



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

63

< Öffentlichkeitsarbeit,
< Führungsstile,
< Rechtliche Grundlagen,
< Kommunikation,
< Konflikttraining.

4. Fachlicher Input von Vertretern/innen ge-
meinnütziger Institutionen, Vereine und Ver-
bände
Um die Schülerinnen und Schüler auf ihre be-
vorstehenden Praktika vorzubereiten, werden 
Fachleute aus verschiedenen Praxisfeldern 
ehrenamtlicher Arbeit in die Schule eingela-
den, die ihren jeweiligen Bereich vorstellen. 
Hervorzuheben ist, dass alle an die Schule 
kommenden Institutionen bereit sein müssen, 
Schülerinnen und Schüler als Praktikanten auf-
zunehmen.

5. Ehrenamtliche Praktika
Eine tragende Säule des Projektes sind die 
ehrenamtlich abzuleistenden Praktika in ge-
meinnützigen Organisationen, zu denen die 
Schülerinnen und Schüler selbständig Kontakt 
aufnehmen und Absprachen treffen. Neben der 
Stärkung des Selbstbewusstseins ist dies auch 
eine gute Vorübung für später anstehende Aus-
bildungsplatzbewerbungen. Die Mindestdauer 
zur Erlangung des oben beschriebenen Zertifi-
kats sind 30 Stunden, die bei freier Einteilung 
nach Absprache mit den Praxisstellen in der 
Freizeit abzuleisten sind. Hierdurch soll Inter-
esse an einer kontinuierlichen ehrenamtlichen 
Arbeit geweckt und gefördert werden. Wäh-
rend der Praktika haben die Schülerinnen und 
Schüler jede Woche in den Gruppenstunden 
die Möglichkeit, ihre Arbeit zu reflektieren.

6. Projekttag mit „Ernstcharakter“
Zum Schuljahresende wird ein zweiter Projekt-
tag analog zum ersten Projekttag am Schuljah-
resbeginn durchgeführt, mit dem Unterschied, 
dass nun tatsächlich eine Teilnehmergruppe 
eingeladen wird. Die Teilnehmergruppe sowie 
die Inhalte des Projekttages legen die Schüle-
rinnen und Schüler selbst fest. Die Durchfüh-
rung dient der Umsetzung, aber auch der Über-
prüfung der erlernten Inhalte.

7. Abschlusskolloquium
In einem Abschlusskolloquium werden die the-
oretischen Inhalte geprüft. Weiterhin haben die 
Teilnehmer/innen die Gelegenheit, ihre Erfah-
rungen mit den abgeleisteten Praktika zu dis-
kutieren.

Zertifizierung

Innerhalb des Projektes werden von den Schü-
lerinnen und Schülern neben den oben be-
schriebenen fachlichen Kompetenzen auch so 

genannte Schlüsselqualifikationen vermittelt, 
die für das Bestehen auf dem Arbeitsmarkt von 
Bedeutung sind. Hier ist u.a. zu nennen:
< Fähigkeit zur Teamarbeit,
< Selbständiges Erkennen und Lösen von 

Problemen,
< Koordinations- und Planungsverständnis,
< Flexibilität,
< Empathie.
Die Schülerinnen und Schüler, die die unter 
„Projektskizze“ beschriebenen Leistungen 
erbracht haben, erhalten zum Abschluss des 
Projektes ein Zertifikat. Mit diesem Zertifikat 
wird den Teilnehmern/innen Kompetenz in den 
erlernten Wissengebieten bescheinigt. Weiter-
hin weist das Zertifikat auch die ehrenamtliche 
Tätigkeit aus. Diese Bescheinigung kann u.a. 
durch die o.g. Schlüsselqualifikationen bei den 
anstehenden Bewerbungen auf eine Lehrstelle 
hilfreich sein. Die Schwelle zur Erlangung des 
Zertifikats ist bewusst sehr hoch angelegt, um 
dem Papier auch für Arbeitgeber einen gewis-
sen Wert zu verleihen.
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Weitere Projekte

Das beschriebene Projekt „Fit for Quality“ 
wurde je einmal pro Jahr an unterschiedlichen 
Standorten durchgeführt. Für die folgenden 
Jahre ist eine Weiterführung des Projektes si-
chergestellt, so dass auch der Nachhaltigkeit 
Sorge getragen wurde.

Neben dem Projekt „Fit for Quality“ wurden 
zwei weitere Schwerpunktprojekte durchge-
führt. Dazu gehört erstens das Projekt „Help 
Angels“ – Einrichtung von „dezentralen Inter-
netcafés“ in Jugendclubs und zweitens das 
Projekt „Mokiki“ – Mobiles Kinderkino mit 
integrativer Zielsetzung. Beide Projekte sind 
kreisweit gestreut und haben jeweils sieben 
Standorte (siehe Übersicht).

Abschließende Thesen

1.  Netzwerke sind eine Voraussetzung für eine 
gelungene Implementierung von Ehren-
amt.

2.  Die Verwertbarkeit des Ehrenamtes, z.B. für 
die berufliche Zukunft, ist eine Vorausset-
zung für Nachhaltigkeit.

3.  Die Einbindung von Hauptamtlichen trägt 
zum Gelingen und zur Nachhaltigkeit „sol-
cher“ Projekte bei.

4.  Partizipatorische Methoden steigern das ei-
gene Verantwortungsgefühl.
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Sabine Bräunicke,  
Jugendamt Kyffhäuserkreis

Strategien und Ergebnisse 
im Rahmen des Bundesmo-
dellprogramms „Struktur-
schwache ländliche Regionen 
– Netzwerke und soziales Eh-
renamt“ im Kyffhäuserkreis/
Thüringen

1. Ausgangslage

Der Kyffhäuserkreis ist ein sehr ländlich struk-
turierter Landkreis in Nordthüringen, den 52 
Gemeinden und Städte bilden. Die Gemeinden 
haben sich zu Verwaltungsgemeinschaften und 
Einheitsgemeinden zusammengeschlossen 
oder übernehmen die Aufgabe einer Erfüllen-
den Gemeinde. Die Bevölkerungsentwicklung 
ist, wie auch in den gesamten neuen Bundes-
ländern, rückläufig. Die Zahl der Einwohner/in-
nen ist zwischen 1999 und 2001 um 7,6% auf 
92.830 zurückgegangen. Der Rückgang erklärt 
sich zum einen durch niedrigere Geburten-
raten; zum anderen ziehen jährlich etwa 500 
Personen mehr aus dem Kreisgebiet weg, als 
Personen neu hinzuziehen. Die Kaufkraft in der 
Region ist relativ gering. Es gibt in der Region 
wenig Industrie. Die Chancen gerade von jun-
gen Menschen gestalten sich sehr schwierig. 
Eltern- und Jugendarbeitslosigkeit, Ausbil-
dungsstellennot und der Mangel an Freizeit-
möglichkeiten prägen das Bild. Perspektivlo-
sigkeit und Sozialneid verschärfen die Konflikte 
zwischen ausländischen und deutschen Men-
schen. 

Im Kyffhäuserkreis werden momentan 85 
Jugendfreizeiteinrichtungen den Kindern und 
Jugendlichen vorgehalten. Das sind offene Ein-
richtungen wie Freizeitzentren, Jugendhäuser, 
-clubs oder -zimmer, die größtenteils in kom-
munaler Trägerschaft betrieben werden (55 
kommunal, 30 in freier Trägerschaft). Das Ju-
gendamt des Kyffhäuserkreises hat immer die 
dezentrale Jugendarbeit favorisiert. In den 52 
Gemeinden und Städte, die den Kyffhäuserkreis 
bilden, haben nur 4 Gemeinden mehr als 5.000 
Einwohner, deshalb muss eingeschätzt wer-
den, dass zentrale Jugendarbeit in Form von 
großen Jugendhäusern nur für einen geringen 
Anteil von Gemeinden sinnvoll ist. Angebote 
von Häusern der offenen Tür oder Jugendhäu-
ser können lediglich nur die am Ort wohnen-
den Jugendlichen und unter Umständen von 
Jugendlichen der unmittelbar anschließenden 
Gemeinden angenommen werden. Des weite-

ren spricht gegen die zentrale Jugendarbeit die 
verschärfende Entfremdung der Jugend von 
ihrer dörflichen Gemeinschaft. Vor dem Hin-
tergrund der sinkenden Geburtenraten werden 
Kindertagesstätten und Schulen zusammenge-
legt. Dadurch werden Kinder und Jugendliche 
ihrem sozialen Umfeld, dem Leben in der Hei-
matgemeinde entfremdet. Ein weiterer Aspekt 
in diesem Entfremdungsprozess sind dann die 
Berufsausbildung und die Erwerbstätigkeit. 
Deshalb kann es nicht Anliegen der Jugend-
arbeit sein, diese Entwicklung mit zentralen 
Jugendhäusern im ländlichen Raum noch zu 
verschärfen. Ziel der Jugendförderplanung im 
Kyffhäuserkreis ist es, die in der Gemeinde tä-
tigen Vereine, Gruppen und Initiativen besser 
in die Lage zu versetzen, attraktive Angebote 
für Jugendliche vor Ort machen zu können. 
Auch die Vernetzung von Jugendvereinen mit 
ortsansässigen Vereinen, wie z.B. Sportver-
einen, Freiwillige Feuerwehr, Kulturvereinen 
usw. kann nicht unbeachtet bleiben. Dezentra-
le Jugendarbeit ist die sinnvolle Möglichkeit 
der Jugendarbeit im ländlichen Raum, da sie 
die Jugendlichen in ihrem sozialen Umfeld 
belässt, das Vereinsleben am Wohnort ergänzt 
und unterstützt und die Integration der Jugend 
in der dörflichen Gemeinschaft begünstigt und 
somit den Wert der Dörfer als Wohn- und Le-
bensraum fördert. 

Probleme beim Erhalt des bestehenden Eh-
renamtes bzw. des Aufbaus neuer Formen 
ehrenamtlicher Tätigkeit im Kyffhäuserkreis 
sind:
< Ehrenamtliches Engagement hatte keine 

Tradition
< Abwanderung des aktivsten Teils der Bevöl-

kerung
< Hemmung von ehrenamtlichem Engage-

ment durch Angst vor Arbeitsplatzverlust, 
finanziellem Ruin und wirtschaftlichen Pro-
blemen

< Behinderung der Entwicklung von sozia-
lem Engagement durch Förderung des 2. 
Arbeitsmarktes in Vereinen und Verbänden 
(ABM, SAM ...)

2. Projektumsetzung im Kyffhäuser-
kreis

2.1 Ehrenamtspreis/ Ehrenamtsgala

Das Landratsamt Kyffhäuserkreis – Jugendamt 
– verleiht in Zusammenarbeit mit der  Ehren-
amtsagentur und den Bereichsjugendpfleger/
innen in Anerkennung ehrenamtlich geleisteter 
Arbeit im Bereich der Jugendhilfe jedes Jahr 
einen Jugendhilfepreis in Form eines symbo-
lischen Preises (blauer Kristall). Für die Verlei-
hung des Jugendhilfepreises können vorge-
schlagen werden:
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< Einzelpersonen, 
< Vereine,
< Initiativen,
< Projekte,
die durch ihre ehrenamtliche Arbeit und Leis-
tung in den Bereichen der Jugendhilfe, Kultur 
und Sport wesentlich zum gesellschaftlichen 
Leben beitragen und Vorbildliches leisten und 
die insbesondere 
< die Entwicklung der Kinder und Jugendli-

chen der Region positiv beeinflussen;
< die Beteiligten in die Entwicklung und Pla-

nung des Projektes 
< bzw. der Angebote einbeziehen; 
< neue Wege zum Aufbau des Ehrenamtes 

durch Verknüpfung verschiedener Ressour-
cen erproben und 

< nachhaltige Perspektiven entwickelt ha-
ben.

Nachzuweisende und/oder angestrebte Ko-
operationen mit anderen Vereinen und Ini-
tiativen, über das eigene Projekt hinaus sind 
dabei wünschenswert, aber nicht zwingend. 
Antrags- bzw. vorschlagsberechtigt sind alle 
Vereine, Initiativen, Städte und Gemeinden in 
Zusammenarbeit mit dem/der jeweiligen Be-
reichsjugendpfleger/in. Die vorgeschlagenen 
Einzelpersonen, Initiativen, Vereine und Projek-
te müssen eine nachweisbare ehrenamtliche 
Tätigkeit in den Bereichen Jugendhilfe, Kultur 
und Sport leisten, die sich auf die Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen bezieht. Die Anzahl 
der Auszeichnungen wird auf maximal 10 Per-
sonen pro Jahr beschränkt. Die Entscheidung 
über die eingehenden Anträge bleibt einer Jury, 
bestehend aus dem Landrat, der Schirmherrin 
(MdB Gisela Schröter), der Jugendhilfeaus-
schussvorsitzenden, dem Jugendamtsleiter, 
den Bereichsjugendpflegern / innen, Vertretern 
/ innen aus Sport, Kultur, Feuerwehr und Kirche 
sowie der Ehrenamtsagentur, vorbehalten.

2.2 Förderung des Aufbaus neuer ehrenamtli-
cher Strukturen

Durch das Bundesmodellprogramm E & C 
„Netzwerke und soziales Ehrenamt“ wurde den 
Bereichsjugendpflegern/innen des Kyffhäuser-
kreises zusätzlich jährlich je 2.556,00 Euro zur 
Verfügung gestellt. Hierbei hatte der Aufbau 
von Club- oder Hausbeiräten zur ehrenamtli-
chen Leitung von Jugendclubs und -zimmern 
oberste Priorität erhalten. Außerdem sollte die 
Gemeinwesenarbeit dadurch insbesondere 
aufgebaut und gefördert werden. Gefördert 
wurden Einzelpersonen, die durch hohes eh-
renamtliches Engagement zur Weiterentwick-
lung des Ehrenamtes und des Gemeinwesens 
einen wesentlichen Beitrag geleistet hatten, 
sowie Vereine, Initiativen und Gruppierungen, 
welche durch ihre ehrenamtliche Struktur und 

Arbeitsweise einen wesentlichen Beitrag in 
der Jugendarbeit leisteten. Gefördert wurden 
Sach- und Investitionskosten, welche im direk-
ten Zusammenhang mit der ehrenamtlichen 
Arbeit standen. Darunter fielen insbesonde-
re Materialkosten für Renovierungs- und In-
standhaltungsarbeiten, Bastel- und Beschäfti-
gungsmaterial, Reisekosten und Büromaterial. 
Personal- und Honorarkosten waren von der 
Förderung ausgeschlossen.

Mit den zur Verfügung gestellten Fördermit-
teln wurde der Aufbau von Club- oder Hausbei-
räten zur ehrenamtlichen Leitung von Jugend-
clubs- und zimmern stark unterstützt. Damit 
wurde Jugendlichen Demokratieverständnis 
vermittelt. Sie konnten ihre Interessen mitbe-
stimmen und mitgestalten, soziales Engage-
ment, gesellschaftliche Verantwortung sowie 
die Befähigung zur Selbstbestimmung wurde 
angeregt. Die Fördermittel wurden von den 
Bereichsjugendpflegern/innen eigenständig 
vergeben, die Bereichsjugendpfleger/innen 
haben sich aber zur Absicherung eine eigene 
Vergaberichtlinie gegeben. Die Jugendlichen in 
den offenen Jugendtreffs haben mitbestimmt, 
was mit diesen Mitteln angeschafft wird. Auch 
die Arbeit anderer ehrenamtlicher Tätigkeit 
in der jeweiligen Region, z.B. bei Feuerwehr, 
Sport-, Karnevals- und Heimatvereinen wurde 
unterstützt. Die Förderung wurde auf die Spe-
zifik der jeweiligen Region abgestimmt. Somit 
wurde auch die Bedeutung und Einflussnahme 
der Bereichsjugendpfleger/innen im Kyffhäu-
serkreis gestärkt. Außerdem wurde damit die 
Gemeinwesenarbeit angeregt. Es wurden die 
ersten Weichen gestellt, damit die Jugend als 
fester Bestandteil in der Gemeinde ihren Platz 
hat und eng in die dörfliche Gemeinschaft ein-
bezogen wurde. So konnte die Vertretung der 
Interessen der Jugend, z.B. eines Vertreters des 
Jugendclubs im Gemeinderat angeregt und 
auch schon teilweise gewährleistet werden.

2.3 Ehrenamtsagentur

Zur Förderung und Entwicklung neuer 
Formen ehrenamtlicher Tätigkeit und zur 
Schaffung nachhaltiger Effekte im Sinne der 
Aktivierung der Selbsthilfebereitschaft der 
Bevölkerung in ländlichen Gebieten und zur 
Schaffung zusätzlichen, dauerhaften, bürger-
schaftlichen Engagements im Landkreis ist 
eine Ehrenamtsagentur entstanden. Es wur-
de verstärkt im Kyffhäuserkreis verzeichnet, 
dass es viele junge Menschen gibt, die sich 
ehrenamtlich im Bereich der Kinder- und Ju-
gendarbeit engagieren wollen. Innerhalb der 
Jugendgruppenleiterschulungen des Kreisju-
gendringes Kyffhäuserkreis e.V. und des Kreis-
jugendamtes werden jährlich verstärkt Ju-
gendgruppenleiter/innen ausgebildet, die sich 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

67

dann kaum kontinuierlich in der Kinder- und 
Jugendarbeit engagierten, sondern sich nur als 
Freizeitbetreuer/innen in einer Maßnahme der 
Kinder- und Jugenderholung einbrachten. So 
wurden jährlich ca. 50 Jugendgruppenleiter/in-
nen in jeweils 2 Wochenendseminaren ausge-
bildet, deren theoretisches Grundwissen und 
Engagement als Potential in der Kinder- und 
Jugendarbeit verstärkt genutzt werden sollte. 
Hierbei wurde auch das Ziel der zusätzlichen 
Gewinnung von Multiplikatoren in der Arbeit 
mit Kindern und jungen Menschen erreicht.

Im August 2001 wurde begonnen, die Ehren-
amtsagentur im JUST in der Ferdinand- Schluf-
ter- Str. 48 in Sondershausen aufzubauen, die 
kreisweit arbeitet. Es wurde ein Raum durch 
den Kreisjugendring Kyffhäuserkreis e.V. zur 
Verfügung gestellt, der ebenfalls Träger die-
ses Projektes ist. Hier war es erforderlich, um-
fangreiche Baumaßnahmen vorzunehmen, da 
die Agentur zum einen als Büro, als Raum für 
Einzel- und Gruppengespräche und als Bibli-
othek, in der sich Ehrenamtliche Fachbücher 
und Informationsmaterialien für ihre Tätigkeit 
ausleihen können, dienen sollte. 
Ziele der Agentur sind:
< Aufbau eines Netzwerkes für Ehrenamtliche 

sowie Vereine, Verbände und Initiativen der 
Kinder und Jugendarbeit;

< Gewinnung/ Pflege ehrenamtlicher Arbeit 
im Bereich der Jugendhilfe;

< Stärkung der Attraktivität von Ehrenamt;
< Kompetenzstärkung Ehrenamtlicher in 

fachlicher, pädagogischer und rechtlicher 
Sicht. 

Zur Umsetzung wurde ein lokales Büro als 
Anlaufstelle/Ansprechpartner eingerichtet. Es 
wurde ein Aufnahmebogen sowohl für Eh-
renamtliche als auch für Vereine entwickelt 
und eine Datenbank erstellt, um gezielte und 
schnelle Vermittlung zu ermöglichen. Außer-
dem wurde eine große Vielzahl von Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen sowie Bil-
dungsfahrten organisiert und durchgeführt. 
Es wurde auch immer ein Schwerpunkt auf 
die Vermittlung und Integration von benach-
teiligten Jugendlichen gelegt. Dabei hat sich 
gezeigt, dass das Angebot der Vermittlung 
gerade für benachteiligte Jugendliche (sozial 
und lernbeeinträchtigte) eine gute Chance ist, 
da sie sich allein oftmals um ehrenamtliches 
Engagement nicht bemüht hätten. 

Durch die Ehrenamtsagentur und deren 
Mitarbeiterinnen, durch Einzelgespräche und 
individuelle Berücksichtigung der Einsatzmög-
lichkeiten ist es gelungen, gerade benachteilig-
te Jugendliche stärker in den ehrenamtlichen 
Bereich zu integrieren. 

3. Nachhaltigkeit
Die ehrenamtliche Tätigkeit wird auch wei-
terhin im Kyffhäuserkreis finanziell und ideell 
unterstützt. Zur Zeit laufen gerade die Vorbe-
reitungen, bestimmte Punkte der Ehrenamts-
förderung in die Richtlinie zur Förderung der 
Kinder- und Jugendarbeit im Kyffhäuserkreis 
aufzunehmen. Dabei soll eine stärkere Einbin-
dung der Bereichsjugendpfleger/innen in die 
Entscheidungskompetenzen der Förderungen 
in der jeweiligen Region eingebaut werden 
bzw. den Bereichsjugendpflegern / innen ein 
bestimmter Etat zur Verfügung gestellt wer-
den.

Die Ehrenamtsgala soll weiterhin zu einer 
festen Tradition im Kyffhäuserkreis ausgebaut 
werden. Von Politik, Verwaltung und den frei-
en Trägern wurde diese Veranstaltung als sehr 
wichtig und positiv gewertet. Für das Jahr 2004 
wurde vom 1. Kreisbeigeordneten und Sozial-
dezernenten auf der Ehrenamtsgala 2003 öf-
fentlich versichert, dass es die Gala auch wei-
terhin geben wird. In die Haushaltsplanung 
2004 des Kyffhäuserkreises wurden dafür 5.500 
Euro aufgenommen.

Die Ehrenamtsagentur im Kyffhäuserkreis 
wird weiterhin bestehen bleiben. Der Träger 
des Projektes, der Kreisjugendring Kyffhäu-
serkreis e.V. wird diese Einrichtung weiter 
betreiben. Das Angebot kann sicherlich nicht 
mehr in diesem Umfang vorgehalten werden, 
es bleiben aber Fort- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten bestehen, die über Landkreis- und 
Landesmittel abgesichert werden sollen. Das 
Angebot der Ausleihmöglichkeit von pädagogi-
schen und technischen Materialien wird weiter 
vorgehalten. Die Vermittlung und individuelle 
Beratung von Ehrenamtlichen wird vom Träger 
abgesichert.

4. Thesen
Ehrenamtliches Engagement braucht in be-

nachteiligten ländlichen Regionen besondere 
Förderung, da die Voraussetzungen und Struk-
turen sich in ländlichen Gebieten besonders 
schwierig gestalten. Durch die geringe Bevöl-
kerungsdichte und die langen Fahrwege gibt es 
oftmals nur wenig Angebote und Freizeitmög-
lichkeiten vor Ort. Die schwache Finanzkraft der 
kleinen Kommunen ermöglicht kaum Spielräu-
me bei sogenannten freiwilligen Leistungen.

Das ehrenamtliche Engagement braucht in-
dividuelle Honorierung und Anerkennung, da 
in ländlichen Gebieten ein höherer Bekannt-
heitsgrad herrscht und somit eine öffentliche 
Anerkennung viel mehr motivierend wirkt als 
in Großstädten, wo zumeist eine Anonymität 
vorherrschend ist. Es kann dadurch ein Moti-
vationsschub entstehen, welcher zum Aufbau 
und zur Weiterentwicklung des Ehrenamtes 
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beiträgt.
Ehrenamtliches Engagement braucht finan-

zielle und ideelle öffentliche Unterstützung. 
Hier sind die Voraussetzungen gemeint, die 
Ehrenamtliche brauchen, um aktiv werden zu 
können. Die materiellen Gegebenheiten für 
Vereine und Verbände sowie Jugendeinrich-
tungen sind wichtig und ausschlaggebend für 
die zivilgesellschaftliche Bereitschaft, sich ein-
zubringen und zu engagieren. Verantwortliche 
in Politik und Verwaltung müssen hier durch 
Einstellungen und Unterstützungen dazu bei-
tragen, dass gesellschaftliche Verantwortung 
wächst und ausgebaut wird. 

Die Förderung von Motivation durch Fortbil-
dungsangebote und Dankeschönveranstaltun-
gen sind gute Bedingungen zur Entfaltung und 
zum Erhalt von Ehrenamt. 
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IV.

Lokale Bündnisse und Netz-
werkarbeit – Stärkung zivil-
gesellschaftlichen Engage-
ments
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Ulrich Brüggemann,  
Deutsches Jugendinstitut e.V.

Erfahrungen mit der Umset-
zung der „Lokalen Aktionsplä-
ne“ im Rahmen des Bundes-
modellprogramms „Entimon 
– gemeinsam gegen Rechts-
extremismus und Gewalt“

„Früher dachte man die Erde sei eine Scheibe, dann eine 

Kugel, heute scheint sie ein Netz(werk) zu werden“. 

 (Florian Straus)

1. Geschichte und Hintergrund der 
Entstehung der „Lokalen Aktionsplä-
ne“ im Rahmen des Bundesmodell-
programms „Entimon – gemeinsam 
gegen Rechtsextremismus und Ge-
walt“ 2001 bis 2003

Unter dem Dach des bundesweiten „Bündnis 
für Demokratie und Toleranz“ verabschiedete 
die Regierungskoalition aus SPD und Bündnis 
90/Die Grünen unter dem Eindruck steigender 
Zahlen rechtsextremer Straftaten Ende des 
Jahres 2000/Anfang des Jahres 2001 das Akti-
onsprogramm „Maßnahmen gegen Rechtsext-
remismus und Gewalt“ als einjähriges Aktions-
programm, welches in den Folgejahren unter 
dem Namen „Entimon – gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus und Gewalt“ als Bundes-
modellprogramm zur Prävention des Rechtsex-
tremismus und zur Förderung zivilgesellschaft-
lichen, demokratischen Engagements bis Ende 
2006 verstetigt wurde. Parallel dazu entstand 
im Rahmen des ESF-Programms „Die Sozi-
ale Stadt“ das Programm „Entwicklung und 
Chancen junger Menschen in sozialen Brenn-
punkten“. Im Rahmen einer Kooperation zwi-
schen beiden Programmen entstand die Idee, 
einen Teil der Fördermittel aus dem Programm 
„Maßnahmen gegen Rechtsextremismus und 
Gewalt“ (Gesamtvolumen des Programms: 
2001 ca. 15 Mio. Euro, 2002 und 2003 jeweils 10 
Mio. Euro) für die Entwicklung von gemeinwe-
senorientierten Vernetzungsstrukturen lokaler 
Akteure in ausgewählten Gebieten des „Sozi-
alen Stadt“- Programms in Form sogenannter 
„Lokaler Aktionspläne“ zur Prävention rechts-
extremer Phänomene vor Ort einzusetzen.

Im Jahr 2001 wurden nach einer Ausschrei-
bung durch die Regiestelle E&C zur Bewerbung 
auf die Fördermittel in Höhe von 5% des Ge-
samtvolumens des Programms „Maßnahmen 
gegen Rechtsextremismus und Gewalt“ 59 
E&C-Gebiete ausgewählt und zur Entwicklung 
und Umsetzung „Lokaler Aktionspläne“ aufge-

fordert. 
Im Jahr 2002 wurden anschließend an die Ent-

scheidung des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zur 
Weiterfinanzierung des Programms „Maßnah-
men gegen Rechtsextremismus und Gewalt“ 
unter dem neuen Namen „Entimon – gemein-
sam gegen Rechtsextremismus und Gewalt“ 
nochmals 5% der Programmmittel (insgesamt 
10 Mio. Euro) zur Entwicklung weiterer und zur 
Fortführung und Weiterentwicklung bereits 
bestehender „Lokaler Aktionspläne“ bereitge-
stellt. Im Rahmen der Überarbeitung der zen-
tralen Leitlinien des Programms „Entimon“ 
und der damit verbundenen Entstehung des 
Förderschwerpunkts „Auf- und Ausbau von 
Netzwerken“ wurden die „Lokalen Aktions-
pläne“ mehr und mehr zu einem Netzwerktyp 
innerhalb dieses Förderschwerpunkts und ent-
wickelten eine Eigendynamik als Modellansatz 
über die Grenzen der „E&C-Gebiete“ hinaus. 
Im Jahr 2003 gab es daher keine budgetierte, 
spezifische Förderung der „Lokalen Aktionsplä-
ne“ im Sinne der Entstehungsintention mehr, 
sondern die bereits laufenden „Lokalen Akti-
onspläne“ und die neu entstehenden wurden 
nunmehr Teil des normalen Fördermittelan-
tragsverfahrens im Sinne einer Interessensbe-
kundung und unterliegen seitdem der Förder-
entscheidung durch die dafür vom BMFSFJ 
eingesetzten Institutionen und Gremien. Der 
Ansatz und Arbeitsauftrag der „Lokalen Akti-
onspläne“, wie er im folgenden beschrieben 
wird, wurde aber im wesentlichen seit dessen 
Entstehung beibehalten.

2. Ansatz und Arbeitsauftrag der „Lo-
kalen Aktionspläne“

Ausgehend von einer Beschreibung der lokalen 
Rahmenbedingungen und einer anschließen-
den Bedarfsanalyse und Problemfeldbeschrei-
bung bestand und besteht der Arbeitsansatz 
der „Lokalen Aktionspläne“ darin:
< Alle bezogen auf den Bedarf relevanten Ak-

teure auf dem Hintergrund ihrer Profession 
oder Möglichkeiten anzusprechen und in 
den Aktionsplan einzubinden.

< Lösungszentrierte Ansätze zu entwickeln.
< Vorhandene örtliche Netzwerke zu stärken.
< Bestehende Angebote unter Einbeziehung 

der Jugendhilfe, Kirche, Migrationsfach-
dienste, Schulen, Polizei, Verwaltung, Poli-
tik, Gewerkschaften, Wirtschaft und zivilge-
sellschaftlichen Initiativen zu vernetzen.

< Gemeinwesenorientierte, auf Nachhaltig-
keit angelegte Formen der Auseinanderset-
zung mit den Themen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus,  
Rassismus und Gewalt zu entwickeln.
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3. Bisherige Erfahrungen im Rahmen 
des Programms „Entimon“ aus Sicht 
der wissenschaftlichen Begleitung

Zur Einschätzung der Erfahrungen der Imple-
mentierung und Arbeit der „Lokalen Aktions-
pläne“ im Rahmen des Programms „Entimon“ 
unternimmt die wissenschaftliche Begleitung 
des Programms im Vorfeld eine Dokumen-
tenanalyse (Interessensbekundung und Kon-
zeption, Sach- und, wo vorhanden, Ergebnis-
berichte der Vorjahre) und verschickt jährlich 
einen teilstandardisierten Fragebogen an alle 
Projekte des Programms bezüglich deren Res-
sourcen, Kontextbeschreibungen, Bedarfs- und 
Problemanalysen, Zielgruppenbeschreibung, 
Zielsetzungen, Lösungsansätzen und metho-
dischem Vorgehen. Daran anschließend wird 
im Folgejahr eine Follow-up-Befragung durch-
geführt und eine kleine Auswahl von Projekten 
(Interviews und teilnehmende Beobachtung) 
besucht. Aus Ressourcengründen ist es der 
wissenschaftlichen Begleitung leider nicht 
möglich, alle Projekte im Programm intensiv 
zu begutachten. Daher sind die im Folgenden 
getroffenen Aussagen nicht repräsentativ für 
alle im Programm geförderten „Lokalen Akti-
onspläne“.

3.1. Erfahrungen auf der konzeptionellen Ebe-
ne

Die von der wissenschaftlichen Begleitung be-
gutachteten Konzeptionen zur Erstellung eines 
„Lokalen Aktionsplans“ weisen weitestgehend 
eine genaue und gut nachvollziehbare Analyse 
der Belastung durch rechtsextreme und frem-
denfeindliche Erscheinungen und der damit 
verbundenen Problemlagen für das jeweilige 
Aktionsgebiet aus. Damit verbunden werden 
vielfach klar herausgearbeitete Strategien und 
Handlungslogiken auf der Grundlage zur Verfü-
gung stehender Ressourcen benannt. Die mit 
diesen Strategien verbundenen angestrebten 
Ziele der Netzwerkarbeit sind zumindest auf 
der Ebene der mittleren Zielbeschreibung gut 
operationalisiert. Hier wäre aber oftmals eine 
Konkretisierung auf der Ebene der unmittel-
baren Handlungsziele wünschenswert. Die 
Lösungsansätze, die angeboten werden, sind 
akteursnah beschrieben und weisen klare Ver-
antwortlichkeiten bezogen auf die miteinander 
vernetzten unterschiedlichen Professionen auf. 
In vielen Fällen ist es darüber hinaus gelungen, 
entscheidungsrelevante und deutungsmächti-
ge Partner in die Netzwerke mit einzubinden, 
welches im Sinne einer sich entwickelnden 
„urban-governance-Strategie“ unabdingbar 
ist.

3.2. Erfahrungen auf der Ebene der praktischen 
Umsetzung der „Lokalen Aktionspläne“

Strategische Netzwerke, die sowohl zivilge-
sellschaftliche Akteure als auch institutionelle 
Akteure aus Politik und Verwaltung einbezie-
hen, sind in ihrem „Wesen“ konfliktträchtige 
Beziehungsgeflechte. Dies liegt unter anderem 
in ihrem meist sehr differenten Blickwinkel auf 
die Problemlagen und der Handlungslogik des 
jeweiligen Arbeitsansatzes (oder Auftrags) be-
gründet. Solche Netzwerke erfordern daher ein 
hohes Maß an horizontaler Kommunikation 
und dem damit verbunden großen Aufwand 
an Moderation. Die bedarfsorientierte Kombi-
nation an spezifischen Kompetenzen und Wis-
sensbeständen zur Lösung der analysierten 
Problemlagen erfordert ein offenes System, 
welches in der Lage ist, weitere Kompetenzen 
zu integrieren, ohne Konkurrenzen zu erzeu-
gen. Aus Sicht der wissenschaftlichen Beglei-
tung ist hier ein sich entwickelnder Lernpro-
zess zu erkennen, der die damit verbundenen 
Widersprüchlichkeiten und Reibungsflächen 
thematisiert. Dort, wo dies gelang, waren und 
sind die positiven Effekte der Netzwerkarbeit 
am deutlichsten sichtbar, dies nicht zuletzt in 
Form einer steigenden Sensibilität für rechts-
extreme und fremdenfeindliche Erscheinungen 
der vor Ort lebenden Menschen im Stadtteil.
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Kerstin Palloks, Institut für Interdisziplinäre 
Gewalt- und Konfliktforschung

Entwicklung bürgerschaftli-
cher Netzwerke im Rahmen 
des Bundesprogramms „CIVI-
TAS – initiativ gegen Rechts-
extremismus in den neuen 
Bundesländern“

Ausgewählte Ergebnisse der wissenschaft-
lichen Begleitforschung zur Arbeit der durch 
CIVITAS geförderten „Netzwerkstellen“ 

Ressourcen und Potenziale von Netzwerken 
und lokalen Bündnissen zur Stärkung zivilge-
sellschaftlichen Engagements sind Gegenstand 
des heutigen Themenschwerpunktes dieser Ta-
gung. Der Beitrag des CIVITAS-Programms zur 
lokalen Netzwerkbildung soll anhand ausge-
wählter Ergebnisse der Evaluierung von Netz-
werkprojekten des CIVITAS-Programms durch 
die wissenschaftliche Begleitforschung vorge-
stellt werden1. Um die Besonderheiten bzw. 
den besonderen Anspruch des Programms 
zu skizzieren, wird zunächst das CIVITAS-Pro-
gramm in Ansatz und Förderschwerpunkten 
beschrieben. Vor diesem Hintergrund ist die 
Arbeit der durch CIVITAS geförderten soge-
nannten „Netzwerkstellen“ anschließend zu 
betrachten.

Das CIVITAS Programm – Ansatz und 
Förderschwerpunkte

CIVITAS ist ein von der Bundesregierung 
2001 aufgelegtes „Sonderprogramm“ gegen 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit. 
In diesem Rahmen werden über das CIVITAS-
Programm zeitlich befristete Modellprojekte in 
den neuen Bundesländern und in Berlin geför-
dert. Das CIVITAS-Programm setzt mit seinen 
Leitzielen, Förderschwerpunkten und Zielgrup-
pen auf die Entwicklung und Stärkung zivilge-
sellschaftlicher Strukturen. Ausgangspunkt 
bildet dabei die These, dass der Verbreitung 
rechtsextremer, fremdenfeindlicher und antise-
mitischer Erscheinungen zivilgesellschaftliches 
Engagement auf den verschiedensten gesell-
schaftlichen Ebenen entgegengesetzt werden 
kann und soll. Die Initiierung bzw. Stärkung von 
Eigeninitiative, Selbstorganisation und Partizi-
pation im Gemeinwesen soll durch Erprobung, 
Weiterentwicklung und Übertragung von zeit-
lich begrenzten Modellprojekten, durch die 
Professionalisierung von Beratungsstrukturen 
sowie durch die Qualifikation (Anregung, Aner-
kennung und Förderung) von ehrenamtlichem 

Engagement nachhaltig erreicht werden. 
Wesentliche Förderprinzipien sind dabei die 

Stärkung zivilgesellschaftlicher Strukturen 
im Gemeinwesen, die menschenrechtliche 
Grundorientierung, die Partizipation der Ziel-
gruppen sowie die Nachhaltigkeit der Maßnah-
men. Da es also weniger um das Durchlaufen 
einmaliger Maßnahmen mit einer speziellen 
Zielgruppe, sondern vielmehr um langfristige 
Veränderungen in den Gemeinwesen geht, ist 
der Ansatz des CIVITAS-Programms explizit 
gemeinwesenorientiert, bei den Projekten wird 
darum auf eine gute regionale bzw. lokale Ver-
ankerung Wert gelegt. 

Zentral für den Anspruch des CIVITAS-Pro-
gramms, aber besonders auch für die Einschät-
zung seiner Umsetzung in der Evaluation ist 
demnach, dass die Auseinandersetzung mit 
dem Rechtsextremismus als einem komplexen 
gesellschaftlichen Phänomen hier zum Aus-
gangspunkt eines breiter angelegten Verände-
rungsprozesses der politischen Kultur wird, der 
die „Mitte“ der Gesellschaft zum Ziel hat und 
nicht bloß den gesellschaftlichen „Rand“ mit 
einbezieht.2

Die formulierten Zielgruppen des CIVITAS-
Programms sind demnach breit gefächert und 
entsprechen dem ganzheitlichen, intergenera-
tiven Anspruch des Programms. Die Angebote 
sollen sich in erster Linie an die verschiedens-
ten Vertreter der Gemeinwesen wie Multipli-
katoren/innen der Jugendarbeit in Vereinen, 
an Verwaltungen, Politik, Kirche sowie Schule 
aber auch an engagierte Bürger/innen, Initia-
tiven, Migranten/innen sowie Eltern und an-
dere Erziehungsberechtigte und Jugendliche 
richten. In den Leitlinien werden exemplarisch 
spezifische Zielgruppen wie Asylbewerber/
innen und Migranten/innen-Gruppen, Opfer-
gruppen rechtsextremer und fremdenfeindli-
cher Übergriffe, Schüler/innen und Lehrer/in-
nen, (Jugend-)Sozialarbeiter/innen, Peerleader, 
Multiplikatoren/innen und ehrenamtlich Tätige 
benannt. 

Dem komplexem Ansatz des Programms und 
dem breiten Zielgruppenspektrum soll mit ei-
ner weit gefächerten Förderstruktur entspro-
chen werden, die im folgenden benannt wird: 
< Mobile Beratungsteams, 
< Beratung von Opfern rechtsextremer Straf- 

und Gewalttaten, 
< überregionale Modellprojekte, 
< Maßnahmen zur Stärkung und Entwicklung 

zivilgesellschaftlicher, demokratischer Struk-
turen im Gemeinwesen (Förderung von En-
gagement und Beteiligung) sowie Austausch 
und Vermittlung von Erfahrungen,

< Projekte zur Vernetzung des zivilgesell-
schaftlichen Engagements im Gemeinwe-
sen.
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In der Evaluation wurden im zurückliegenden 
Jahr zunächst die 40 langfristig geförderten so-
genannten „Strukturprojekte“ untersucht (Op-
ferberatungsstellen, Mobile Beratungsteams 
und Netzwerkstellen). Für diese Projekte ste-
hen allgemein die Professionalisierung von 
Beratungs- und Vernetzungsstrukturen als zu 
leistende Aufgaben im Vordergrund.

Insbesondere die Arbeit der letztgenannten 
Netzwerkstellen sind für das Thema der heuti-
gen Veranstaltung von besonderem Interesse, 
obgleich Vernetzung, also der Aufbau von In-
formations- und Kooperationssystemen auch 
für die beiden anderen Projektgruppen als be-
gleitende Zielstellung festgeschrieben ist. 

Die CIVITAS-Netzwerkstellen zur För-
derung lokaler Kooperationsbezie-
hungen

Die Netzwerkstellen wurden 2002 neu in das 
Förderspektrum aufgenommen, um der Verein-
zelung von Initiativen und Ansätzen entgegen-
zuwirken und im Rahmen einer lokalen Ausei-
nandersetzung mit demokratiegefährdenden 
Entwicklungen zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Ebenen Verbindungen zu schaf-
fen. Durch die Erarbeitung gemeinsamer Ziele 
und Vorgehensweisen im Engagement gegen 
rechtsextreme Erscheinungen soll eine „örtli-
che Verantwortungsgemeinschaft“ in Gestalt 
verlässlicher Austauschbeziehungen zwischen 
den unterschiedlichen kommunalen Akteuren 
implementiert und gepflegt werden3.

1. Ressourcen der Netzwerkstellen

Zur Umsetzung der 25 Netzwerkstellen wur-
de für jedes Projekt eine Personalstelle ein-
gerichtet. Von den 25 Projekten arbeiten fünf 
Netzwerkstellen mit geteilten Stellen bei un-
terschiedlicher Stundenaufteilung zwischen 
den jeweiligen Mitarbeitern/innen. Die Netz-
werkstellen wurden (im Jahr 2002) weiterhin 
mit einem Sachmitteletat von maximal 15.000 
Euro ausgestattet. Zudem werden begleitende 
Fortbildungen der Mitarbeiter/innen durch das 
CIVITAS-Programm zentral koordiniert. An die 
Bewilligung der Projektanträge war das Ein-
bringen von befürwortenden Stellungnahmen 
bzw. von Kooperationserklärungen aus den 
Kommunen geknüpft, die durch die antragstel-
lenden Träger einzuwerben waren. 

Die Projektlandschaft ist durch eine sehr he-
terogene Trägerstruktur gekennzeichnet. Das 
Spektrum umfasst große Wohlfahrtsverbände, 
kirchliche Träger, etablierte freie Träger sowie 
kleine, relativ junge Träger, in denen die Mitar-
beiter/innen der Netzwerkstellen zum Teil die 
einzigen hauptamtlichen Angestellten sind.

Die Netzwerkstellen wurden in folgenden 

Sozialräumen angesiedelt: sechs in Berlin, 
vier in Großstädten/Landeshauptstädten ab 
100.000 Einwohner, vier in Städten zw. 50.000 
und 100.000 Einwohner, vier in Städten über 
20.000 Einwohner (Regionalzentren, Kreisstäd-
te, regionale Verwaltungszentren, inklusive 
Kulturszene und entsprechend ausgebauter 
Infrastruktur), acht in Kleinstädten bzw. Ge-
meinden unter 20.000 Einwohner – davon zwei 
in Gemeinden unter 3.000 Einwohner. Die Ak-
tionsradien, also die „Zuständigkeitsbereiche“ 
der Netzwerkstellen, sind nicht eindeutig de-
finiert und reichen von einem Kiez (Teil eines 
Stadtbezirks) über eine ganze Stadt, eine Stadt 
mit angrenzendem Landkreis und bis zu drei 
Landkreisen. In den beschriebenen sehr unter-
schiedlichen „Ansiedlungen“ der Projekte bei 
verschieden großen/etablierten Trägern und in 
sehr unterschiedlichen sozialräumlichen Kon-
texten wurde demnach eine Vielzahl ungleicher 
Ausgangsbedingungen für die Netzwerkstellen 
implementiert, die die Umsetzung der Arbeits-
aufträge beeinflussen.

2. Ansatz und Potenziale der Netzwerkstellen

Als Ausgangspunkt der Evaluation ist die be-
sondere Anlage der CIVITAS-Netzwerkstellen 
im Vergleich zu Projekten anderer Programme 
interessant. Wie ist diese beispielsweise im 
Unterschied zu Netzwerken zu beschreiben, die 
im Rahmen von Projekten der „Sozialen Stadt“ 
(E&C, Netzwerke und Ehrenamt u.a.) entwickelt 
werden sollen? Der wichtigste Unterschied ist 
darin zu sehen, dass sich im Fall von CIVITAS 
keine „Gebiete“, z.B. über Jugendämter für 
eine Förderung bewerben, sondern einzelne 
Träger z.T. selbst kleinste Initiativen gegen 
Rechtsextremismus. Das bedeutet, hier wird 
nicht auf professionalisierte Einrichtungen/Ak-
teure zurückgegriffen, die quasi „von oben“ 
bürgerschaftliche Netzwerke aufbauen, es sol-
len vielmehr „von unten“ zivilgesellschaftliche 
Netzwerke entstehen, die sich gleichzeitig an 
alle denkbaren Zielgruppen richten. Die Netz-
werkstellen können also nicht generell – wie 
die Netzwerkakteure des E&C-Programms, 
oder bei den über Entimon geförderten „Loka-
len Aktionsplänen für Toleranz und Demokra-
tie“ auf solche Strukturknoten zugreifen. Auch 
kann ein Konsens über die Notwendigkeit von 
Interventionen in einem Sozialraum bei den 
relevanten Akteuren nicht in gleichem Maße 
vorausgesetzt werden.

Die Netzwerkstellen wurden demnach in 
einer sehr großen Offenheit implementiert. 
Infolgedessen hatten die mit der Umsetzung 
der Projekte betrauten Mitarbeiter/innen ver-
schiedene Fragen im Vorfeld der eigentlichen 
Vernetzungsarbeit zu klären:
< Wer soll „vernetzt“ werden? Die Zielgrup-
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pen der Vernetzung sind zwar in den Leit-
linien exemplarisch benannt. Im konkreten 
Fall war jedoch keineswegs klar, welche Ak-
teure im jeweiligen lokalen Kontext welche 
Potenziale in der Auseinandersetzung mit 
rechtsextremen und fremdenfeindlichen 
Erscheinungen bzw. zur Stärkung zivilge-
sellschaftlichen Engagements besitzen.

< Hinzu kommt, dass zivilgesellschaftliche 
Netzwerke frei organisiert sind; es gibt also 
keine institutionell gebundenen Zuständig-
keiten und damit eine geringere Verbind-
lichkeit. Kooperationen in diesem Setting 
basieren ausschließlich auf Freiwilligkeit 
und sind abhängig vom Interesse und der 
Bereitschaft einzelner Personen, sich zu en-
gagieren.

< Ebenfalls offen sind die konkreten Funkti-
onsbereiche der Netzwerkprojekte. Außer 
einem sehr allgemeinen Rahmenauftrag 
bleibt weitgehend offen, welche Aufgaben 
die Person in der Netzwerkstelle abzude-
cken hat, ebenso welche Funktion das zu 
bildende Netzwerk haben soll. Zu klären 
war also zunächst, welches Angebot die 
Netzwerkstelle den potentiellen Netzwerk-
partnern machen soll.

< Schließlich sind im Grunde sogar die The-
men offen, unter denen sich ein Netzwerk 
formieren soll. Der „Aufhänger“ der Netz-
werkarbeit ist abhängig von der individuel-
len und der lokal keineswegs einheitlichen 
Problemdefinition (Gewaltprävention, Akti-
onen gegen rechtsextreme Erscheinungen, 
Stärkung demokratischer Potenziale etc.)

Diese große Offenheit der Projektaufträge 
scheint im Rahmen eines quasiexperimen-
tellen Modellprogramms zunächst durchaus 
legitim. Die Netzwerkprojekte haben dadurch 
eine sehr große Gestaltungsfreiheit und sind 
zumindest theoretisch in der Lage, jede Art 
lokalen Bedarfes aufzugreifen. Die große Of-
fenheit birgt allerdings auch Risiken. Zu nen-
nen sind hier vor allem die in einigen Fällen 
zu beobachtende Unsicherheit der einzelnen 
Mitarbeiter/innen im Hinblick auf die Art und 
Weise der Umsetzung ihrer neuen Stelle. Diese 
Unsicherheit führte in diesen Fällen entweder 
dazu, dass sich die Mitarbeiter/innen zunächst 
auf Arbeitsbereiche zurückzogen, in denen sie 
sich z.B. aufgrund von Vortätigkeiten sicher 
fühlten. In anderen Fällen war ein übermäßi-
ges Aufladen verschiedenster Aufgaben und 
Zuständigkeiten zu beobachten, die u.a. auch 
von den lokalen Akteuren an die neuen Netz-
werkstellen herangetragen wurden und die 
diese aufgrund des anfänglich kaum vorhande-
nen eigenen Profils auch annahmen. Als Folge 
davon wurden mitunter eine stark verlängerte 
Einarbeitungsphase sowie Überlastungser-

scheinungen der Mitarbeiter/innen in den ers-
ten Monaten der Projektlaufzeit beobachtet.

3. Ausgewählte Ergebnisse der Evaluierung 
der Netzwerkstellen

Auf der Grundlage von qualitativen Interviews 
mit den Mitarbeitern/innen, aber auch Ortsbe-
suchen und Dokumentensichtungen konnte in 
der Evaluierung eine Vielzahl von unterschied-
lichen Ansätzen der Netzwerkarbeit heraus-
gearbeitet werden, die hier aus Zeitgründen 
jedoch nicht ausgebreitet werden können. Ich 
möchte Ihnen aber einige ausgewählte Befun-
de der Evaluierung vorstellen, die in Bezug auf 
den oben beschriebenen „ganzheitlichen“ An-
spruch des Programms und seiner Projekte so-
wie auf das heutige Rahmenthema interessant 
erscheinen:

Insgesamt kann thematisch und im Bereich 
der Zielgruppen bei den Netzwerkstellen ein 
Übergewicht an Bezügen zum Jugendbereich 
festgestellt werden. Dieser erklärt sich zum 
Teil aus der Anbindung der Netzwerkstellen 
an Träger der Jugendarbeit. Weiterhin ist der 
starke Jugendbezug Ergebnis einer (lokalen) 
Problemfokussierung von Rechtsextremis-
mus als ein ausschließlich jugendspezifisches 
Phänomen, das auch hauptsächlich innerhalb 
dieser Zielgruppe zu bearbeiten ist. Für den 
so eingegrenzten Fokus wird u.a. die Ursache 
angeführt, dass es für den Einbezug weiterer 
wichtiger Zielgruppen, wie insbesondere El-
tern, ältere Menschen und Vereine, an guten 
Konzepten bzw. schlicht an Ideen und Möglich-
keiten der Ansprache und Einbindung mangele. 
Schulen wurden von allen Mitarbeitern/innen 
als wichtige Akteure erkannt, die jedoch gene-
rell als schwer zu vernetzen gelten. Dabei wird 
weniger auf fehlendes Interesse und Engage-
ment der Schüler/innen, sondern vielmehr der 
Lehrer/innen und Schulleitungen verwiesen. 
Insbesondere Haupt-, Berufs-, und Realschulen 
(bzw. Gesamtschulen ohne gymnasiale Ober-
stufe) sind ohne vorhandene Ansprechpartner 
in den Schulen (Schulsozialarbeiter/in, enga-
gierte Lehrkräfte) schwierig zu erreichen. Dies 
kann sowohl als generelles Problem der Zu-
gänglichkeit in das verhältnismäßig geschlos-
sene System Schule gewertet werden, darüber 
hinaus aber auch als spezifisches Problem un-
ter den vorgebrachten Themen (Rechtsextre-
mismus, Antirassismusarbeit), da insbesonde-
re die benannten Schultypen Rufschädigungen 
als „Problemschulen“ fürchten.

Besonders in der Anfangszeit der Projektar-
beit wurde die Einbindung von Entscheidungs-
trägern also der deutungsmächtigen Akteure, 
aber auch anderer Institutionen (Sportvereine, 
Ausbildungszentren, Verbände etc.) von den 
Projektmitarbeitern/innen als schwierig einge-
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schätzt. Vor allem das Zusammenbringen von 
Initiativen und solchen „lokalen Eliten“ wurde 
von den Projekten in sehr unterschiedlicher 
Weise erreicht. 

Einem Teil der Projekte ist es jedoch in der 
Projektlaufzeit von ein- bis anderthalb Jahren 
gelungen, sich als Ansprechpartner in den Ge-
meinwesen zu etablieren. Sie haben einen Ver-
bund von (mehr oder weniger verbindlichen) 
Kooperationspartnern zusammengebracht, 
sie vermitteln Beratungen und Qualifizierun-
gen in den Bereichen Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit, aber auch Projektma-
nagement und Fundraising. Sie moderieren 
Treffen (wie z.B. Runde Tische gegen Gewalt) 
und geben Impulse für gemeinsame Projektar-
beit zwischen verschiedenen Akteuren (wie z.B. 
Jugendgruppen und freien Trägern).

Einem anderen Teil der Netzwerkstellen 
scheinen solche Erfolge bislang weniger gelun-
gen zu sein. Die angestoßenen Netzwerke sind 
eher unterkomplex und verbleiben im vorher 
bekannten Trägerkreis. Diese Netzwerkstellen 
berichteten von geringer Bekanntheit, Desin-
teresse oder ablehnenden Reaktionen von an-
gefragten Akteuren sowie von abgebrochenen 
Kooperationen. Die Netzwerkarbeit selbst wird 
als schleppend und eher mühsam beschrieben, 
die Verschleißerscheinungen der Mitarbeiter/
innen in Bezug auf die Motivation gerade in der 
Anfangszeit der Projektlaufzeit als sehr hoch.

Diese sehr unterschiedlichen Einschätzun-
gen über den Projekterfolg lassen sich auf 
verschiedene Ursachen zurückführen. Sie sind 
nicht nur Ergebnis unterschiedlicher persönli-
cher Kompetenzen der Mitarbeiter/innen, son-
dern Ausdruck der Implementationsstrategie 
des Programms, der unterschiedlichen sozi-
alräumlichen Gegebenheiten sowie projektin-
terner Faktoren (wie Konzepte und Vorgehens-
weisen). Diese drei  Begründungsdimensionen 
können hier jeweils nur kurz benannt werden. 
Für die Evaluation – also die Beschreibung und 
eine angemessene Beurteilung der Projektum-
setzung – waren sie von entscheidender Be-
deutung.
1.  Die 25 Netzwerkstellen wurden in sehr un-

terschiedlichen Konstellationen implemen-
tiert. Nicht nur die Art des Trägers (große, 
etablierte Träger oder kleinste Initiativen), 
sondern vor allem die Vorgeschichte des 
Projekts sowie die lokalen Rahmenbedin-
gungen spielen eine entscheidende Rolle 
bei der Umsetzung der Projektaufträge. 
So fanden bspw. Projekte, die in Regionen 
mit ausreichend ausgebauter Infrastruktur 
(freie Träger der Jugendarbeit, Initiativen 
gegen Rechtsextremismus, Schulen, Kreis-
jugendring etc.) und einem bestehenden 
„Grundset“ an Kooperationsbeziehungen 

seitens des Trägers zu Beginn sehr günstige 
Bedingungen für eine Vernetzung von ver-
schiedenen Akteuren vor. Gleiches gilt für 
Projekte, die auf ein bestehendes Netzwerk 
oder großes Bündnis (gegen Rechtsextre-
mismus – für Toleranz und Demokratie o.ä.) 
implementiert wurden und so diese Netz-
werke als „Zugpferde“ koordinieren bzw. 
deren Effizienz steigern konnten. Wieder 
andere Netzwerkstellen hatten zu Beginn 
der CIVITAS-Förderung einen Vorlauf als lo-
kale „Initiative gegen Rechtsextremismus“ 
und konnten mit der Netzwerkarbeit an die 
bestehenden Erfahrungen und vor allem an 
persönliche Kontakte anknüpfen. Bei diesen 
Netzwerkstellen bestand und besteht die 
besondere Herausforderung darin, diese 
Initiativen-Netzwerke auf verschiedene ge-
sellschaftliche Ebenen (z.B. auch politische 
Eliten) auszuweiten, was von den Projekten 
in unterschiedlicher Weise realisiert wur-
de. 

 Schwierige Bedingungen fanden Projekte 
vor, die in Regionen gefördert wurden, in 
denen es an Ansätzen zur Vernetzung man-
gelt bzw. wo bei wichtigen lokalen Akteuren 
kein Problembewusstsein über die Notwen-
digkeit von Interventionen und somit auch 
kein Interesse an Engagement besteht. Hier 
waren die Netzwerkstellen in der Situation, 
selbst erst die Voraussetzungen für die ei-
gene Arbeit schaffen zu müssen. Gerade in 
der Anfangszeit führte dies nicht selten zu 
Überlastungserscheinungen bei den Mitar-
beitern/innen, die auch mit Frustrationen 
aufgrund der ausbleibenden Resonanz ein-
hergingen. Ebenfalls ungünstig verlief der 
Projektstart bei Netzwerkstellen, die – als 
Folge eines nicht konsequenten Einbezugs 
lokaler Akteure in die Auswahl der Träger 
– in Gebieten mit bereits vorhandenen 
Netzwerkstrukturen angesiedelt wurden. 
Hier existierten (mehrere) lokale Bündnisse 
im Themenfeld Rechtsextremismus oder 
es gab Träger, die eine solche Vernetzungs-
arbeit seit längerer Zeit leisteten, jedoch 
in der Förderung nicht bedacht wurden. In 
dieser Konstellation hatten die Netzwerk-
stellen mit der Schwierigkeit umzugehen, 
bestehende Ressentiments gegenüber ih-
rem Projekt zunächst auszuräumen bzw. 
sich eine angemessene Projektfunktion un-
ter Einbezug der lokalen Gegebenheiten zu 
erarbeiten. 

2.  Wie aus diesen Ausführungen deutlich 
wird, spielen die Rahmenbedingungen für 
diesen Interventionsansatz eine entschei-
dende Rolle. Eine generelle Schwierigkeit 
der Netzwerkstellen insbesondere in länd-
lichen Regionen stellen die finanziellen 
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Defizite in den Kommunen dar. Die Priori-
tät anderer Probleme (hohe Arbeitslosig-
keit), der Abbau von Mitteln und Stellen in 
der Jugendarbeit und das häufige „Weg-
brechen“ der Kooperationspartner/innen 
durch Wegzug qualifizierten Fachpersonals 
erschweren durch die Unterbrechung der 
persönlichen Kontakte den Aufbau von 
auf Dauer angelegten Informations- und 
Kooperationsstrukturen erheblich. Für die 
Netzwerkstellen hat bedarfsorientiertes Ar-
beiten Priorität, darum sind einige Projek-
te in der Situation, diese Defizite ein Stück 
weit kompensieren zu müssen. So werden 
beispielsweise von einigen Netzwerkstel-
len Qualifizierungen von ABM-Kräften oder 
Fortbildungen in Fundraising-Strategien 
angeboten, um die Akteure vor Ort zu befä-
higen, auch zunächst unabhängig vom The-
ma Rechtsextremismus aktuell arbeitsfähig 
zu bleiben. Diese Form des Strukturaufbaus 
zeigt, dass auch und gerade „zivilgesell-
schaftliche“ Projekte auf stützende (Regel-
)Strukturen angewiesen sind. 

3.  Rahmenbedingungen und Implementati-
onsstrategie beeinflussen die Möglichkei-
ten der Projektumsetzung. Sie erklären je-
doch nicht unterschiedliche „Erfolge“ von 
Netzwerkstellen, die unter ähnlichen Vor-
aussetzungen tätig sind. Hierfür konnten 
verschiedene projektinterne Faktoren wie 
Konzepte, Ansätze und Vorgehensweisen 
herausgearbeitet werden, die insbesonde-
re auf das Erreichen eines breiten Zielgrup-
penspektrums Einfluss haben. 

Ein vorgefundener Ansatz fokussiert rechtsex-
treme Erscheinungen als direkt zu beseitigen-
de Phänomene durch politische Bekämpfung 
auch in der Zielstellung der Netzwerkarbeit. 
Eine stärkere Eingrenzung der kooperierenden 
Zielgruppen erfolgt hier bereits im Ansatz der 
Netzwerkarbeit und setzt sich in einigen Fällen 
in Vorgehen und Kommunikationsweisen (wie 
z.B. sprachlicher Exklusion „gegen Rechts“ 
statt „Rechtsextremismus“) fort, so dass be-
reits durch solche alltagssprachlichen Verkür-
zungen bestimmte wertkonservative Akteure 
nicht angesprochen werden. Weiterhin werden 
so auch gezielt nur Zielgruppen anvisiert, die 
sich innerhalb des bereits „überzeugten“ Mi-
lieus, des eigenen Ideen- und Meinungsspek-
trums bewegen. Eine solche weiterführende 
Motivierung und Vernetzung von engagierten 
Initiativen ist wichtig, greift jedoch – gemes-
sen am gemeinwesenbezogenen Anspruch 
– zu kurz. Für die Einbindung anderer Akteure 
(wie politische Entscheidungsträger, Kirchen, 
Verwaltungen, Verbände) fehlt es diesem An-
satz an Konstruktivität, also an einem trans-
parenten, positiven Angebot. Fraglich ist, ob 

Netzwerkstellen mit diesem Ansatz einer (aus-
schließlichen) Fokussierung auf die Gegner-
schaft zum Rechtsextremismus ihrer Funktion, 
gemeinwesenintegrierende Vernetzungsarbeit 
zu leisten und ein breites Zielgruppenspektrum 
zum Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen 
einzubinden, gerecht werden können. 

So scheint ein Ansatz, der mehr präventi-
vaktivierend angelegt ist, der mit positiven 
Zielstellungen und konkreten (präventiven) 
Angeboten wirbt und der durch signalisierte 
gleiche Distanz zu den unterschiedlichen Ver-
tretern des Gemeinwesens für diese vertrau-
ensbildend wirkt, günstigere Ausgangsbedin-
gungen für die Vernetzungsarbeit zu schaffen. 
Als Begründung dafür kann angeführt werden, 
dass dieser Ansatz eher inklusiv, also offener 
ist, deutlicher das Ziel der Veränderung/Stär-
kung demokratischer Strukturen verkörpert, 
stärker unterschiedliche Akteursgruppen mo-
bilisiert und damit eher chancenreich für eine 
langfristige Veränderung des kommunalen 
Klimas sein dürfte. Netzwerkstellen sind kei-
ne politischen Basisinitiativen, sie haben ein 
von dieser Funktion als politischer Akteur zu 
trennendes Rollenverständnis. Die Rolle als 
„Mittler/Moderator“ entspricht hier eher dem 
Anspruch koordinierender, gemeinwesenbezo-
gener Netzwerkarbeit. Projekte, die sich einem 
solchen offenen, konstruktiven Ansatz zuwen-
den, sind von der Anlage her eher geeignet, 
auch unter schwierigen Rahmenbedingungen 
einen wertvollen Beitrag zur Verbesserung lo-
kaler Informations-, Kommunikations- und Ko-
operationsstrukturen zu leisten.

Fazit
Im Rahmen dieses Vortrages konnte ein Ein-
blick in die Evaluierung der Netzwerkstellen 
gegeben und einige Ergebnisse der Untersu-
chung angerissen werden. Wichtig erschien 
mir, die Bedingungen vorzustellen, unter de-
nen intergenerative Vernetzungsprozesse im 
lokalen Raum so umgesetzt werden können, 
dass das Vorhaben einer möglichst breit ange-
legten „lokalen Verantwortungsgemeinschaft“ 
eingelöst werden kann. 

Abschließend kann festgehalten werden, 
dass solche Netzwerkprojekte sozialräumliche 
Vorbedingungen benötigen wie eine vorhande-
ne Landschaft an Initiativen und engagierten 
Akteuren sowie funktionierende „stützende“ 
Regelstrukturen und personelle Kontinuität. 
Netzwerkarbeit ist in erster Linie Beziehungs-
arbeit und hochgradig an Verlässlichkeit und 
Vertrauen, also an die Qualität persönlicher 
Kontakte gebunden. Verfügbare Kapazitäten 
und Motivation bei den lokalen Akteure sind 
für die anvisierten lokalen Veränderungspro-
zesse ebenso notwendig wie ein Minimum 
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an funktionsfähiger regionaler/kommunaler 
Infrastruktur. Nicht jeder Interventionsansatz, 
der zunächst theoretisch sinnvoll und richtig 
erscheint, ist für jede Region oder in beliebiger 
Konstellation automatisch funktional. Gerade 
in den strukturschwachen ländlichen Regio-
nen Ostdeutschlands, in Zeiten allgemeiner 
Depression, Abwanderung qualifizierter jun-
ger Menschen und hoher Arbeitslosigkeit lässt 
sich altruistisches Engagement schwerlich 
„einfordern“. Die Reflexion der Mitarbeiter/in-
nen über die Funktion der Netzwerkstelle und 
insbesondere über die eigene Rolle, weniger 
als politisch fordernder Akteur, sondern als ko-
ordinierende, vermittelnde Instanz mit einem 
attraktiven Angebot tätig zu werden, ist darum 
für die Motivierung verschiedener Akteure zum 
Engagement für eine Veränderung der politi-
schen Kultur sowie für die lokale Akzeptanz der 
Projekte von entscheidender Bedeutung. 

Die durch CIVITAS geförderten Netzwerk-
stellen sind Modellprojekte, die in einem be-
stimmten Zeitrahmen verschiedene Konzepte 
und Verfahrensweisen erproben sollen. Vernet-
zungsprozesse benötigen generell einen lang-
fristigen Zeithorizont. Die Planungssicherheit 
solcher Projekte sollte darum auch über einen 
längeren Zeitraum gewährleistet sein. Vor dem 
Hintergrund der geschilderten Rahmenbedin-
gungen müssen überzogene Erwartungshal-
tungen in Bezug auf „schnelle Erfolge“ solcher 
Projekte zurückgestellt und auf eine Versteti-
gung der begonnenen Vernetzungsprozesse in 
den Gemeinwesen hingewirkt werden, damit 
die noch jungen Netzwerke weiter stabilisiert 
und auf Dauer gestellt werden können. 

1) Die vorgetragenen Ergebnisse basieren auf empirischen Un-

tersuchungen im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitfor-

schung des CIVITAS-Programms, die vom BMFSFJ gefördert 

wird. (vgl. Lynen von Berg/Palloks/Vossen 2003)

2) vgl. Lynen v. Berg/Palloks 2003

3) CIVITAS-Leitlinie 2002
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Irina Klave, Stiftung SPI, Regiestelle LOS

Steuerung lokaler Bündnisse 
im Programm „Lokales Kapi-
tal für soziale Zwecke“ (LOS)

„LOS“ ist die Abkürzung für das Programm 
„Lokales Kapital für soziale Zwecke“. Dieses 
Programm ist 1999 als Pilotprogramm der Eu-
ropäischen Kommission unter Artikel 6 ESF (In-
novative Maßnahmen) installiert worden und 
wird für die Förderperiode 2000-2006 unter 
Artikel 4 Abs. 2 ESF-Verordnung, Schwerpunkt 
F: Lokales Kapital für Soziale Zwecke, Maßnah-
me 11 (Kleinprojekte zur Förderung der lokalen 
Beschäftigungsentwicklung) weitergeführt. Die 
Maßnahme 11 beinhaltet die Förderung kleiner 
lokaler Initiativen zur verstärkten Nutzung der 
örtlichen und regionalen Beschäftigungspoten-
tiale.

Der Grundgedanke von LOS besteht darin, 
eine Struktur zu entwickeln und einzurichten, 
die eng mit den Personen zusammenarbeitet, 
die Mikroprojekte verwirklichen wollen. Bei-
spielgebend dafür war die „Peace Initiative“ in 
Nordirland. Die lokalen Gruppierungen sollten 
nicht als passive Empfänger der Zuschüsse 
betrachtet werden, sondern als eigenständige 
Akteure, die aktiv in dem von der zwischenge-
schalteten Organisation zu schaffenden lokalen 
Netz mitwirken. LOS richtet sich vorrangig an 
Menschen, die vom Ausschluss vom Arbeits-
markt und in dessen Folge vom gesellschaftli-
chen Ausschluss bedroht oder betroffen sind. 
Viele Initiativen, die sich um diesen Personen-
kreis kümmern, kommen nicht zum Tragen, da 
ihnen die nötigen finanziellen Mittel, Unterstüt-
zung und fachkundige Beratung fehlen. Danach 
ist ein wesentliches Ziel von LOS, besonders 
benachteiligten Personen vor allem durch Er-
schließung lokaler Ressourcen die Möglichkeit 
zur Eingliederung bzw. Wiedereingliederung in 
das Erwerbsleben zu geben. Dabei sollen lo-
kale Akteure als Träger von Mikroprojekten er-
reicht werden, die im Rahmen der klassischen 
ESF-Intervention bisher wenig in Erscheinung 
getreten sind. Dies können sowohl juristische 
als auch natürliche Personen sein.

Diese Argumentation wird bereichert um die 
Aspekte der Bekämpfung von Fremdenfeind-
lichkeit und um die Stärkung des regionalen 
Zusammenhalts sowie der Nachhaltigkeit. Aus 
diesen Zielen werden förderfähige Organisati-
onen und Zielgruppen abgeleitet.

Das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) ist für die 
Programmdurchführung der dem Bund zu-
geordneten Teile zuständig1. Mit der Beauf-
tragung des BMFSFJ hat das Programm eine 

stärkere jugendpolitische und sozialräumliche 
Ausrichtung erhalten, wie sie sich in der Aus-
schreibung mit den Bezugspunkten „Soziale 
Stadt“ und „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten (E&C)“ 
widerspiegelt.

Betont werden die Aspekte der beruflichen 
und sozialen Integration, die Frage der Ge-
schlechtergerechtigkeit sowie die Stärkung 
von Toleranz und Demokratie.

Für die Durchführung des Programms LOS 
auf Bundesebene stehen bis Mitte 2006 insge-
samt rund 55 Mio. € zur Verfügung.

Das BMFSFJ hat beschlossen, die Mittel 
sowohl in den vom Hochwasser des Monats 
August 2002 betroffenen Kommunen und 
Landkreisen (die von den Bundesländern be-
nannt wurden), als auch in den Kommunen 
und Landkreisen des Bund-Länder-Programms 
„Die Soziale Stadt“, www.sozialestadt.de, bzw. 
der komplementären Programmplattform des 
BMFSFJ „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten (E&C)“, 
www.eundc.de, einzusetzen. 

Die Mittel werden in Form von Globalzu-
schüssen von maximal 100.000 € an zwischen-
geschaltete Stellen einer Gebietskörperschaft, 
sogenannte Lokale Koordinierungsstellen, 
vergeben und von diesen verwaltet. Die Lokale 
Koordinierungsstelle einer Gebietskörperschaft 
ist gemeinsam mit dem Lokalen Netzwerk für 
die Programmumsetzung auf lokaler Ebene 
zuständig. Dazu zählt u.a. die Beratung, Aus-
wahl und Begleitung der Mikroprojekte. Für die 
Sachkosten der Lokalen Koordinierungsstelle 
können bis zu 20 % der Fördersumme für Mi-
kroprojekte verwendet werden.

Mikroprojekte können in einer Höhe von bis 
zu 10.000 € gefördert werden. Sie müssen in-
haltlich in sich geschlossen sein und dürfen 
vor Vertragsabschluss noch nicht begonnen 
haben. Förderfähig sind Sach-, Honorar- und 
Personalkosten. Personalkosten müssen ab-
grenzbar und projektbezogen sein. Ausrüs-
tungsgüter gemäß EU-Verordnung 1685/2000 
können bis 410 € oder in Höhe der Abschrei-
bung für den Zeitraum des Projektes und unter 
ordnungsgemäßer Anwendung einschlägiger 
Abschreibungsregeln (AfA-Tabelle des Bundes-
ministeriums für Finanzen) gefördert werden. 
Baumaßnahmen sind nicht förderfähig.

Die Förderung erfolgt zu 100 %. Eine Kofinan-
zierung ist nicht erforderlich bzw. nicht mög-
lich.

Ausgeschlossen ist die finanzielle Aufsto-
ckung größerer Projekte.

Das BMFSFJ hat die Arbeitsgemeinschaft 
Regiestelle LOS (ARGE Regiestelle LOS) - be-
stehend aus der Gesellschaft für soziale Unter-
nehmensberatung mbH (gsub mbH) und der 
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Stiftung SPI Berlin - mit der Programmdurch-
führung beauftragt. Die Regiestelle LOS ist An-
sprech- und Vertragspartnerin der beantragen-
den Gebietskörperschaften.

Lokales Kapital in der Sozialen Stadt
Der Programmschwerpunkt „Lokales Kapital in 
der Sozialen Stadt“ hat als Ziel, die Bedingun-
gen zur sozialen und beruflichen Integration in 
Sozialräumen mit besonderen Integrationspro-
blemen zu verbessern. Damit einher geht die 
Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit von 
am Arbeitsmarkt Benachteiligten.

Antragsteller bei „Lokales Kapital in der 
Sozialen Stadt“ sind ausschließlich die Ge-
bietskörperschaften (kreisfreie Kommunen, 
Landkreise2), in denen Gebiete des Bund-Län-
der-Programms „Die Soziale Stadt“ bzw. der 
komplementären Programmplattform des 
BMFSFJ „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten (E & C)“ 
liegen. Teil des Antrages ist die Aufstellung ei-
nes Lokalen Aktionsplans (siehe auch 3.2 An-
tragstellung), der sich an den LOS-Projekttypen 
orientieren muss.

Im Unterschied zu der Programmplattform 
„E & C“ richtet sich das Programm LOS an alle 
Altersgruppen der Programmgebietbewohner/
innen, die besonders unter der strukturellen 
Benachteiligung (soziale und berufliche Inte-
gration) leiden.
Durch LOS sollen insbesondere gefördert wer-
den:
< sozial benachteiligte Jugendliche
< behinderte Menschen
< Aussiedler/innen
< Migranten/innen
< Alleinerziehende
< Berufsrückkehrerinnen / Wiedereinsteige-

rinnen
< ältere Arbeitnehmer/innen
< Langzeitarbeitslose
< Wohnungslose
< suchtmittelabhängige Menschen
< straffällige Menschen
Die LOS-Projekttypen dienen der Erreichung 
des Programmziels:

Unterstützung einzelner Aktionen zur Förde-
rung der beruflichen Eingliederung, darunter 
z.B.:

< berufliche Qualifizierung der LOS-Zielgrup-
pen durch Projekte

 zur lokalen Wohnumfeldverbesserung,
 für gemeindenahe Dienstleistung,
 im Bereich lokaler Kultur,
 im Bereich Naherholung/Tourismus;
 zur Sanierung und/oder Pflege der lokalen 

Umwelt
< Integrationsprojekte für besonders benach-

teiligte Zielgruppen;
< gezielte Maßnahmen gegen den Schulab-

bruch benachteiligter Jugendlicher;
< spezielle Maßnahmen zur Förderung von 

Toleranz und Demokratie.

Unterstützung von Organisationen und Net-
zen, die sich für benachteiligte Menschen am 
Arbeitsmarkt einsetzen, darunter z.B.:

< Unterstützung von Aktivitäten lokaler Verei-
ne,

< Unterstützung der Gründung bzw. Festi-
gung lokaler Netzwerke,

< Maßnahmen zur Gründung und Festigung 
sowie Professionalisierung von Selbsthilfe-
organisationen benachteiligter Menschen,

< Förderung des Zusammenschlusses von 
Langzeitarbeitslosen,

< betriebswirtschaftliche Weiterbildung für 
lokale Kleinstinitiativen,

< Unterstützung von Organisationen und 
Netzwerken zur Förderung von Toleranz 
und Demokratie;

Unterstützung bei der Existenzgründung und 
bei der Gründung von sozialen Betrieben, dar-
unter z.B.:

< Beratung bei der Existenzgründung;
< Existenzgründungshilfen für benachteiligte 

Personen in geringer Höhe (deminimis);
< Starthilfe für soziale Betriebe und Selbsthil-

feeinrichtungen;
< Unterstützung von Existenzgründungen / 

sozialen Betrieben, die den Gedanken der 
Toleranz und Demokratie fördern.

Das Programm LOS wird aus ESF-Mitteln fi-
nanziert. Somit sind die übergreifenden Ziele 
und Handlungsprioritäten der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie zu berücksichtigen.

Die Europäische Beschäftigungsstrategie 
fußt auf folgenden drei übergreifenden Zie-
len:
< Vollbeschäftigung, 
< Steigerung der Arbeitsplatzqualität und der 

Arbeitsproduktivität, 
< Sozialer Zusammenhalt und soziale Integra-

tion.
LOS bezieht sich vor allen Dingen auf das Ziel 
der Förderung der Sozialen Integration, indem 
die Erwerbsbeteiligung erleichtert wird. Dies 
soll sowohl durch die Förderung des Zugangs 
zu dauerhaften und qualitativ hochwertigen 
Arbeitsplätzen für alle erwerbsfähigen Frauen 
und Männer, als auch durch die Bekämpfung 
von Diskriminierungen am Arbeitsmarkt und 
die Vermeidung einer Ausgrenzung aus der 
Arbeitswelt erreicht werden.

In Bezug auf dieses Ziel spielen auch insbe-
sondere folgende Handlungsprioritäten eine 
Rolle:
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< aktive und präventive Maßnahmen für Ar-
beitslose und Nichterwerbspersonen,

< Förderung von Unternehmergeist und Ar-
beitsplatzbeschaffung,

< Gleichstellung der Geschlechter,
< Förderung der Integration und Bekämpfung 

der Diskriminierung benachteiligter Grup-
pen auf dem Arbeitsmarkt.

Insbesondere der letzte Punkt deckt sich mit 
dem Ziel von LOS, die soziale und berufliche 
Integration von am Arbeitsmarkt Benachteilig-
ten erreichen und eine Ausgrenzung der LOS-
Zielgruppen aus der Arbeitswelt vermeiden.

Förderfähig sind jedoch alle Maßnahmen, 
die den o.g. Zielen und Handlungsprioritäten 
der Europäischen Beschäftigungsstrategie ent-
sprechen.

Ein weiterer Schwerpunkt in der Umsetzung 
des Programms ist die Bekämpfung von Ras-
sismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz 
durch konkrete Maßnahmen und Projekte. 
Dabei stehen vor allem Maßnahmen gegen 
Ausgrenzung und Diskriminierung auf dem 
Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft im Vor-
dergrund. Es geht um die Stärkung demokrati-
schen Verhaltens und zivilen Engagements und 
um die Förderung von Toleranz und Weltoffen-
heit. Dabei soll an den Erfahrungen des seitens 
der Bundesregierung initiierten Aktionspro-
gramms „Jugend für Toleranz und Demokratie 
- gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus“ angeknüpft werden. 
Anträge, die diesen Schwerpunkt bedienen, 
müssen daher eine Situationsanalyse des Ge-
bietes beinhalten, die den Bedarf hinsichtlich 
der vorgesehenen Projektaktivitäten darlegt.

Die Berücksichtigung von Gender Mainstrea-
ming ist eine wesentliche Fördervoraussetzung 
für die Teilnahme am Programm „Lokales Ka-
pital für soziale Zwecke“. 

Gender Mainstreaming bezeichnet eine neue 
Strategie zur Herstellung von Chancengleich-
heit zwischen den Geschlechtern, die als EU-
Richtlinie 1997 verbindlich für alle Mitglied-
staaten im Amsterdamer Vertrag verankert 
und auch von der Bundesregierung 1999 als 
strukturierendes Leitprinzip anerkannt wurde. 
Gender Mainstreaming gilt demzufolge als 
verbindliche Richtlinie, die politisch umgesetzt 
werden muss.

Der englische Begriff „Gender“ steht für 
„Geschlecht“, bezeichnet aber nicht das bio-
logische, sondern das soziale und kulturelle 
Geschlecht. Er bezieht sich auf „die sozialen 
und kulturellen Konstruktionsprozesse, die die 
Geschlechteridentitäten hervorbringen“3. Der 
Terminus „Mainstreaming“ bedeutet, dass die 
Kategorie „Gender“ grundlegend in politischen 
Entscheidungsprozessen berücksichtigt – in 
den Mainstream integriert – werden muss. 

Gender Mainstreaming basiert auf der tra-
ditionellen Zielsetzung, Gleichstellung zwi-
schen den Geschlechtern herzustellen und 
geschlechtsbezogene Diskriminierungen ab-
zubauen. Gender Mainstreaming stellt den 
Ansatz der Gleichstellung als eine Problematik 
und Aufgabe beider Geschlechter in den Blick 
und kann somit als Fort- und Weiterentwick-
lung der Frauenpolitik verstanden werden, 
ohne jedoch weiterhin notwendige gezielte 
Frauenförderprogramme zur Herstellung von 
Chancengleichheit überflüssig zu machen oder 
zu ersetzen.4

Dies gilt auch für das Programm „Lokales 
Kapital für Soziale Zwecke“. Zur Herstellung 
von Chancengleichheit dienen natürlich auch 
frauenfördernde Maßnahmen. 

Bei der Umsetzung des Programms LOS sind 
drei Ebenen von Bedeutung, auf denen Gender 
Mainstreaming zu berücksichtigen ist:
< Bei der Erstellung des Lokalen Aktionsplans 

muss dargelegt werden, wie die Bedarfs-
lage hinsichtlich der Gleichstellung von 
Frauen und Männern analysiert und in das 
Handlungskonzept einbezogen wird. 

< Ferner muss Gender Mainstreaming auf der 
Ebene der Entscheidungsfindung über die 
Auswahl von Mikroprojekten einfließen, 
d.h. der Begleitausschuss muss in seiner 
Zusammensetzung die Geschlechterge-
rechtigkeit berücksichtigen.

< Die Träger von Mikroprojekten (s.u.) tragen 
zur Herstellung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern bei. Deshalb müssen 
sie diese Strategie in der Konzipierung und 
der Durchführung der Projekte beachten. 
Durch die lokale Entscheidungsebene muss 
eine entsprechende Sensibilisierung statt-
finden. Es können sowohl Mikroprojekte 
gefördert werden, die der Herstellung der 
Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern unter dem Aspekt des Gender Main-
streaming dienlich sind, als auch Maßnah-
men, die der Frauenförderung zugeordnet 
werden können.

An der Durchführung von Mikroprojekten in-
teressierte Träger können sich an die von den 
Gebietskörperschaften eingerichteten Lokalen 
Koordinierungsstellen wenden bzw. werden 
von den Gebietskörperschaften ermuntert, sich 
an der Umsetzung des oben genannten Plans 
zu beteiligen.

Träger von Mikroprojekten können z.B. Initi-
ativen, Vereine, Genossenschaften, Bildungs- 
und Maßnahmeträger, Wohlfahrtsverbände, 
Kirchengemeinden, örtliche Unternehmen, 
Wirtschaftsverbände, Lehrstellenbündnisse, 
aber auch Einzelpersonen (z.B. bei Existenz-
gründungen) sein.

Während der Umsetzung und Abrechnung 



Werkstattgespräch „Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land“ Dokumentation der Veranstaltung vom 20. und 21. Januar 2004 in Berlin

81

müssen für jedes Mikroprojekt programm-
bezogene Berichte erstellt werden, dies sind 
die „Stammblätter für die Mikroprojekte bzw. 
durchführenden Organisationen, Teil I bzw. Teil 
II“ (s. u.).

Die Laufzeit für den Programmschwerpunkt 
„Lokales Kapital in der Sozialen Stadt“ endet 
am 30.06.2006, der erste Förderzeitraum für 
den Lokalen Aktionsplan am 30.06.2004. Eine 
Fortschreibung des Lokalen Aktionsplans kann 
somit zweimal beantragt werden.

Das BMFSFJ bzw. die Regiestelle LOS als 
Auftragnehmer behält sich vor, die Förder-
summe nach Ablauf des Förderzeitraums neu 
festzusetzen bzw. den Fördervertrag nicht fort-
zuschreiben.

Fördervoraussetzungen

< Gebiet der „Sozialen Stadt“ / „E & C“;
< die Benennung des federführenden Amts;
< Verpflichtungserklärung zur Ämterkoopera-

tion;
< Antrag auf Förderung im Rahmen des ESF-

Bundes-Programms „Lokales Kapital für 
Soziale Zwecke“ (LOS), Schwerpunkt „Lo-
kales Kapital in der Sozialen Stadt“ inkl. 
Aufstellung eines Lokalen Aktionsplans mit 
der Beschreibung des Lokalen Netzwerks 
und des Begleitausschusses;

< die Vorlage einer Erklärung, eine Lokale Ko-
ordinierungsstelle einzurichten und Mitar-
beiter/innen dafür freizustellen;

< die Erklärung, die erforderlichen programm-
bezogenen Berichte zu erbringen:

 Stammblatt für die Mikroprojekte bzw. 
durchführenden Organisationen Teil I / II

 Führung des Verwendungsnachweises
 Vorfinanzierung bzw. Bewirtschaftung der 

weitergeleiteten Mittel LOS
 Ausgabenerklärung im Sinne der ESF-Ver-

ordnung;
< Verpflichtung zur Berücksichtigung von 

Gender Mainstreaming;
< die Einverständniserklärung, verantwortlich 

über die Mittelvergabe an Mikroprojekte 
analog des Lokalen Aktionsplans auf lokaler 
Ebene zu entscheiden; Änderungen in der 
Umsetzungsphase sind der Regiestelle LOS 
bekannt zu geben bzw. mit dieser abzustim-
men;

< die Erklärung der Bereitschaft, mit dem 
Deutschen Jugendinstitut im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitforschung zu-
sammenzuarbeiten und die erforderlichen 
Auskünfte zu geben, die für die formative 
Evaluation des LOS-Programms notwendig 
sind;

< die Bereitschaft, über die gesamte Laufzeit 
(September/Oktober 2003 bis Juni 2006) 
an dem Programm teilzunehmen/eine För-

dervereinbarung zu schließen, die Lokalen 
Aktionspläne vor Ablauf des jeweiligen 
Förderzeitraumes (in der Regel 12 Monate) 
fortzuschreiben/zu überarbeiten, die für ein 
Förderjahr festgelegte Fördersumme inner-
halb des jeweiligen Förderzeitraumes kas-
senwirksam auszugeben und für die nächs-
te Förderperiode einen neuen/aktualisierten 
Förderbedarf zu vereinbaren;

< am Ende eines jeden Kalenderjahres einen 
Verwendungsnachweis vorzulegen und ge-
meinsam mit der Ausgabenerklärung im 
Sinne der ESF-Verordnung darzustellen, 
wie die geförderten Mikroprojekte dem 
vorgelegten Aktionsplan und den ESF-Pro-
jekttypen entsprechen.

Programmablauf

Vorlauf

Die Gebietskörperschaft stimmt sich innerhalb 
der Ämter ab, welches Amt die Federführung 
übernehmen wird. Dieses federführende Amt 
kann beispielsweise das Jugend-, Sozial-, 
Wirtschaftsförderungs-, Stadtplanungs- oder 
Gesundheitsamt sein.

Für die programmatische Umsetzung von 
LOS auf lokaler Ebene ist die Lokale Koordinie-
rungsstelle maßgeblich zuständig. Neben der 
Mittelverwaltung und -weitergabe ist sie z. B. 
für die Anleitung des lokalen Netzwerkes, den 
Informationsfluss auf Ämterebene, die Sicher-
stellung der Dokumentation und die Zusam-
menarbeit mit der wissenschaftlichen Beglei-
tung verantwortlich.

Antragstellung

Die Gebietskörperschaft aktiviert oder grün-
det ein Lokales Netzwerk, das sich aus lokalen 
Akteuren zusammensetzt. Lokale Akteure sind 
z.B. freie Träger, Arbeitsgemeinschaften nach § 
78 SGB VIII, Lokale Agenda 21-Gruppen, lokale 
Beschäftigungsbündnisse, Quartiersmanage-
ment, Bürgerforen, Kinder-/ Jugendbüros oder 
Bürgerinitiativen.

Durch die Einbindung eines lokalen Netzes 
erreicht die Kommune/der Landkreis mehr Bür-
gernähe und Sozialraumorientierung.

Die Gebietskörperschaft erarbeitet gemein-
sam mit dem Lokalen Netzwerk und den betref-
fenden Zielgruppen den Lokalen Aktionsplan, 
in dem Problemlagen vor Ort beschrieben und  
Entwicklungsziele daraus abgeleitet werden 
sowie ein Handlungskonzept entwickelt wird. 
Unter Bezugnahme auf das Handlungskonzept 
werden Mikroprojektideen benannt. 

Der Lokale Aktionsplan gliedert sich in fol-
gende Bereiche:
< Angaben zur Gebiets-, Bevölkerungs- und 

Infrastruktur;
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< Formulierung von Entwicklungszielen für 
das Gebiet unter Berücksichtigung der Er-
fordernisse der beruflichen und sozialen 
Integration der LOS-Zielgruppen und der 
übergreifenden Ziele der Europäischen Be-
schäftigungsstrategie (Vollbeschäftigung, 
Steigerung der Arbeitsplatzqualität und der 
Arbeitsproduktivität, Sozialer Zusammen-
halt und soziale Integration);

< Beschreibung bestehender Angebotsfor-
men und Projekte;

< Auflistung der aktiven Partner vor Ort, ins-
besondere

 Stand der Ämterkooperation zwischen Ju-
gendamt, Schule, Arbeitsamt, Sozialamt, 
Gewerbeförderung, Polizei und Wohnungs-
amt und 

 Stand der Vernetzung bzw. der Einbindung 
des Quartiersmanagements, Beschäfti-
gungspakte, kommunaler Politik, Bürgeri-
nitiativen, Vereine, Verbände, Wohnungs-
baugesellschaften, Genossenschaften, 
Betriebe, Gewerbe, Industrie- und Handels-
kammer, Träger der politischen Bildung 
etc.;

< Auflistung von Partnern auf lokaler Ebene, 
die für die Umsetzung des LOS-Programms 
gewonnen werden sollen, und Darstellung 
ihrer Beteiligung an der Aufstellung des Lo-
kalen Aktionsplans;

< Darstellung eines auf Nachhaltigkeit ange-
legten Handlungskonzepts zur Verbesse-
rung der Bedingungen zur sozialen und be-
ruflichen Integration der LOS-Zielgruppen 
in dem beschriebenen Gebiet;

< Entwicklung von Ideen für Mikroprojekte 
und Einordnung in die LOS-Projekttypen 
(Förderung der beruflichen Wiedereinglie-
derung, Förderung von Organisationen und 
Netzwerken, Förderung von Existenzgrün-
dungen);

< Berücksichtigung der Querschnittsthemen 
(Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern, Förderung von Toleranz und Demo-
kratie);

< Beschreibung der Zielgruppen, die vorran-
gig erreicht werden sollen;

< Darstellung der Zusammensetzung des Be-
gleitausschusses sowie der Verfahrensab-
läufe, die zur Förderentscheidung von Mi-
kroprojekten führen;

< Beschreibung der Öffentlichkeitsarbeit bzgl. 
der Bekanntmachung, Umsetzung und Do-
kumentation des Programms.

Die Gebietskörperschaft stellt einen Antrag bei 
der Regiestelle LOS. Zu den Antragsvoraus-
setzungen zählen der Lokale Aktionsplan, der 
den Antrag zum Gebiet, ein Handlungskonzept, 
die Entwicklungsziele, die Ermittlung des För-
derbedarfs und die Erklärung enthält, dass die 

Fördervoraussetzungen für den Förderzeitraum 
eingehalten werden.

Das Antragsverfahren für das ESF-Bun-
desprogramm „Lokales Kapital für Soziale 
Zwecke“ (LOS) wird im Sinne einer Verwal-
tungsvereinfachung und einer Verkürzung der 
Bearbeitungsfristen als Online-Verfahren über 
das Service-Portal http://www.los-online.de ab-
gewickelt. 

Die Regiestelle LOS prüft den Antrag inhalt-
lich, auf Vollständigkeit sowie auf Erfüllung der 
Antragsvoraussetzungen und legt den Antrag 
dann der Steuerungsrunde beim BMFSFJ zur 
Entscheidung vor.

Nach positiver Förderentscheidung wird ein 
Fördervertrag zwischen der Regiestelle LOS 
und der Gebietskörperschaft geschlossen. Der 
Antragsteller verpflichtet sich, die im Förder-
vertrag festgelegte Fördersumme innerhalb 
des Förderzeitraumes kassenwirksam auszu-
geben, verantwortlich über die Mittelvergabe 
an die Mikroprojekte zu entscheiden und Än-
derungen in der Umsetzungsphase der Regie-
stelle LOS bekannt zu geben bzw. mit dieser 
abzustimmen.

Umsetzung

Das federführende Amt richtet die Lokale Ko-
ordinierungsstelle ein und stellt dafür eine/n 
Mitarbeiter/in frei. Gemeinsam mit dem Lo-
kalen Netzwerk informiert die Lokale Koordi-
nierungsstelle auf lokaler Ebene über das Pro-
gramm LOS.

Die Lokale Koordinierungsstelle übernimmt 
die Funktion des Kommunikationstransfers in-
nerhalb der Verwaltung und schafft Transpa-
renz über die Informationswege, deren Inten-
sität und Umfang.
Darüber hinaus hat die Lokale Koordinierungs-
stelle folgende Aufgaben:
< Ansprechpartnerin für die Regiestelle LOS; 
< Anleitung des Lokalen Netzwerks;
< Sicherstellung des Mittelabrufs, der Mittel-

weitergabe und der Mittelverwendungsprü-
fung;

< Information über das Programm LOS auf lo-
kaler Ebene, Ermittlung und Beratung der 
Antragsteller, Bearbeitung der Anträge (ge-
meinsam mit dem Lokalen Netzwerk und 
einem Begleitausschuss);

< Teilnahme an der Regionalkonferenz der 
Lokalen Koordinierungsstellen und der Ide-
enwerkstatt (s.u.);

< Zusammenarbeit mit der wissenschaftli-
chen Begleitung;

< Gewährleistung der Dokumentationserstel-
lung der Mikroprojekte und deren Übermitt-
lung an die Regiestelle LOS.

Das der Lokalen Koordinierungsstelle zuge-
ordnete Lokale Netzwerk erhöht die Handlungs-
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fähigkeit und Treffgenauigkeit von Bedarfser-
mittlungen innerhalb des Fördergebietes 
LOS. Hier werden Regelungen des Umgangs 
in Bezug auf den Informationsaustausch, die 
Entwicklung von Kooperationsstrategien, die 
Transparenz der Auswahl der Träger nach Qua-
lifikationskriterien, die Steuerung der Träger 
der Einzelprojekte durch Erfolgsmessungen 
und die Förderentscheidung vorbereitet.

Antragsteller für Mikroprojekte werden ermit-
telt und beraten, entsprechende Anträge bear-
beitet. Ein Begleitausschuss trifft dann anhand 
der LOS-Projekttypen und des im Lokalen Ak-
tionsplan beschriebenen Handlungskonzeptes 
die Förderentscheidung über die eingereichten 
Mikroprojekte. Die Vertretung der betroffenen 
Zielgruppen ist dabei zu berücksichtigen.

Die Lokale Koordinierungsstelle schließt mit 
den Trägern der Mikroprojekte Förderverträge 
ab. Diese können den Charakter eines Zuwen-
dungsbescheides, Werk- oder Leistungsvertra-
ges haben. 

Bei Vertragsabschluss zwischen der Loka-
len Koordinierungsstelle und dem Träger des 
Mikroprojektes muss das „Stammblatt für Mi-
kroprojekte bzw. durchführenden Organisatio-
nen Teil I“ ausgefüllt vorliegen. Dieses muss 
spätestens bei der ersten Mittelabforderung 
für das Mikroprojekt der Regiestelle LOS zuge-
sandt werden.

Parallel sind die Grunddaten der geförderten 
Mikroprojekte in das Formular „Verwendungs-
nachweis (Zahlenmäßiger Nachweis)“ einzu-
tragen, damit die Angaben aus dem Stamm-
blatt Teil I und dem Verwendungsnachweis 
übereinstimmen.

In dem Stammblatt werden neben den all-
gemeinen Trägerdaten eine Kurzbeschrei-
bung der Maßnahme, die Adressat(inn)en, 
die Leistungen inkl. der Instrumententypen, 
die Einordnung in die LOS-Projekttypen und 
die beteiligten Kooperationspartner erhoben. 
Um die erzielten Wirkungen nach Beendigung 
der Mikroprojekte beschreiben zu können, sind 
deren Träger aufgefordert, bereits bei der Be-
antragung Erfolgsindikatoren festzulegen. Dies 
dient im Sinne eines Qualitätsmanagements 
der Überprüfung der erreichten Ziele nach Be-
endigung der Mikroprojekte.

Das „Stammblatt für die Mikroprojekte bzw. 
durchführenden Organisationen, Teil I“ kann 
wie der Antrag im Online-Verfahren über das 
Service-Portal www.los-online.de abgewickelt 
werden. 

Die Gebietskörperschaft leistet - wie beim 
ESF üblich - die Vorfinanzierung. Nach jeweils 
zwei Monaten kann sie gegenüber der Regie-
stelle die Kosten geltend machen und sich die 
verauslagten Mittel rückerstatten lassen. Für 
die Teilnahme am Programm LOS ist die Ein-

richtung eines Einnahme- und Ausgabetitels 
(Haushaltsstelle) im Haushalt der Gebietskör-
perschaft erforderlich.

Neben einer jährlichen, von der Regiestelle 
LOS durchgeführten bundesweiten Ideenwerk-
statt finden ebenfalls einmal jährlich regionale 
Konferenzen der Lokalen Koordinierungsstel-
len statt. Auf diesen Konferenzen haben die 
Mitarbeiter/innen der Lokalen Koordinierungs-
stellen der verschiedenen Gebietskörperschaf-
ten die Möglichkeit, Problemstellungen zu er-
örtern, Praxiserfahrungen auszutauschen oder 
auch neue Umsetzungsideen zu erarbeiten.

Die Träger führen die Mikroprojekte entspre-
chend der eingereichten Konzeptionen durch.

Nach Abschluss der Mikroprojekte muss ge-
währleistet sein, dass das Stammblatt Teil II, 
in dem Bezug auf die Anzahl der Teilnehmer/
innen (bei Teilnehmer/inbezogenen Maßnah-
men), ihre Zusammensetzung und die Wirkung 
des Projekts genommen wird, ausgefüllt vor-
liegt.

Um einen optimal ausgeschöpften Ge-
samtförderzeitraum zu ermöglichen, muss 
für den Lokalen Aktionsplan vor Ablauf des 
Förderzeitraums die Fortschreibung bean-
tragt werden. Die folgenden Förderzeiträume 
sind vom 1.7.2004 – 30.06.2005 und 1.7.2005 
– 30.06.2006. 

Für die Fortschreibung des Lokalen Aktions-
planes ist auf lokaler Ebene zu überprüfen, ob 
die Mikroprojekte erfolgreich waren und zur 
Umsetzung der Entwicklungsziele beigetragen 
haben, und ob der Lokale Aktionsplan wie bis-
her fortgeführt oder modifiziert werden soll. 
Gegebenenfalls sind die Entwicklungsziele zu 
überarbeiten und neue Mikroprojektideen zu 
entwickeln.

Wie bei der Antragsstellung zum ersten Lo-
kalen Aktionsplan wird der fortgeschriebene 
Aktionsplan im Online-Verfahren abgewickelt.

Über das Gesamtprojekt ist nach Ablauf des 
Gesamtförderzeitraumes eine Dokumentation 
zu erstellen. Die Lokale Koordinierungsstelle ist 
aufgefordert, geeignete Strategien für die Do-
kumentation zu entwickeln und bereits in der 
Umsetzungsphase die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen (z.B. Sammeln von Zeitungsarti-
keln und Eigenpublikationen, Anfertigen von 
Fotos, ...). Die Abschlussdokumentation kann 
z.B. den Charakter einer Broschüre, CD- ROM, 
eines Videofilms, einer DiaTon-Show, Internet-
präsentation oder Fotoausstellung haben. Die 
Kosten hierfür können bei den Sachkosten für 
das Betreiben der Lokalen Koordinierungsstel-
le geltend gemacht werden.

Während der Umsetzungsphase ist die Öf-
fentlichkeit regelmäßig über das Programm 
und seine Umsetzung zu informieren. Diese Öf-
fentlichkeitsarbeit kann durch Pressemitteilun-
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gen, Pressekonferenzen, Flyer, Plakate, Foren, 
Veranstaltungen u.a. erfolgen. Dabei ist immer 
das LOS-Logo zu verwenden und auf die För-
derung durch den Europäischen Sozialfonds 
und das BMFSFJ hinzuweisen.

Die Ergebnisse der Mikroprojekte und der 
Umsetzung des Handlungskonzeptes sind auf 
lokaler, kommunaler und bundesweiter Pro-
grammebene zu präsentieren.

Nach Beendigung des Programmteils „Lo-
kales Kapital in der Sozialen Stadt“ 2006 wird 
durch die Regiestelle LOS eine Auswertungs-
tagung veranstaltet. Unter Einbeziehung der 
lokalen Akteure, der Koordinator(inn)en der 
Kommunen, der Länder und des Bundes wird 
eine Projektmesse durchgeführt, auf der sich 
beispielhafte Projekte präsentieren können.

Die Lokale Koordinierungsstelle rechnet die 
verwendeten Mittel mit den Mikroprojekten 
ab. 

Zum Stichtag 31.12. eines Jahres und mit der 
letzten Abrechnung muss das „Stammblatt für 
die Mikroprojekte bzw. durchführenden Orga-
nisationen, Teil II“ vorgelegt werden. Dieses 
enthält für Teilnehmer/innenbezogene Leistun-
gen eines Mikroprojekts detailliertere Angaben. 
Die Abgabe des Stammblattes Teil II zum 31.12. 
entspricht bei noch laufenden Mikroprojekten 
einem Zwischenbericht.

Nach Abschluss des Förderzeitraumes wer-
den die erzielten Ergebnisse - bezogen auf die 
im Stammblatt Teil I aufgestellten Erfolgsindi-
katoren -, die erreichten Wirkungen, die Reso-
nanz der Zielgruppen und die erfolgte Doku-
mentation/ Präsentation abgefragt.

Das „Stammblatt für die Mikroprojekte bzw. 
durchführenden Organisationen, Teil II“ kann 
ebenfalls wie bei den vorhergehenden Doku-
menten im Online-Verfahren über das Service-
Portal http://www.los-online.de abgewickelt 
werden.

Die Auszahlung der Fördermittel durch die 
Regiestelle erfolgt nach dem ESF-üblichen Er-
stattungsprinzip. Als erstattungsfähige Kosten 
gelten dabei kassenwirksam getätigte Sach-
ausgaben der Koordinierungsstelle sowie kas-
senwirksam ausgezahlte bzw. weitergeleitete 
Fördermittel an die Mikroprojekte. 

Der Erstattungsantrag erfolgt alle 2 Monate in 
Form einer EDV-gestützten Ausgabeerklärung 
der Kommune auf Grundlage der jeweils zur 
Ausgabe zeitnah zu führenden Belegaufstel-
lungen. Die Belegaufstellungen sind ebenfalls 
EDV-gestützt getrennt nach Sachausgaben und 
Ausgaben für die Förderung der Mikroprojekte 
zu führen.

Nach entsprechender Prüfung der Ausga-
beerklärungen/ Erstattungsanträge durch die 
Regiestelle erfolgt die Auszahlung der Förder-
mittel auf das durch den Förderempfänger an-

gegebene Konto.
Die Weiterleitung der Fördermittel an die Mi-

kroprojekte erfolgt nach dem zwischen Kom-
mune und Mikroprojekt geregelten Verfahren 
auf der Grundlage der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Verwendungen zur Projektför-
derung (ANBest-P).

Zum Ende des Förderzeitraumes ist ein Ver-
wendungsnachweis zu erstellen, der aus einem 
Zahlenmäßigen Nachweis und einem Sachbe-
richt besteht. Zusätzlich ist jeweils zum Jahres-
ende (Stichtag 31.12.) ein Zwischenbericht für 
den laufenden Förderzeitraum in Form eines 
Sachberichtes abzugeben.

Für die Durchführung des im vergangenen 
Jahr gestarteten Programms stehen auf Bun-
desebene ca. 55 Mio. � zur Verfügung. Mit die-
ser Summe können bis zum Jahr 2006 in den 
zur Zeit 177 Fördergebieten des Programmteils 
„Lokales Kapital in der Sozialen Stadt“ etwa 
6000 Mikroprojekte umgesetzt werden. 500 
Mikroprojekte sind davon bereits im Jahr 2003 
angelaufen.

Bereits abgeschlossen ist der Programm-
teil „Lokales Kapital in Hochwassergebieten“. 
Über 4 Mio. � sind dafür im letzten Jahr in den 
vom Hochwasser des Monats August 2002 
betroffenen Kommunen und Landkreisen ein-
gesetzt worden. In 60 Fördergebieten wurden 
520 Mikroprojekte umgesetzt. So konnten nach 
der Wiederherstellung der meisten materiellen 
Schäden durch LOS viele am Arbeitsmarkt be-
nachteiligte Menschen qualifiziert und Orga-
nisationen und Netzwerke, die sich für diese 
Menschen einsetzen, unterstützt werden.

Weitere Informationen zum Programm „Lo-
kales Kapital für soziale Zwecke“ bietet die In-
ternetplattform www.los-online.de, unter der 
auch eine Übersicht der beteiligten Kommunen 
und Landkreise abrufbar ist.

1) Davon zu unterscheiden sind die den Bundesländern zuge-

ordneten Programmteile. Die Umsetzung der Länderprogram-

me erfolgt nach deren jeweiligen spezifischen Richtlinien. Die 

Ansprechpartner/innen der Länderprogramme finden Sie auf

www.los-online.de

2) In begründeten Ausnahmefällen können auf Antrag hin auch 

kreisangehörige Städte Antragsteller sein; die Voraussetzung 

hierfür ist ein kommunales Ämternetzwerk für den durch die 

Gemeinschaftsinitiative „Die Soziale Stadt“ ausgewählten 

Stadtteil (bzw. Stadtteile) und eine haushalterische Unabhän-

gigkeit vom Landkreis.

3) Vgl. Ginsheim, G. v./Meyer, D. (2002): Gender Mainstrea-

ming – Zukunftswege der Jugendhilfe. Ein Angebot. Stiftung 

SPI. Berlin, S. 15.

4) Siehe auch Meyer, D. (2001): Gender Mainstreaming – eine 

neue geschlechterpolitische Strategie. In: BzgA FORUM 4-

2001, S. 3-8.
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Axel Krüger, Amt für Jugend und Sport Land-
kreis Plön

Steuerung lokaler Bündnisse 
im Programm „Lokales Kapi-
tal für soziale Zwecke“ (LOS) 
– Erfahrungen aus dem Land-
kreis Plön 

Der Landkreis Plön ist sehr ländlich strukturiert, 
mit drei mittleren Städten, sieben amtsfreien 
Gemeinden. Diese Bedingungen sind entschei-
dend für einen so genannten lokalen Aktions-
plan. Eigentlich geht das kaum; einen lokalen 
Aktionsplan für ein Kreisgebiet zu erstellen. 

Im Prinzip sind 82 % der Fläche durch 
Landwirtschaft und Binnenseen geprägt. Die 
Arbeitslosigkeit von 9,5 % (heute etwas ge-
stiegen) ist einen Prozentpunkt unter dem Lan-
desdurchschnitt. Es gibt im Prinzip keine große 
Industrie oder auch keinen bedeutenden Han-
del und Gewerbe, die Bevölkerung „lebt“ von 
Dienstleistungen und der „weißen“ Industrie, 
dem Fremdenverkehr.

Zur Vorgeschichte:
Von 2000 bis 2003 war der Kreis Plön einer der 
13 E&C-Landkreise und hat in 5 Bausteinen:
< aufsuchende Kinder- und Jugendarbeit
< Integration von Migranten/innen
< Jugendarbeit ans Netz
< Stadtteilarbeit
< Ehrenamtliche für Ehrenamtliche“
von dem Programm profitiert und insgesamt 
104.000 Euro investieren können. Durch das 
Prinzip der Nachhaltigkeit wurde sichergestellt, 
dass die fünf Bausteine weitergeführt werden.

Diese Vorgeschichte ist wichtig, weil all die 
geschaffenen Grundlagen für E&C zur Durch-
führung von LOS nun weiter genutzt und gefes-
tigt werden können. So war es nicht notwendig 
einen Ansprechpartner, eine Koordinations-
stelle und lokale Netzwerke neu zu installieren 
sie wurden durch das E&C Programm schon 
aufgebaut. 

Nun zu dem LOS-Programm: Wie aus der 
Zeitschiene ersichtlich war am 16.05.2003 die 
Starterkonferenz. Nach einer nachdenklichen 
Rückfahrt folgte ein Abstimmungsgespräch 
mit dem Landrat, dann wurde im Online-Ver-
fahren der Antrag gestellt und wir bekamen 
eine Ablehnung wegen fehlender Haushalts-
mittel. Dann am 24.10.2003 wurde unser An-
trag doch bewilligt, am 06.11.2003 ging es 
zur ersten Regionalkonferenz nach Hannover 
und am 06.012004 fand die Starterkonferenz 
im Kreis Plön statt. Anschluss des Marathons 
wird am 29.01.2004 ist die erste Sitzung des Be-

gleitausschusses sein, zu dem ich gleich noch 
komme.

Voraussetzung für LOS war ein lokaler Ak-
tionsplan, ein Ämternetzwerk bestehend aus 
Jugendamt, Sozialamt, Arbeitsamt, Amt für 
Wirtschaftsförderung, Schulamt, Polizei und 
so weiter, eine lokale Koordinationsstelle, der 
Begleitausschuss, regionale Netzwerke, Un-
terstützung der wissenschaftlichen Begleitung 
und eine Dokumentation. Das waren die vorge-
gebenen Rahmenbedingungen. Vieles davon 
existierte schon aufgrund der Erfahrungen von 
E&C. 

LOS ist eine Beschäftigungsinitiative. Und 
man muss ein ganz wenig um die Ecke den-
ken, um zu sagen Beschäftigungsinitiative im 
Landkreis für „benachteiligte“ Gruppen. Für 
wen können wir eigentlich was machen und 
was wollten wir schon immer für die Ziel-
gruppe tun, hatten aber keine Finanzmittel? 
Insbesondere Mädchen- und Frauenprojekte, 
Integrationsprojekte, „benachteiligte“ Jugend-
liche, Alleinerziehende, Suchtmittelabhängige, 
Straffällige, ältere Arbeitnehmer. Eigentlich ein 
Kanon von Personen, der es möglich macht, 
in diesem Bereich kreativ und tätig zu werden. 
Und nicht zuletzt auch Organisationen und 
Gruppen, die sich mit diesem oberen Perso-
nenkreis beschäftigen.

Zum schon angesprochenen Aktionsplan, 
der ja die Grundlage war für die Bewilligung 
des Antrages. Im Gegensatz zur Sozialen Stadt 
muss ein „Kreisaktionsplan“ unterschiedliche 
Regionen und Problemkreise im Landkreis be-
rücksichtigen und einbringen. Dieses kann nur 
gelingen, wenn man den Landkreis sehr gut 
kennt, Kontakte zu den runden Tischen und 
lokalen Netzwerken, Arbeitsgemeinschaften 
und ähnlichem hat. Nur dann ist es möglich, so 
etwas ähnliches wie einen (bzw. Regionpläne) 
Aktionsplan zusammenzufügen.

Das Ämternetzwerk, ist in jedem Kreis relativ 
gleich. Wir haben von Anfang an gesagt, wir 
möchten keine zusätzliche Ebene schaffen. Wir 
wollen auf Netzwerke zurückgreifen, die sich 
bewährt haben. Durch die zufällige Fachbe-
reichsbildung Schulamt, Sozialamt, Jugend-
amt in unserem Kreis und in den nach § 78 
SGB VIII, AG 78, in der Arbeitsamt, Polizei und 
Jugendhilfe schon berücksichtigt sind, haben 
wir beschlossen, dass es ist doch ganz sinnvoll 
sein kann, dieses Ämternetzwerk nur noch zu 
ergänzen (um die Wirtschaftsförderung, Han-
del und Gewerbe, Kreishandwerkerschaft).

Den Begleitausschuss mussten wir ebenfalls 
nicht neu erfinden; da die „üblichen Verdäch-
tigen“ in der AG 78 schon positiv zusammen 
arbeiten. Also blieb nur noch die Satzung zu 
ändern und die AG 78 auch zum Begleitaus-
schuss zu machen.
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In unserem Begleitausschuss sind dieses die 
gewählten Vertreter und als ständige Gäste 
die Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses, 
die Arbeitsverwaltung, die Schule und die Po-
lizei. Das Sozialamt und Unternehmens- bzw. 
Betriebsvertreter müssen noch hinzukommen. 
Damit haben wir einen Begleitausschuss, der 
nicht ganz neu zusammengestellt wird, der 
sich kennt und der bisher schon an sehr vielen 
Projekten gearbeitet hat.

Vielleicht ein paar persönliche Anmerkungen. 
Es wird sehr gerne und häufig über Steuerung 
gesprochen. Das Problem bei einem Landkreis 
ist, ich sage es mal sehr platt, man kann erst et-
was steuern, wenn eine ganze Menge läuft. Sie 
haben das vorhin so nett gesagt, im Moment 
sind wir auf der „Tippeltour“, die Personen und 
Institutionen zu Überzeugen, zu motivieren und 
zu finden, die das, was angedacht worden ist, 
in einem lokalen Aktionsplan mit kleinen Mi-
kroprojekten umsetzen. Das wird nicht einfach 
sein. Allerdings muss ich sagen aufgrund der 
Erfahrung mit dem Programm E&C trotz des 
seltsamen Gefühles, wenn es um Europamittel 
handelt (das kann ja nur kompliziert werden), 
ein Stück Vertrauen gewachsen ist. Es ist gar 
nicht so kompliziert, wie man vermutet. Mit 
E&C hat es geklappt. Mit LOS wird es auch 
klappen. Insofern bin ich ganz guter Hoffnung, 
dass wir loslegen können. Ich hätte Ihnen gern 
sehr viel mehr ganz praktische Dinge berichtet, 
aber wie gesagt, am Donnerstag trifft sich zum 
ersten Mal der Begleitausschuss, der dann im 
Prinzip über Anträge befindet, die in 5 Mona-
ten abgeschlossen sein müssen. Das wird nicht 
einfach werden. Darum freue ich umso mehr 
auf die beiden nächsten deutlich längeren För-
derungsphasen, in denen dann wirklich ein 
Jahr Zeit ist, ganz kontinuierlich zu arbeiten.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.



Tagungsprogramm

Dienstag, 20. Januar 2004

13.30 Uhr Begrüßungskaffee, Imbiss

14.00 Uhr Begrüßung
Dr. Sven-Olaf Obst, BMFSFJ, Referatsleiter, Berlin
Hartmut Brocke, Stiftung SPI, Direktor, Berlin

14.15 Uhr Angebotsstrukturen der Kinder- und Jugendarbeit auf dem Land
Formale und informelle Angebote – Infrastruktur  und Mobilitätserfor-
dernisse für Kinder- und Jugendliche im ländlichen Raum – Der Umgang
mit der demografischen Entwicklung

Ergebnisse des Bundesmodellprogramms „Jugendarbeit im ostdeut-
schen ländlichen Raum“
Ute Opitz-Karig

Statements
Jörg Freese, Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin

Jörg Kuhl, Sportjugend NRW, Duisburg

Diskussion

16.00 Uhr Kaffeepause

16.30 Uhr Bildung und Beschäftigung
Zukunftschancen der „Landjugend“ in Bildung, Ausbildung und Beruf –
Ganztagsschulen und Angebote der schulbezogenen Jugendsozialarbeit
– Jugendberufshilfe und Hartz

Vorstellung der Bundesinitiative „wir... hier und jetzt“
Dr. Heike Kahl, Deutsche Kinder- und Jugendstiftung, Berlin
Andreas Pautzke, Stiftung Demokratische Jugend, Berlin

Statements
Ulrike Worbs, Sächsische Landjugend e.V., Dresden

Michael Backhaus, Jugendberufshilfe Thüringen e.V., Erfurt

Diskussion

18.30 Uhr Gemeinsames Abendessen im Bistro des Centre Français de Berlin



Mittwoch, 21. Januar 2004

9.00 Uhr Fachvortrag und Diskussion:
Zur Lage der Kinder- und Jugendarbeit in ländlichen Regionen
Dr. Ulrich Deinet, Fachhochschule Düsseldorf

10.00 Uhr Selbsthilfe und neue Formen des Ehrenamts
Netzwerke bürgerschaftlichen Engagements und Formen des Ehrenamts
im ländlichen Raum – Stärkung von Selbsthilfe und Eigeninitiativen –
Implementierungsstrategien und Sicherung von Nachhaltigkeit

Ergebnisse des Bundesmodellprogramms „Strukturschwache ländliche
Regionen – Netzwerke und Ehrenamt“
Mareike Schmidt, DJI, Regionale Arbeitsstelle Halle

Statements
Martina Baumert, Jugendamt Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Bad Hersfeld

Sabine Bräunicke, Jugendamt Kyffhäuserkreis, Sondershausen

Diskussion

11.20 Uhr Kaffeepause

11.40 Uhr Lokale Bündnisse und Netzwerkarbeit – Stärkung zivilgesellschaftlichen
Engagements
Lokale Aktionspläne und lokale Bündnisse – Förderung zivilgesell-
schaftlichen Engagements und sozialer Kompetenzen für Toleranz und
Demokratie – spezifische Steuerung und Ressourcenausstattung

Erfahrungen und Ergebnisse aus den Bundesmodellprogrammen Enti-
mon und CIVITAS
Ulrich Brüggemann, Wissenschaftliche Begleitung „Entimon“, DJI, Regionale
Arbeitsstelle Halle
Kerstin Palloks, Wissenschaftliche Begleitung CIVITAS, Institut für interdiszi-
plinäre Gewalt- und Konfliktforschung, Berlin

Steuerung lokaler Bündnisse im Programm „Lokales Kapital für soziale
Zwecke“ (LOS)
Irina Klave, Stiftung SPI, Regiestelle LOS, Berlin
Axel Krüger, Amt für Jugend und Sport, Landkreis Plön

Diskussion
14.00 Uhr Imbiss

Ende der Veranstaltung



Teilnehmer/innen

Name, Vorname Institution Tel., Fax, e-Mail
Backhaus, Michael Jugendberufshilfe Thüringen e.V.

Geschäftsstelle Erfurt
Linderbacher Weg 30
99099 Erfurt

036314659356
036142290130
michael.backhaus@jbhth.de

Baumert, Martina Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Jugendamt
Friedloserstr. 12
36251 Bad Hersfeld

06621640139
0662187428
martina.baumert@hef-rof.de

Behnke, Eckhard Kreisjugendamt Ostvorpommern
Demminer Str. 71-74
17389 Anklam

0397184507
0397184507
jugendpflege@landkreis-
ostvorpommern.net

Bräunicke, Sabine Kyffhäuserkreis
Jugendamt
Johann-Karl-Wezel-Str. 7
99706 Sondershausen

03632741621
03632741851
jugendamt@kyffhaeuser.de

Brocke, Hartmut Stiftung SPI
Müllerstraße 74
13349 Berlin

03045979333
03045979366
info@stiftung-spi.de

Brüggemann, Ulrich Deutsches Jugendinstitut e.V.
Regionale Arbeitsstelle Halle
Franckeplatz 1
06110 Halle

03456817827
ulrich.brueggemann@dji.de

Dr. Deinet, Ulrich Fachhochschule Düsseldorf
Universitätsstraße
40225 Düsseldorf

02118114665
0212951996
ulrich.deinet@t-online.de

Freese, Jörg Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern
Bertha-von-Suttner-Str. 5
19061 Schwerin

03853031300
03853031303
Joerg.Freese@landkreistag-
mv.de

Dr. Kahl, Heike Deutsche Kinder- und Jugendstiftung
Tempelhofer Ufer 11
10963 Berlin

0302576760
03025767610
info@dkjs.de

Klave, Irina Stiftung SPI
Regiestelle LOS
Elberfelder Str. 6
10555 Berlin

03039060
03039063480
regiestelle@los-online.de

Klemm, Antje Stiftung SPI
Regiestelle E&C
Nazarethkirchstr. 51
13347 Berlin

0304579860
03045798650
regiestelle@eundc.de

Krüger, Axel Landkreis Plön
Amt für Jugend und Sport
Hamburger Str. 17/18
24306 Plön

04522743222
0452274395222
axel.krueger@kreis-ploen.de

Kuhl, Jörg Sportjugend NRW
Friedrich-Alfred-Str. 25
47055 Duisburg

02037381849
joerg.kuhl@lsb-nrw.de

Meyer, Sabine Stiftung SPI
Regiestelle E&C
Nazarethkirchstr. 51
13347 Berlin

0304579860
03045798650
regiestelle@eundc.de

Mögling, Tatjana Deutsches Jugendinstitut e. V.
Regionale Arbeitsstelle Halle
Franckeplatz 1, Haus 12/13

03456817826
03456817847
moegling@dji.de



06110 Halle
Opitz-Karig, Ute Lorzingstr. 13

04105 Leipzig
03416892546
ute-ok@arcor.de

Palloks, Kerstin Universität Bielefeld
Institut für Interdisziplinäre Gewalt- und
Konfliktforschung
Passauer Str. 8-9
10789 Berlin

03028098754
kpalloks@web.de

Pautzke, Andreas Stiftung Demokratische Jugend
Grünberger Str. 54
10245 Berlin

0302945289
0302945281
buero@jugendstiftung.org

Dr. Riesling-Schärfe,
Heike

Stiftung SPI
Regiestelle E&C
Nazarethkirchstr. 51
13347 Berlin

0304579860
03045798650
regiestelle@eundc.de

Rubart, Heidemarie Stiftung Demokratische Jugend
Grünberger Str. 54
10245 Berlin

03029772893
03029772894
heidemarie.rubart@wir-hier-
und-jetzt.de

Schmidt, Mareike Deutsches Jugendinstitut e. V.
Regionale Arbeitsstelle Halle
Franckeplatz 1, Haus 12/13
06110 Halle

03456817836
03456817847
schmidt@dji.de

Schwarz, Rainer Stiftung SPI
Regiestelle E&C
Nazarethkirchstr. 51
13347 Berlin

 0304579860
03045798650
regiestelle@eundc.de

Dr. Vorholz, Irene Deutscher Landkreistag
Lennéstr. 17
10785 Berlin

030590097341
030590097440
Irene.Vorholz@landkreistag.de

Worbs, Ulrike Sächsische Landjugend e.V.
Schnorrstr. 70
01069 Dresden

03514717822
03514715263
ulrike.worbs@landjugend-
sachsen.de

Ziemann, Wilke Deutsche Kinder- und Jugendstiftung
Tempelhofer Ufer 11
10963 Berlin

0302576760
03025767610
info@dkjs.de


